
www.kriminalpolizei.de

DIE

KRIMINALPOLIZEI
Z e i t s c h r i f t  d e r  G e w e r k s c h a f t  d e r  P o l i z e i

Bundespolizei

Bundeskriminalamt

Soziale Polarisierung und  
Gewaltradikalisierung

Die Strafvorschriften zum  
Landfriedensbruch

Neukonzeption der Polizeiausbildung in 
Nordrhein-Westfalen

A u s g a b e  1/ 2 0 1 9



EDITORIAL

1Die Kriminalpolizei Nr. 1 | 2019

EDITORIAL

1

Liebe Leserinnen, liebe Leser,
als Redaktionsteam freuen wir uns stets über Reaktionen von 
Ihnen auf die Fachbeiträge in unserer Zeitschrift. Dies gilt für 
lobende und zustimmende, aber natürlich auch für kritische und 
klarstellende Anmerkungen. So hat ein Kollege aus Bayern die 
Ausführungen in dem Aufsatz von Markus Schwarz und Mirko 
Ferch zum Thema „Forensische Entomologie – Insekten als Helfer 
der Polizei“ in der Kriminalpolizei 3/2018 bestätigt, zugleich aber 
darauf hingewiesen, dass neben den rechtsmedizinischen Ein-
richtungen auch das Kriminaltechnische Institut des Bayerischen 
Landeskriminalamtes forensisch entomologische Untersuchungen 
durchführt und entsprechende Gutachten erstellt. Das ist richtig 
und unterstreicht zugleich die hohe wissenschaftliche Kompetenz 
des Instituts. Diese besondere Aufgabenwahrnehmung soll deshalb 
auch keinesfalls unerwähnt bleiben und in einer der nächsten Aus-
gaben in einem eigenen Beitrag näher vorgestellt werden.

In der aktuellen Kriminalpolizei geht es zunächst um Formen 
der rechtswidrigen Gewaltausübung durch Einzelpersonen und 
Personengruppen. 

Der Extremismusforscher Dr. Michail Logvinov widmet sich 
den Dynamiken der „sozialen Polarisierung und Gewaltradika-
lisierung“ am Beispiel des Freistaates Sachsen. Immer wieder 
stehen hier Städte wie Dresden, Leipzig, Chemnitz, Bautzen 
oder Freital durch fremdenfeindliche Übergriffe oder Aufmär-
sche rechtspopulistischer Akteure im Mittelpunkt der medialen 
Berichterstattung. Unser Autor geht in seinem Beitrag auf den 
Prozess der Radikalisierung und Gewalteskalation ein, bewer-
tet in diesem Zusammenhang auch das Phänomen der PEGIDA- 
und LEGIDA-Proteste und konstatiert unter anderem, dass erst 
das Ausbleiben politischer Lösungen es Extremisten ermöglicht, 
ihre alternativen Problemdiagnosen und zumeist ausgesprochen 
schlichten Lösungsvorschläge wirksam zu bewerben. 

Nicht erst seit dem G20-Gipfel in Hamburg und den damit ver-
bundenen Straßenschlachten wird über angemessene Reaktionen 
des Gesetzgebers auf gewalttätige Störergruppen diskutiert. In 
einer „Berliner Erklärung“ der Innen- und Justizminister von CDU/
CSU wurde im September 2017 die Ausweitung des § 125 StGB 
(Landfriedensbruch) gefordert, um auch Personen zur Rechen-
schaft ziehen zu können, die in einer unfriedlichen Menschen-
menge nur passiv anwesend sind, dadurch den Gewalttätern jedoch 
Schutz bieten. Iwen Manheim und Julian Lutzebäck, Wissen-
schaftliche Mitarbeiter und Doktoranden am Lehrstuhl von Prof. 
Dr. Dennis Bock an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, set-
zen sich mit der tatbestandlichen Reichweite der Norm im Lichte 
der aktuellen Rechtsprechung und fachspezifischen Kommentar-
literatur auseinander. Im Ergebnis sprechen sie sich gegen eine 
Verschärfung des § 125 StGB aus, da nach ihrer Einschätzung der 

bestehende Tatbestand bereits denkbar weit gefasst ist und der 
Gesetzgeber bei einer weiteren Verschärfung Gefahr läuft, durch 
eine Überkompensation die Sphäre strafwürdigen Unrechts zu ver-
lassen. Zudem könnte dadurch der Wesensgehalt des Art. 8 GG bei 
Versammlungslagen beeinträchtigt werden.

Mit der „Neukonzeption der Polizeiausbildung in Nordrhein-
Westfalen“ beschäftigen sich KD Christoph Frings und PD Jür-
gen Zeitner. Beide Autoren sind erfahrene Dozenten in den 
Studienfächern Kriminalistik bzw. Einsatzlehre an der Fachhoch-
schule für öffentliche Verwaltung Nordrhein-Westfalen und arbei-
ten seit vielen Jahren auch konzeptionell an einer strukturellen 
und inhaltlichen Verbesserung polizeispezifischer Studiengänge. 
Neben den Gründen für die Neukonzeption gehen sie insbeson-
dere auf die Qualitätssteigerung im Bereich der Kriminalitäts-
bekämpfung ein und begründen diese mit deutlich gestiegenen 
Ansprüchen an die Sachbearbeitung in diesem Tätigkeitsfeld.

In weiteren Fachaufsätzen geht es um die „Sicherheit in einer 
offenen und digitalen Gesellschaft“ einschließlich eines Berichtes 
zur 64. Herbsttagung des Bundeskriminalamtes, „sexuelle Gewalt 
gegen Jungen und Männer“, „Eingriffsbefugnisse für eine Präven-
tive Gewinnabschöpfung“ und den „Schusswaffengebrauch unter 
strafverfolgender Zielsetzung“. Gerade die Sicherheit in der digita-
len Welt ist heute von besonderer Relevanz, wie nicht zuletzt die 
zum Teil als „Doxing-Angriff“ oder „Angriff aus dem Kinderzimmer“ 
bezeichnete Ausspähung von Daten eines 20-jährigen Schülers im 
Januar 2019 deutlich gemacht hat. Diesem Thema werden wir uns 
aus gesellschaftspolitischer, kriminalistisch-kriminologischer und 
rechtswissenschaftlicher Sicht weiter annehmen.

Eine strafrechtliche Rechtsprechungsübersicht, aktuelle Hin-
weise aus dem Netz, gewerkschaftspolitische Nachrichten und 
Buchbesprechungen runden die Zeitschrift schließlich ab.

Wir wünschen Ihnen eine interessante Lektüre und sehen Ihren 
Rückmeldungen gespannt entgegen.

Für das Redaktionsteam

Ihr

Prof. Hartmut Brenneisen

Editorial
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Zur Interaktionsdynamik 
der sozialen Polarisie-
rung und Gewaltradikali-
sierung in Sachsen

Von Dr. Michail Logvinov, Berlin1 

Die weit verbreiteten Annahmen der Rechtsextremismusforschung 
über Ursachen sowie Hintergründe der Radikalisierungsprozesse 
blenden in der Regel die sozialen Interaktionen aus und rücken 
vor allem die Einstellungsebene in den Vordergrund. Aus dem Blick 
geraten bei dieser deterministischen und ideologiezentrierten 
Betrachtung die wirksamen relationalen Faktoren als eigentliche 
Radikalisierungsmechanismen. Der vorliegende Beitrag setzt einen 
Kontrapunkt und widmet sich einer interaktionistischen Analyse 
der sozialen Polarisierung und der Gewaltradikalisierung in Sach-
sen vor dem Hintergrund der „Flüchtlingskrise“. 

1 �Rechte Mobilisierung und Gewaltradikalisie-
rung in der Forschung2

Verglichen mit dem internationalen Forschungsstand3 mangelt 
es in der deutschen Rechtsextremismusforschung an komplexen 
Erklärungen der rechtsextremen Mobilisierung und Gewaltra-
dikalisierung. Multikausale Modelle, die die Prozessdynami-
ken und Interaktionen zwischen den beteiligten Akteuren 
erfassen,4 sind nach wie vor eine Seltenheit. Es dominieren 
essentialisierende und/oder deterministische Erklärungsan-
sätze, die den Rassismus und/oder die Gruppenbezogene Men-
schenfeindlichkeit (GMF) in der Gesellschaft als zentrale Ursa-
che der rechten Mobilisierung und Gewalt ausmachen. 

Es erscheint allerdings die skeptische Frage berechtigt, ob eine 
überzeugende Gewaltanalyse gelingen könne, wenn „wir von den 
Konflikten abstrahieren, in deren Zusammenhang die Radikalisie-
rung jeweils stattfindet“.5 In der Tat stellen politische Rahmen-
bedingungen beziehungsweise Konfliktpotentiale wichtige Kon-
textfaktoren gesellschaftlicher Polarisierung und Gewaltradikali-
sierung dar. In vielen Fällen sind es überdies „weniger bestehende 
Vorurteile, die Gewaltereignisse erzeugen, als Gewaltereignisse, 
die – wie immer sie zustande gekommen sind – Vorurteile erzeu-
gen und bestätigen“.6 Die medial vermittelten Gewalttaten von 
Ausländern und Flüchtlingen, aber auch die durch die Mobilisie-
rungsakteure im Internet gestreuten tatsächlichen oder vermeint-
lichen Vorkommnisse dienen in dieser Perspektive als Evidenzen 
der abzulehnenden Entwicklungen vor Ort. Die konflikt- und/oder 
gewaltgeladenen Interaktionsdynamiken zwischen den verfeinde-
ten politischen Lagern lösen ebenfalls eskalative Radikalisierungs-
prozesse aus, welche die Grenzziehung zwischen „Wir“ und „Ihr“ 
zementieren, wobei ein Akteur – die Polizei – infolge der Pro- und 
Contra-Asyl-Mobilisierung in die missliche Lage der „doppelten 
Nichtzugehörigkeit“ gerät und von beiden Seiten massiv attackiert 
wird. So spielen über eine asylkritische Stimmung hinaus weitere 
radikalisierende bzw. eskalative Faktoren eine Rolle.

2 ��Radikalisierung und Gewalteskalation als 
relationaler Prozess

Im Zusammenhang mit den PEGIDA-Protesten gehörte es zeitwei-
lig zum Konsens, eine kausale „Dynamik der Gewalt“ bis hin zum 
Rechtsterrorismus anzunehmen. Ein oberflächlicher Blick auf die 
empirischen Befunde scheint diese Annahme zu bestätigen. In der 
Tat formierten sich im Kontext der PEGIDA-Proteste, ihrer Ableger 
und Nachahmer sowie andersartiger asylkritischer Mobilisierung 
asylfeindliche Gruppen, die auf Gewalt als Konfliktlösungsmittel 
setzten. Zugleich handelte es sich häufig um – einschlägig vorbe-
strafte bzw. in Erscheinung getretene – rechte oder allgemeinkri-
minelle Täter. Sieht man von den LEGIDA-Demonstrationen ab, an 
denen sich überproportional viele rechtsextreme Akteure beteilig-
ten, verliefen die PEGIDA-Kundgebungen weitgehend gewaltfrei.7 
Was den Unterschied ausmachte, war jedoch nicht nur die Qua-
lität der radikalen/extremistischen Einstellungen der Teilnehmer, 
sondern auch die Quantität und Qualität der eskalativen Dynami-
ken, die sich in Leipzig durch eine politisch unterstützte inten-
sive Gegenmobilisierung auszeichneten. Im Dezember 2015 mün-
dete eine „Demonstration gegen Rechts“ in Krawalle und massive 
Gewalttaten gegen die Polizei, die den Leipziger Oberbürgermeis-
ter dazu bewogen, von „offenem Straßenterror“ zu sprechen.8 Im 
Januar 2016 folgte eine vermutlich reaktive Aktion von Rechts-
extremisten und Hooligans, die randalierend und marodierend in 
die „linke Hochburg“ Connewitz einfielen. An diesem Beispiel wird 
ersichtlich, dass Radikalisierung und Eskalation relationale Pro-
zesse sind, deren Studium spezifischer Ansätze bedarf.

Radikalisierungen sind komplexe Mechanismen, die auf unter-
schiedlichen Ebenen – Mikro-, Meso- und Makro-Ebene – grei-
fen.9 Zugleich sind die Entstehungsbedingungen von Radikalismus 
„nicht die Charakteristika, die sich in den Bewegungen dann […] 
behaupten“.10 Das bedeutet: Spezifische Eigenschaften radikalisier-
ter Gruppen entstehen in einem dynamischen Konfliktgeschehen 
zwischen den beteiligten Akteuren in einem relationalen Umfeld 
(Bewegung-Gegenbewegung-Staat).11 Die Ursachenforschung 
benennt in der Regel lediglich die Ausgangsbedingungen jener 
Aktions-Reaktions-Sequenzen, die im Sinne des relationalen Ansat-
zes als (Sub-)Mechanismen der Radikalisierung erfasst werden.12 

Im Gegensatz zu statischen und zuweilen monokausalen 
Interpretationen sind die dynamischen Erklärungsansätze rela-
tional (Radikalisierung als Folge von Interaktionen), konst-
ruktivistisch (Diskursradikalisierung der Deutegemeinschaften 
und Sinnkonstruktionen der Akteure) und emergent (Gewalt 
als Folge von symbolisch vermittelten Aktionen). Die Radikali-
sierungsprozesse umfassen demnach relationale, kognitive und 
umweltbezogene Mechanismen, wobei die relationale Ebene die 
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Wirksamkeit der Kognitionen und Emotionen sowie der Umwelt-
faktoren prägt.13 

Zunächst einmal lässt sich mit dem Radikalisierungsbegriff 
eine Verschärfung der Gegensätze zwischen verschiedenen 
Bevölkerungssegmenten erfassen, die mit feindseligen Gefüh-
len aufgeladen wird und Gewalt erzeugen kann.14 Im zweiten 
Schritt kann von einer Gewalteskalation die Rede sein. In der 
ersten Phase entstehen die Gewaltsituationen in der Regel aus 
Interaktionen im dynamischen Protestgeschehen oder aus dem 
eher zufälligen Aufeinandertreffen von Täter und Opfer. In der 
zweiten Phase der Gewalteskalation bzw. -radikalisierung wird 
sie selektiv und gezielt angewendet – nach der Zugehörigkeit 
zu den deklarierten primären Feindgruppen (Hassgewalt) bzw. 
zu den Gruppen, deren politisches Handeln als schädlich aufge-
fasst wird (Konfrontationsgewalt), oder gegen (zivile) Zufalls-
opfer (Terrorismus).15 Der private organisierte vigilantistische 
Terrorismus kann dabei seinem Wesen nach fremdenfeindlich 
(primärer Vigilantismus) oder politisch-konfrontativ (sekun-
därer Vigilantismus) sein. Die sächsische Hassgewaltstudie 
hat zwar ergeben, dass die Hassgewalt im Vergleich zur Kon-
frontationsgewalt von weniger ideologisierten Gruppen aus-
ging, wobei die Konfrontationsgewalt im Schnitt eine höhere 
Lebensbedrohlichkeit als die Hassgewalt aufwies. Doch über die 
fremdenfeindlich motivierten „Gelegenheitstaten“ hinaus for-
mierten sich infolge der Eskalationsdynamiken Personenzusam-
menschlüsse, die schwerste Gewaltdelikte mit hohem Organisa-
tionsgrad bis hin zum vigilantistischen Terrorismus begingen. 
Ohnehin zeichnete sich die Konfrontationsgewalt eher durch 
planhaftes Vorgehen sowie einen höheren Organisations- und 
Ideologisierungsgrad der Täter aus. 

3 �Mechanismen der sozialen Polarisierung

Der interaktionistische Ansatz der Radikalisierungsforschung 
ermöglicht es, die analytischen Grenzen zwischen der Makro-, 
Meso- und Mikroebene zu überwinden, indem intervenierende 
kausale Faktoren identifiziert werden. Gesamtgesellschaftlich 
gesehen lässt sich ein nicht unwesentlicher relationaler Mecha-
nismus feststellen, der der sozialen Polarisierung vor der und 
im Zuge der Flüchtlingskrise Vorschub leistete. Es handelt sich 
um die Spiegelung bzw. „Internalisierung“ der internationalen 
Konfliktlagen16 im glokalisierten Deutschland, welche eine Wir-
kung auf die hiesige Bevölkerung ausüben und Ablehnungskon-
struktionen im Hinblick auf bestimmte, als unvereinbar gel-
tende Werte bestätigen bzw. erzeugen. Auch wenn die Furcht 
vor „Islamisierung“ keine wesentliche Ursache der späteren 
asylkritischen Proteste war, so waren sich die Anhänger von 
PEGIDA in der ersten Phase in ihrer Ablehnung der gewalttäti-
gen Konflikte einig, welche etwa zwischen den IS-Anhängern 
und -Gegnern in Deutschland ausgetragen wurden. Eine zweite 
Form der auf Deutschland ausstrahlenden internationalen Kon-
fliktlagen stellten die kaum administrierten Einwanderungsbe-
wegungen aus Kriegsgebieten und/oder Ländern dar, über die 
oft im Kontext abweichender Wertvorstellungen (beispielsweise 
radikaler Islam, die Rolle der Frau) medial berichtet wird. Ein 
interviewtes Mitglied einer radikalisierten Gewaltgruppe teilte 
gar seine unmittelbaren negativen Erlebnisse aus einem mili-
tärischen Auslandseinsatz mit, die er auf die in den Jahren 
2015/16 nach Deutschland kommenden Muslime übertrug.17 

Im Sinne des Ursachenparadigmas entsteht unter solchen mak-
rosozialen Bedingungen eine Situationswahrnehmung, die in 
der internationalen Konfliktforschung als relative Deprivation 
bezeichnet wird. Der Begriff kennzeichnet einen Zustand, in dem 
betroffene Menschen eine Diskrepanz wahrnehmen zwischen 

legitim erwartbaren Werten und den Möglichkeiten, diese Werte 
zu erreichen bzw. zu behalten. Die Wertedimension weist dabei 
drei Ebenen auf: Wohlfahrtserwartungen (beispielsweise öko-
nomische Faktoren und Selbstrealisierung), Machterwartungen 
(beispielsweise politische Partizipation und Sicherheit) und 
interpersonale Erwartungen (beispielsweise Gemeinschaftssinn 
und ideelle Kohärenz).18 Im Kontext der Flüchtlingskrise und 
asylkritischen Mobilisierung hat sich gezeigt, dass alle drei Ebe-
nen zwar eine Rolle spielten, doch die Interviewten betonten die 
wahrgenommene Macht- und interpersonale Diskrepanz.

So bestimmte eine interviewte Person folgende politische 
Ziele der Beteiligungen an PEGIDA-Demonstrationen und sogar 
der Kameradschaftsgründung: mehr Aufklärung durch den Staat 
über neue Asylunterkünfte und über Straftaten der Asylsuchen-
den zu bekommen. Als Katalysator für seine radikalen Protestak-
tivitäten nannte er die brutale Vergewaltigung einer Frau durch 
einen marokkanischen Asylsuchenden im September 2015 an der 
Nossener-Brücke in Dresden. Nach Einschätzung eines weiteren 
Befragten waren die Anti-Asyl-Demonstranten/PEGIDA-Anhänger 
empört, da man täglich beziehungsweise ständig von Übergrif-
fen durch Asylsuchende gehört habe, aber dies von den Medien 
immer nur als Einzelfall abgetan worden sei. Die Täter seien 
sogar immer noch in Schutz genommen worden, da sie ja durch 
die Flucht traumatisiert seien. Zugleich gab er zu, dass der Kon-
sum der einschlägigen Medien nicht kritisch reflektiert wurde.19

Eine weitere Person brachte neben der ökonomischen Proble-
matik (seiner Freundin soll wegen der Umfunktionierung eines 
Hotels zur Flüchtlingsunterkunft gekündigt worden sein) die Kri-
tik an der (lokalen) Politik zur Sprache, die sich aus der Lösung 
der sozialen Konflikte seiner Einschätzung nach zurückzog:

„Naja und dann hat, dann hat sich es dann immer so weiter 
hochgesteigert. Dann auch im Umfeld. Dann auch in der Sied-
lung, kann man sagen. Es sind fünf Häuser hintereinander. Da 
hat sich es dann so hochgeputscht. Jeder hat seinen Senf dazu 
gegeben. Und dass der Stadtrat oder die Leute, die was in der 
Stadt zu sagen haben, nicht mit den Bürgern gesprochen hat, 
dass da das Hotel hinkommt. Die Ängste und Nöte, also was die 
Bürger so haben und die Anwohner, wurde nie drüber gespro-
chen. Das. Man hat es beschlossen und hat gesagt, pass auf, 
das wird gemacht und das ist so. Ihr könnt da machen, was ihr 
wollt, uns interessiert eure Meinung nicht oder eure Ängste nicht 
und so ‘n scheiß alles. […] Und wie gesagt, man hat sich allein 
gelassen gefühlt. Beschissen gefühlt auf Deutsch gesagt von den 
Politikern und Stadträten. Gut. Den Stadträten kann man eigent-
lich im Endeffekt auch keinen Vorwurf machen. Die kriegen es 
auch nur von oben diktiert. Sagen das mal so. Und die müssen 
es machen. Aber die Stadträte hätten wenigstens sagen können, 
pass auf, lasst uns mal zusammensetzen und reden drüber, wie 
sieht es aus, habt ihr Befürchtungen oder habt ihr keine Befürch-
tungen. Und mal wenigstens drüber reden, aber nichts machen, 
das ist für mich, das find ich nicht in Ordnung“.20 

An dieser Situationswahrnehmung, die unter der betroffenen 
Bevölkerung anscheinend weite Verbreitung fand, zeigt sich, 
dass die Asylpolitik auch als Folie für die Funktionsweise der 
(lokalen) Demokratie unter Kritik stand. 

Die sächsische politische Kultur ist geprägt durch die Betonung 
sozialer Gleichheit, wohlfahrtsstaatliche Forderungen und Miss-
trauen gegenüber den Institutionen des demokratischen Verfas-
sungsstaates, wobei ein Großteil der Bevölkerung politische Ent-
scheidungen in erster Linie nach dem Modus ihres Zustandekom-
mens legitimiert.21 Das obige Zitat lässt sich daher dahingehend 
interpretieren, dass die asylkritische Mobilisierung der lokalen 
Bevölkerung in bestimmtem Maße mit der verweigerten Partizipa-
tion zusammenhing. Die Mitsprache erweist sich im Sinne der pro-
zeduralen Gerechtigkeit als eine besonders einflussreiche Variable, 
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was die Entschärfung sozialer Konfliktlagen angeht. Allerdings 
wurde die Möglichkeit, politische Mediations- und Erörterungsfor-
mate vor Ort zu etablieren (der Mechanismus der Out-Group-Ver-
mittlung und Legitimierung des Protestanliegens), kaum bzw. erst 
sehr spät ergriffen – in manch einer Gemeinde erst dann, nachdem 
es Akteuren aus dem rechtsextremen Spektrum gelungen war, sich 
an die Spitze des Protestgeschehens zu stellen. 

Ein weiterer relationaler Radikalisierungsmechanismus 
bewirkte auf der kognitiven und emotiven Ebene eine rasche 
Aktivierung des Wir/Ihr-Gegensatzes und eine entsprechende 
Grenzziehung auf Seiten der Protestakteure Protestakteure, die 
mit einer spezifischen Form der moralischen Abkopplung ein-
herging. Denn dem „Wutbürger“ wurde die Legitimität abge-
sprochen, ein (lokales) politisches Anliegen zu vertreten. Dies 
lief auf eine Delegitimierung des Anliegens an sich hinaus und 
traf nicht nur die von den bekannten Rechtsextremisten orga-
nisierten bzw. beeinflussten asylfeindlichen Proteste. Es liegt 
nahe, dass infolgedessen in bestimmten Bevölkerungssegmen-
ten ein negativer emotionaler Zustand die Bereitschaft zur 
effektiven Situationsbewältigung mit konformen Mitteln ein-
schränkte, wobei die soziale Kontrolle und Sanktionierung vor 
Ort geschwächt wurde. Gewaltkompetente Akteure nahmen dies 
zum Anlass, die Gewaltanwendung als Problemlösung normativ 
und utilitaristisch zu rechtfertigen, und sahen sich anschei-
nend in ihrer Problemdiagnose bestätigt. 

Die situative „Stellvertreter-Repression“ durch linke Gegen-
mobilisierungsakteure trug wesentlich zur Zementierung der 
entstandenen Grenzen und zur Kontrastverschärfung bei. Eines 
der etablierten Dresdner Bündnisse („Nazifrei! – Dresden stellt 
sich quer“) behandelte die PEGIDA-Proteste entsprechend dem 
eigenen Problemverständnis seit Anbeginn als rassistisch und 
folgte der Maxime „Kein Fußbreit den Nazis“ in Übereinstim-
mung mit dem Aktionskonsens, mittels Blockaden „Nazis zu 
stoppen“.22 Die allzu großzügige Anwendung des Rassismus- 
und „Nazi“-Etiketts auf alle einwanderungskritischen Perso-
nen geriet dabei selbst „in Gefahr, diese auf eine feststehende 
Wesensart festzulegen. Sie würde damit die möglichen aktuel-
len Beweggründe verschwinden lassen. Es könnte aber sein, dass 
gerade diese bearbeitet werden müssen“.23 Zu dieser Problema-
tik hieß es in einem Interview:

„Aber die Provokation zwischen den beiden Lagern jetzt. Man 
hat Leute auch von außerhalb angekarrt, die eigentlich nichts 
mit Dresden und Freital zu tun haben, und haben da Stimmung 
gemacht. Also gegen uns und gegen die ganze Stadt. Und weiß 
nicht. Und das hat sich dann auch im Endeffekt dann richtig 
hochgeschaukelt. Zum Beispiel der Herr X. […] Der ist ja aus 
Leipzig. Der hat dann auch teilweise die Demo da angemeldet 
und so weiter und so fort und hat ja Freital ist ein braunes Nest 
und das sind alles Nazis und und und. Der kennt die Leute nicht. 
Und macht die einfach runter und beschimpft sie. Und das, weiß 
nicht, find ich nicht in Ordnung“.24 

Bei den aggressiven Anti-Asyl-Demonstrationen wie beispiels-
weise im Juni und Juli 2015 in Freital agierten die Gegende-
monstranten entsprechend den Umständen eskalativ und grif-
fen politischen Gegner teils tätlich an. Wie die oben zitierte 
Aussage zu Mitspracherechten in der Flüchtlingskrise ließe sich 
die kritische Einschätzung der Generalisierung des Rassismus als 
Rationalisierung bzw. Rechtfertigung interpretieren. Zugleich 
gibt sie Aufschluss über die Wahrnehmung der Hintergründe 
polarisierender (Re-)Aktionen und eskalativer Dynamiken. 

In der Berichterstattung über die islam- und asylkritische bis 
-feindliche Stimmung in Sachsen fand sich ein ähnlicher Eska-
lationsmechanismus. Auch wenn die bundesdeutschen Medien 
die Fehler der 1990er Jahre nicht wiederholen wollten, trugen 
die meinungs- bzw. haltungsstarken Journalisten wesentlich 

zur sozialen Polarisierung bei. Eine einschlägige Studie der Otto 
Brenner Stiftung enthält zahlreiche lesenswerte Befunde, die 
erklären, wie die „medialen Dysfunktionen“ den polarisieren-
den und desintegrierenden Prozess „massiv gefördert“ haben.25 
Da wäre beispielsweise der belehrende und verächtliche Ton, 
in dem die Sorgen, Ängste und auch Widerstände eines wach-
senden Teils der lokalen Bevölkerung zeitweilig kommentiert 
wurden. Zugleich dienten die Kommentare „nicht dem Ziel, ver-
schiedene Grundhaltungen zu erörtern, sondern dem, der eige-
nen Überzeugung bzw. der regierungspolitischen Sicht Nachdruck 
zu verleihen“.26 Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, 
dass in der Hochphase der „Flüchtlingskrise“ kaum zwischen 
den Rechtsextrem(ist)en und „politisch Verunsicherten und 
besorgten, sich ausgegrenzt fühlenden Bürgern“ unterschieden 
wurde.27 Differenzierung tut allerdings not, wenn man vermei-
den möchte, dass das großzügige Aufhängen eines Nazi-Eti-
ketts nicht nur spaltet, sondern auch teils eine Normalisierung 
bewirkt: „Dann bin ich eben rechts!“ war 2016/17 immer öfter 
zu hören.

4 �Rechtsextreme Mobilisierung und 
Gewaltradikalisierung

Migrations- und asylkritische Mobilisierung ist ein wesentli-
ches „Politikfeld“ rechtsextremer Akteure. Die NPD suchte sich 
vergleichsweise früh mit ihrer Anti-Asyl-Agitation zu profilie-
ren. Auch andere Akteure aus den rechtsextremen und/oder 
rechtspopulistischen Netzwerken schürten soziale Konflikte, 
um im zweiten Schritt Lösungen anzubieten und Sympathisan-
ten zu gewinnen. Dabei setzten sie auf mobilisierende Demons-
trationen sowie expressive Aktionen und versuchten nach Kräf-
ten, von der Proteststimmung zu profitieren. Es zeigte sich eine 
Korrelation zwischen der Stärke des rechtsextremistischen bzw. 
rechtspopulistischen Spektrums vor Ort und der asylfeindlichen 
Mobilisierungsintensität. Die Vereinnahmungsformen variierten 
dabei zwischen einer mehr oder minder wahrnehmbaren Beein-
flussung bzw. Radikalisierung des Protestgeschehens (Freital) 
und einer „Subversion“ wie in Heidenau, wo ein NPD-Mitglied 
anfangs als Privatperson asylfeindliche Mobilisierung betrieb. 

Die internationale Rechtsextremismusforschung betont das 
kausale Verhältnis zwischen Hassgewalt und migrations- sowie 
elitenkritischer Mobilisierung.28 Dieser Zusammenhang lässt sich 
mit den im Projekt generierten Daten jedoch im strengen Sinne 
nicht belegen. Im Blick auf die rechtsextreme Mobilisierung und 
Eskalation ließ sich allerdings eine Art Überbietungswettbe-
werb mit Nachahmungseffekten beobachten. Denn die Akteure, 
die Gewalt als Handlungsmodell normativ und utilitaristisch 

Proteste gegen die rechtsextremistische NPD.
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rechtfertigten, tauschten sich über Soziale Medien über die 
(über-)regionalen „Erfolge“ der Aktionen aus, was eskalative Epi-
soden und eine Gewaltradikalisierung nach sich zog. 

Ein Mechanismus trug wesentlich zur Gewaltradikalisierung 
bei: der (lokale) Vigilantismus.29 Als primärer Vigilantismus 
lassen sich jene Gewalttaten erfassen, die von den örtlichen 
„Bürgerwehren“, „Widerstandsgruppen“ und anderen mehr oder 
minder organisierten Personenzusammenschlüssen begangen 
wurden. „Wachsame Bürger“ fühlten sich der sozialen Kontrolle 
am als untätig wahrgenommenen Staat vorbei verpflichtet. 
Zugleich firmierten die Gewalttaten aus Tätersicht vielfach als 
Ausdruck der Unzufriedenheit mit der Asylpolitik, die sich mit 
der Unterbringung Geflüchteter in der Nachbarschaft auf ihr 
unmittelbares Umfeld auswirkte. Der als Hassgewalt in Erschei-
nung getretene Vigilantismus war größtenteils spontan und 
emotional gesteuert, sieht man vom vigilantistischen Terroris-
mus der „Gruppe Freital“ und der „Kameradschaft Dresden“ ab. 

Die selbst ernannten Wächter über „Recht und Ordnung“ 
verschrieben sich überdies der lokalen Kriminalitätskontrolle. 
Hier spielten Personen mit einschlägigen Orientierungen und/
oder Gewaltkompetenzen eine Rolle. Ein Beispiel dafür wäre die 
Eskalation in Bautzen oder Chemnitz. Ein weiteres, „niedrig-
schwelliges“ Beispiel: Am 15. Oktober 2015 verabredeten sich 
einige Mitglieder der „Freien Kameradschaft Dresden“ zu einem 
Besuch des Herbstfestes in Dresden, um unter anderem „auf 
Flüchtlinge aufzupassen“. „Denn ihnen waren zuvor Meldungen 
bekannt geworden, denen zufolge es auf dem Rummel zu Proble-
men, u. a. in der Form von Taschendiebstählen durch Flüchtlinge, 
speziell aus dem in der Bremer Straße befindlichen Notaufnah-
melager gekommen sein sollte. Sie wollten deshalb anlässlich des 
Rummelbesuchs zugleich ihrer selbstgestellten Aufgabe nach-
kommen, dass ‚Ordnung und Ruhe‘ nicht durch Flüchtlinge oder 
andere ‚Ausländer‘ beeinträchtigt würden, was gegebenenfalls 
auch ein gewaltsames Einschreiten umfassen sollte“.30 Als zwei 
Ausländer zur späten Stunde tatsächlich in einen Konflikt mit 
dem Sicherheitsdienst gerieten und dessen Mitarbeiter zu einer 
körperlichen Auseinandersetzung herausforderten, setzten die 
selbsternannten Sheriffs ihren Tatentschluss um. Grundsätz-
lich hatte der Gedanke der Kriminalitätskontrolle eine unüber-
sehbare Relevanz für die asylfeindlichen Aktionen der lokalen 
„Widerstandsgruppen“. Tatsächliche oder vermeintliche Vorfälle 
wurden vorher in Sozialen Medien ventiliert und diskutiert, 
wobei man sich gegenseitig emotional bestärkte und/oder in 
der Richtigkeit der ausgewählten Handlungsmuster bestätigte.

Überdies spielte der sekundäre Vigilantismus – die Konfrontati-
onsgewalt gegen die Polizei und linke (Pro-Asyl-)Akteure als Mittel 
der Sozialkontrolle – eine wichtige Rolle. Denn die Polizei, ähnlich 
wie die Pro-Asyl-Aktivisten aus dem linken Spektrum, galt nun 
den rechten Tätern als Instanz zur Durchsetzung der unerwünsch-
ten „sozialen Innovation“. Dieser Radikalisierungsmechanismus 
lässt sich als Verschiebung der Zielobjekte bezeichnen. In einigen 
Fällen gingen den Gewalthandlungen gegen „linke Gruppen“ deren 
tatsächliche oder vermeintliche/wahrgenommene Aggressionen, 
auch gegen Bürgerproteste, voraus. Konfrontationsdelikten ging 
weitaus häufiger eine Provokation voraus als Hassgewalttaten. Mit 
dem Anstieg der Hassgewalt nahm zugleich die Zahl der linksmo-
tivierten Konfrontationsdelikte gegen Polizei (eine Verdopplung) 
und „gegen rechts“ (eine Verdreifachung) zu.

5 Gewaltradikalisierung und Terrorismus

Die im Projekt ausgewerteten Daten erlauben es, einige in 
Deutschland populär gewordene Hypothesen der Radikalisie-
rungsforschung zu prüfen. Die erste Hypothese betrifft die 

Radikalisierungsformen: Wie in der internationalen empirischen 
Forschung postuliert, erfolgt die Radikalisierung zur schweren 
(Hass-)Gewalt in Bekannten- und Freundeskreisen, also unter 
Gleichgesinnten in der realen Welt. Die Online-Aktivitäten, 
die mangels empirischer Zugänge eine Radikalisierung sugge-
rieren mögen, dienen „lediglich“ der (Selbst-) Vergewisserung 
der Richtigkeit ausgewählter Pfade und dem Sympathiegewinn. 
Zugleich ermöglicht die moderne Kommunikationstechnik eine 
Intensivierung der Radikalisierungsdynamiken infolge der 
praktisch ständigen Präsenz der Bezugsgruppe. Eine ähnliche 
Vergewisserungs- bzw. Legitimierungsfunktion erfüllt die von 
rechtsextremen Akteuren angestrebte Kopplung an die lokalen 
Proteste bzw. Anti-Asyl-Demonstrationen. Gewalttäter sahen 
sich durch die Zusammenkünfte mit Menschen ohne rechtsext-
reme Orientierungen in ihrem Glauben bestärkt, „auf der rich-
tigen Seite zu stehen“ und über die Protestaktivitäten hinaus 
handeln zu müssen. Zugleich gab es weitere relevante Faktoren 
wie das Gefühl, mit den (mehr oder minder aggressiven) Pro-
testmitteln nicht weiter zu kommen, und/oder Eskalationen im 
dynamischen Protestgeschehen.

So haben sich einige Hassgewalt-Täter an GIDA-Demonstrati-
onen beteiligt. Bei PEGIDA haben sich die Mitglieder der „Freien 
Kameradschaft Dresden“ teilweise kennengelernt. Der Kern der 
„Gruppe Freital“ hatte bei einer Kundgebung gegen die Unter-
bringung von Flüchtlingen vor dem Hotel „Leonardo“ in Frei-
tal zueinandergefunden. Angemerkt sei allerdings, dass die 
erfassten Täter teils Veranstaltungen unterschiedlicher Mobili-
sierungsakteure, auch der NPD und der neonationalsozialisti-
schen Kleinpartei „Die Rechte“, besuchten. Zugleich strebten 
sie anscheinend eine Einflussnahme auf die Dynamik der Pro-
teste an. So bekundete ein Mitglied der „Gruppe Freital“ seinen 
Wunsch, mit 150 „tschechischen Nazis“ einen „schwarzen Mob“ 
bei PEGIDA zusammenzustellen und dann „auszurasten“.31 

Über die „Freie Kameradschaft Dresden“ heißt es im Gerichts-
urteil: „Durch die Teilnahme an solchen Demonstrationen als 
eigenständig organisierter Verband sollten diese einen zusätz-
lichen Schub erhalten“.32 Daher scheint die Annahme berech-
tigt, dass die Personen mit radikaleren Einstellungen auf dem 
„Markt der Loyalitäten“ mehr oder minder aktiv auf der Suche 
nach Gleichgesinnten waren. Somit lässt sich der postulierte 
kausale Zusammenhang zwischen der Protestmobilisierung und 
der Gewaltradikalisierung hin zu schwer(st)en Delikten nicht 
hinreichend belegen. 

Eher spielten Eskalationen, Konfrontations- und gemeinsame 
Gewalterfahrungen als Initialzündung eine wichtigere Rolle. Sie 
führten dazu, dass die Protestgemeinschaft bzw. deren Akti-
onsformen als nicht radikal genug erschienen. Der Entschluss, 
die „Freie Kameradschaft Dresden“ zu gründen, wurde Ende Juli 
2015 nach der Auflösung einer rechtsextremen Spontandemons-
tration vor einer Asylunterkunft in Anwesenheit eines NPD-
Politikers gefällt. Drei Tage später folgte die erste Protestaktion 
der Gruppe vor einer Asylnotunterkunft. Als die fremdenfeind-
liche Kundgebung durch Polizeibeamte gestoppt werden sollte, 
wurden sie mit Pyrotechnik attackiert:

„In der Folge radikalisierte sich die FKD, der von Beginn an 
jedenfalls auch gewaltbereite angehört hatten, rasch dahin, 
dass es […] auch zu ihrem Zweck geworden war, ihre ausländer-
feindlichen Ziele durch gemeinsam abgesprochene und gewalt-
tätige Aktionen durchzusetzen. Insbesondere sollten die bishe-
rige Flüchtlingspolitik unterstützende, politische Andersden-
kende und Ausländer bekämpft, eingeschüchtert und nachhaltig 
in Angst versetzt werden. […] Hierzu wurden Konfrontationen 
und körperliche Auseinandersetzungen mit sogenannten Anders-
denkenden, insbesondere mit der Antifa und mit […] Flüchtlin-
gen gesucht und umgesetzt. Gleichzeitig wurde auch die Polizei, 
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soweit sie die Umsetzung der bekämpften Flüchtlingspolitik […] 
absicherte, zum Gegner der FKD“.33 

Auch die „Gruppe Freital“ richtete ihre Gewalttaten im Zuge 
der Zielgruppendiffusion gegen die Unterstützer der Asylpoli-
tik. Bei der aus der „Bürgerwehr FTL/360“ hervorgegangenen 
Gruppe übte überdies die Selbstkategorisierung als „Verteidiger 
der Gemeinschaft“ vor dem Hintergrund der wahrgenommenen 
Zunahme der Übergriffe in Freital die radikalisierende Wirkung 
aus. Eine ähnliche Selbstwahrnehmung ließ sich bei der Gruppe 
„Meerane unzensiert“ feststellen, deren Mitglieder wegen des 
versuchten Mordes in zehn Fällen in Tateinheit mit versuch-
ter schwerer Brandstiftung verurteilt wurden („Division Sach-
sen. Wo Sachsenkrieger hinkommen, herrscht der Tod“). Über-
dies besaßen die Rädelsführer der „Gruppe Freital“ einschlä-
gige rechtsextreme sowie gewaltlegitimierende Orientierungen 
und Kontakte in die rechten Subkulturen der Gewalt, was der 
öfter geäußerten Meinung widerspricht, schwere Hassgewalt-
taten würden von unbescholtenen Bürgern begangen. Durch 
die Art und Weise der Mitgliederrekrutierung – die Anwärter 
sollten ihre Radikalität unter Beweis stellen und sich zu den 
terroristischen Zielen sowie Aktionsformen bekennen – war 
auch die hohe Intensität der radikalisierenden Gruppendyna-
mik möglich.

6 Grunderkenntnisse und Schlussfolgerungen

Der hier unternommene Versuch einer relationalen, konstrukti-
vistischen und emergenten Interpretation der Radikalisierungs-
prozesse dürfte die lineare „Logik der Radikalisierung“ fraglich 
erscheinen lassen. Denn die sozialen Konfliktdynamiken, Wer-
teerwartungen und Orientierungen sowie Interaktionen zwischen 
den an politischen Konflikten beteiligten Akteuren sind wirksame 
Faktoren, die sich monokausalen Erklärungsversuchen entziehen. 
Festzuhalten ist: In vielen Fällen waren es Ereignisse, die unmit-
telbar oder durch ihre mediale Präsentation Vorurteile bestätigten 
bzw. erzeugten und zu der Neuordnung subjektiver Präferenzen 
führten. „Fanaltaten liefern auf diese Weise immer wieder eine 
punktuelle ‚Evidenz‘ für raumgreifende Folgerungen“.34 Auch sozi-
ale und kulturelle Konflikte rund um relative Deprivationserfah-
rungen erwiesen sich als solche wirksamen Ereignisse. 

Im Gegensatz zu deterministischen Erklärungsansätzen legt 
die relationale Konfliktsoziologie wirksame Aktions-Reaktions-
Sequenzen bzw. Mechanismen offen, deren Berücksichtigung 
die soziale Polarisierung und Radikalisierung vermeiden bzw. 
entschärfen ließe. Zwar kann die globalisierungsbedingte Spie-
gelung bzw. Internalisierung der internationalen Konfliktlagen 
schwerlich vermieden werden. Dennoch sollte das Eintreffen 

großer Flüchtlingsgruppen in die Wirkungsanalyse einfließen, 
auch vor dem Hintergrund der medial präsenten internationa-
len Konfliktlagen (bspw. der Aufstieg des radikalen Islams und 
die Terrorgefahr in Europa, die Schreckensherrschaft des Isla-
mischen Staates, die Gefahr durch Rückkehrer aus dem Irak/
Syrien). Solche Entwicklungen im glokalisierten Deutschland 
sind als das zu sehen, was sie sind: potentiell konfliktträchtige 
Ereignisse, die sich als Chance für die Gemeinschaft erweisen, 
aber auch zu deren Polarisierung führen können. 

Entscheidend ist eine effiziente Konfliktregulierung. Hier 
sind die lokalen deutungsmächtigen Akteure aus Politik und 
Verwaltung gefragt. Denn im Sinne der prozeduralen Gerech-
tigkeit ist es sinnvoll, dafür Sorge zu tragen, dass diejenigen, 
die von der sozialen Desintegration beziehungsweise der relati-
ven Deprivation betroffen sein können, Mitspracherechte erhal-
ten. Autoritativ legitimierte Entscheidungen bedürfen im loka-
len Kontext einer Mediation und partizipativen Erörterung. Es 
sollten daher Maßnahmen vermieden werden, die zur reaktiven 
Mobilisierung führen und zur Aktivierung der Wir-Ihr-Grenzen 
beitragen. Denn die Kontrastverschärfung lässt die zur Kon-
fliktbearbeitung notwendigen Grauzonen verschwinden. Die 
Strategie des stigmatisierenden Beschämens hält demgegenüber 
keine Überbrückungs- bzw. Reintegrationsmöglichkeiten offen. 

Der politisch-diskursive Wettbewerb sichert in der Demokratie 
eine Kultur von Partizipation sowie Mediation und gewährleistet 
dergestalt (kommunikative) Konfliktbearbeitung. Im Sinne der 
prozeduralen Gerechtigkeit führt dies zur Entschärfung sozialer 
Spannungen. Auf diese Weise wird zugleich signalisiert, dass es 
keine unrevidierbaren Entscheidungen gibt und die gesellschaft-
liche Steuerung durch Politik kontrollierbar und nicht alternativ-
los bleibt. Neben den demokratischen Mediationsverfahren stellt 
das geltende Recht ein weiteres Medium der Revision dar.35 

Es ist wenig förderlich, die Konfliktregulierung der sogenann-
ten Politik der Straße zu überlassen. Denn oft gießen die eska-
lativen Dynamiken im Protestgeschehen das sprichwörtliche Öl 
ins Feuer sozialer Konflikte. So kam es vor allem in Leipzig, wo 
die konfrontative „Politik der Straße“ und „ihre eigenen Regeln 
als eine solche“ anerkannt wurden, zu hochgradigen Aufschauke-
lungsprozessen.36 Die asylfeindliche Mobilisierung und die Aus-
schreitungen in Bautzen, Freital und Heidenau sind überdies ein 
Beleg dafür, dass rechtsextreme und rechtspopulistische Netz-
werke dort erfolgreich waren, wo die politische Konfliktlösung 
und Moderation anfangs fehlte bzw. nicht intensiv genug aus-
fiel und die konfrontativen Dynamiken an Oberhand gewonnen 
haben. Generell sind nicht die Akteure „auf der Straße“ für die 
Bearbeitung politischer Konflikte zuständig, sondern die demo-
kratisch legitimierten Politiker vor Ort. Der „Aufstand der Anstän-
digen“ muss aus diesem Grund mit dem „Aufstand der Zuständi-
gen“ zusammenfallen. Besser noch: Die Zuständigen sollten den 
„Aufstand der Anständigen“ anführen, integrativ gestalten und 
die konfrontativen „Anständigen“ in die Schranken weisen. Denn 
erst das Ausbleiben politischer Lösungen macht es Extremisten 
möglich, ihre alternativen Problemdiagnosen und vermeintlich 
bessere, weil einfache, Lösungsvorschläge öffentlich wirksam zu 
bewerben, während die Populisten unter solchen Umständen ein 
leichtes Spiel haben.

In Sachsen, dessen politische Eliten teils ein hierarchisches 
Verständnis von Politik und Demokratie aufweisen, würde 
das argumentative Ringen um politische Lösungen und deren 
Unterstützung in den Gemeinden für mehr Zuspruch sorgen und 
die rechtsextremen bzw. rechtspopulistischen Mobilisierungs-
erfolge eindämmen. Es biete sich nach Expertenmeinungen 
etwa das Format der Großgruppenmoderation an. Elaborierte 
Ansätze des Community-Coachings können hier Abhilfe schaf-
fen.37 Eine effektive und proaktive Politik und Verwaltung sind 

LEGIDA-Aufmarsch in Leipzig. 
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wesentliche Gelingensbedingungen bei der Herbeiführung von 
tragfähigen Mehrheitsentscheidungen und der Eindämmung 
der Polarisierungspotentiale.38 Sächsische Präventionsexperten 
betonen überdies die Notwendigkeit, in die demokratische Inf-
rastruktur des Freistaates vermehrt nach definierten Wirksam-
keitskriterien zu investieren. 

Was kann mit Blick auf die Gefahrenabwehr durch die Ins-
tanzen der formellen Sozialkontrolle unternommen werden? 
Obwohl einige Forscher das Kontrollparadigma der Kriminalprä-
vention zugunsten des Entstehungsparadigmas kritisieren, sind 
die Kontrollmöglichkeiten unter spezifischen Bedingungen der 
sozialen Polarisierung eher eingeschränkt. Vor allem dann, wenn 
die Grenzen der Milieus erodieren, wobei lokale „Bürgerwehren“, 
asylfeindliche Mobilisierungsakteure und regionale Protestgrup-
pen zunehmend vernetzt agieren und mitunter Straftaten bege-
hen. Nichtsdestotrotz sind einige relevante Schlussfolgerungen 
im Hinblick auf die Gewaltradikalisierung möglich. 

Es bleibt nach wie vor richtig, dass die Radikalisierung der 
Gewalt bis hin zu schwerwiegenden Straftaten – trotz der 
Zunahme der „Gelegenheitstäter“ – eine Domäne der rechten 
Kampfbünde bzw. Akteure ist. Die Annahme eines terroristi-
schen Täters aus der „Mitte der Gesellschaft“ erwies sich als kor-
rekturbedürftig. Daher sind Personenzusammenschlüsse unter 
die Lupe zu nehmen, die eine „Vollstrecker-Identität“ erkennen 
lassen: „Bürgerwehren“, „Divisionen“, „Widerstandsgruppen“ 
und andere „Kampfsekten“, die im Internet und/oder im sozi-
alen Nahraum für Sympathiegewinne werben und/oder sich an 
– vordergründig rechtsextremen – Protestaktionen beteilig(t)
en, bei denen es zu (tätlichen) Auseinandersetzungen zwischen 
den politischen Flügeln oder zwischen den Aktivisten und Poli-
zeibeamten kam. 

Es ist auch sinnvoll, dreierlei im Blick zu behalten: Die 
„Bewegungshistorie“ der in Erscheinung getretenen „politi-
schen Soldaten“ und/oder deren allgemeine Gewaltkarriere, 
ihre Kontakte zu den Subkulturen der Gewalt sowie Freizeitge-
staltung im Hinblick auf Treffen mit (radikalen) Gleichgesinn-
ten. Denn die frühere Mitgliedschaft in Gewaltgruppen oder 

die Kontaktanbahnung zu solchen sind nicht zu ignorierende 
Risikofaktoren aktuell. Trifft ein früherer Aktivist mit Cha-
risma auf einen „Macher“ mit Gewalterfahrung bzw. -kompe-
tenzen, erhöht sich das Risiko deutlich (die Konstellation der 
„Gruppe Freital“). Der gemeinsame Alkoholkonsum mit radi-
kalen Mitstreitern birgt Risiken gruppendynamischer Prozesse 
und „spontaner“ Tatausführung. Die Nähe solcher Gruppen zu 
potentiellen Anschlagszielen (bspw. Flüchtlingsunterkünfte) 
erhöht das Risiko der Gewaltanwendung. Die empirischen 
Befunde legen den Schluss nahe, dass die meisten Anschläge 
einen örtlichen Bezug hatten. Daher könnte eine risikobasierte 
Regionalanalyse die Identifizierung potentieller Täter bzw. 
Gefährder ermöglichen. 

Planhaftes Vorgehen setzt demgegenüber das Ausspähen 
der exponierten Zielobjekte und -personen voraus. Die Maß-
nahmen der Gefahrenabwehr können hier ansetzen. Es ver-
dienen auch Meldungen bzw. Ereignisse Aufmerksamkeit, die 
die vigilantistischen Reaktionen bzw. Racheaktionen nach 
sich ziehen können: vermeintliche oder tatsächliche Über-
griffe linker Aktivisten sowie vermeintliches oder tatsächliches 
delinquentes Verhalten von Asylsuchenden, die eine mobilisie-
rende Wirkung entfalten. Überdies verdient der linksextreme 
Vigilantismus erhöhte Aufmerksamkeit. Bekannte Maßnah-
men der situativen Prävention an „exponierten“ Objekten mit 
Asylbezug erschweren den Taterfolg. Die Polizeipräsenz kann 
zwar abschreckend wirken, infolge der Zielgruppenverschie-
bung befinden sich jedoch Beamte selbst im Fadenkreuz der 
„Volkskontrollinstanzen“. 

Abschließend sei hervorgehoben, dass nur die Instanzen der 
formellen Sozialkontrolle imstande und legitimiert sind, das 
Gewaltmonopol des Staates durchzusetzen. Aus diesem Grund 
braucht auch die Polizei problemorientierte Präventionsansätze, 
die aufgrund der Evaluation ergriffener Maßnahmen sowie ihrer 
Wirksamkeit und unter Berücksichtigung der Radikalisierungs-
dynamiken kriminalstrategische Eckpunkte definieren. 

Bildrechte bei picture alliance.
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Die Strafvorschriften 
zum Landfriedens-
bruch – Grenzen  
und Konturen von  
§ 125 StGB

Von Iwen Manheim und Julian Lutzebäck, Kiel1

1 Einleitung

„Schwarz vermummte Gruppen, wie sie Kleinwagen kaputt schla-
gen und in Brand stecken. Wie sie jung, dynamisch und maskiert 
durch Wohnviertel ziehen, wie die Herren der Welt, denen man 
sich besser nicht in den Weg stellt. Andernorts demonstrierten 
Zehntausende für Weltoffenheit und Demokratie. Hier hatten ein 
paar Leute Spaß daran, das Gegenteil zu zelebrieren: Die Straße 
gehörte ihnen. Andere trauten sich nicht mehr vor die Tür. Das 
pure Recht der Stärkeren.“2

Kernelement der polizeilichen Aufgabenzuweisung ist der 
nimmermüde Kampf um den Erhalt des Rechtsstaats. Eben 
dieser sieht sich immer wieder mit Gewalt-Eskalationen 
anlässlich Großdemonstrationen oder Auseinandersetzungen 
rivalisierender Hooligan-Gruppierungen konfrontiert.3 Als 
Instrumentarium, als das „Schwert im Kampf gegen die Stö-
rer“, steht der Exekutive primär landesspezifisch ausgestal-
tetes Gefahrenabwehrrecht zur Verfügung.4 An die Gefah-
renabwehr schließt sich freilich die Aufgabe der Strafjustiz 
an, den Sachverhalt aus kriminalstrafrechtlicher Perspektive 
zu bewerten. Typischerweise stehen Gewalteskalationen im 
Zusammenhang mit Demonstrationen und Hooligan-Ausein-
andersetzungen in einem engen Geflecht mit Strafbarkeiten 
der Beteiligten wegen Landfriedensbruchs gem. § 125 StGB. 
Der genannten Norm kommt mithin eine ersichtlich erheb-
liche Bedeutung zu, wenn es um die Wahrung der friedlich 
ablaufenden Versammlung sowie des offenen Meinungsaus-
tauschs als Kernelemente unserer freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung geht. 

Am 1.9.2017 haben der damalige Bundesinnenminister Tho-
mas de Maiziére sowie die Innen- und Justizministerinnen und 
-minister der Länder Baden-Württemberg, Bayern, Mecklen-
burg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Saarland, Sachsen-
Anhalt sowie Schleswig-Holstein über die innen- und rechts-
politische Lage in der Bundesrepublik Deutschland debattiert. 
Im Speziellen wurden die Diskussionsführer von dem Bestreben 
geleitet, im Lichte der von Rechts- und Linksextremismus aus-
gehenden Gefahren, welche sich kurz zuvor auf dem G20-Gip-
fel in Hamburg zu wahren Straßenschlachten entladen hatten, 
ein wirksames Konzept zu erarbeiten, um solch unrühmlichen 
Ereignissen durch präventiv wirkende Legislativakte entgegen-
zuwirken. Die Resultate der Beratung wurden in einer „Berliner 
Erklärung“ veröffentlicht.5

So wurde die Ausweitung des Straftatbestands des § 125 StGB 
(Landfriedensbruch) beschlossen, damit nicht nur Personen, die 
selbst aktiv Gewalttätigkeiten ausüben, zur Rechenschaft gezo-
gen werden können, sondern gleichsam Personen, die sich einer 
gewalttätigen Menschenmenge bewusst anschließen und die 
Gewalttäter durch die Gewährung von „Schutz in der Menge“ 
unterstützen.6

Gegenstand dieses Beitrages soll die Untersuchung der Frage 
sein, ob die auf der Ministerkonferenz ausgemachten Straf-
barkeitslücken tatsächlich bestehen – oder das umschriebene 
Verhalten bereits aktuell dem Tatbestand des Landfriedens-
bruchs gem. § 125 StGB unterfällt.7 Vor dem Hintergrund der 
Ausschreitungen rund um den G20-Gipfel soll anhand jüngerer 
höchstgerichtlicher Rechtsprechung die komplexe Gemengelage 
zwischen dem Bestreben, den Rechtsstaat („Landfrieden“) zu 
schützen und den für die freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung „schlechthin konstituierenden“, von der Verfassung in 
Gestalt der Art. 5 und 8 GG geschützten Werten verdeutlicht 
werden, auf welche sich Versammlungsteilnehmer im Grund-
satz, „Drittort-Chaoten“ hingegen nicht berufen dürfen.

2 Tatbestandliche Reichweite des § 125 StGB

2.1 Allgemeines

Nimmt man den Tatbestand des § 125 StGB in den Blick, 
so wird offenbar, dass im objektiven Tatbestand zwischen 
gewalttätigem Landfriedensbruch (§ 125 Abs. 1 Alt. 1 StGB, 
bedrohendem Landfriedensbruch (§ 125 I Alt. 2 StGB) und 
aufwieglerischem Landfriedensbruch (§ 125 I Alt. 3 StGB) 
zu unterscheiden ist.8 Gewalttätiger und bedrohender Land-
friedensbruch setzen jeweils eine Begehung aus einer Men-
schenmenge voraus. Wegen aufwieglerischen Landfriedens-
bruchs macht sich der Täter hingegen dann strafbar, wenn er 
auf eine Menschenmenge einwirkt. Die Varianten des gewalt-
tätigen und bedrohenden Landfriedensbruches unterschei-
den sich lediglich in den jeweiligen Begehungsmodalitäten, 
wobei § 125 StGB über die eigenhändige Vornahme dieser 
Handlungen hinaus auch die bloße Beteiligung als Täter oder 
Teilnehmer an eben diesen pönalisiert. Insofern folgt § 125 
StGB dem sog. Einheitstäterbegriff. Nachfolgend soll ein jün-
geres Judiz des BGH als Anlass vertiefender Erörterungen der 
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tatbestandlichen Voraussetzungen des Landfriedensbruchs 
gem. § 125 StGB dienen.

 
BGH U. v. 24.5.2017 - 2 StR 414/16 - BGHSt 62, 178 
- vereinfacht 
Am 18.1.2014 kam es in der K-Innenstadt vor dem Hintergrund eines 

Fußballspiels zu einer „Dritt-Ort-Auseinandersetzung“ zwischen Anhän-

gern des 1. FC K und des FC S. Darin war D verstrickt.

Über WhatsApp wurde die gewalttätige Auseinandersetzung der 

KD-Gruppe in der Innenstadt mit den Mitgliedern der gegnerischen 

Gruppe verabredet. Die KD-Gruppe bestand aus 60 bis 100 jungen 

Männern. Auf dem Weg zum Ort der Auseinandersetzung hielten die 

Gruppenmitglieder über Mobiltelefon weiter Kontakt mit der noch außer 

Sichtweite befindlichen Gruppe der Anhänger von S.

Einzelne Gruppenmitglieder rüsteten sich mit Quarzsand

handschuhen und einem Mundschutz aus. Dann formierten sich 

alle Gruppenmitglieder in Reihen von drei Personen nebeneinander, 

wobei die Reihen einen Abstand von einer Armlänge einhielten. 

Durch die Formation war die Gruppe in der Lage, Angriffe geschlossen 

abzuwehren, ein Ausbrechen einzelner Mitglieder aus der Formation 

zu erschweren und einen militärischen Eindruck zu erwecken. Auf ein 

Zeichen setzte sich die Formation in zügiger Schrittgeschwindigkeit 

in Bewegung. Als die ersten Mitglieder den H-Ring erreichten, verfiel 

die Formation in einen Laufschritt. Sie nahm die gesamte Breite des 

Gehwegs ein. Ihr ausschließlicher Zweck war die Durchführung der 

gewalttätigen Auseinandersetzung mit der gegnerischen Gruppe. Durch 

die geschlossene Marschformation vermittelten die Gruppenmitglieder 

einander ein Gefühl der Solidarität und Stärke; zudem wurde dadurch 

der Entschluss zur Teilnahme an der gewalttätigen Auseinandersetzung 

wechselseitig bestärkt.

Der  D  befand sich im hinteren Bereich der Formation. Nach dem 

Einbiegen auf den H-Ring ließ sich  D  unbemerkt zurückfallen. Er 

wechselte die Straßenseite, bewegte sich dort weiter in dieselbe 

Richtung wie die Marschformation und beobachtete das nachfolgende 

Geschehen aus einer Entfernung von 50 bis 60 m.

Ein Mitglied der Gruppe rief beim Erscheinen der gegnerischen 

Gruppe: „Da sind sie!“. Dann rannte die KD-Gruppe schreiend auf die 

Fahrbahn in den Kreuzungsbereich, ohne auf den Fahrzeugverkehr 

und Passanten Rücksicht zu nehmen. Gleichzeitig rannte die aus 

30 bis 50 Personen bestehende Gruppe von Anhängern des FC S 

ihnen entgegen. Auf der Fahrbahn im Kreuzungsbereich stießen die 

Gruppen aufeinander, wobei sich zumindest zwischen den vorderen 

Reihen ein etwa 30 Sekunden andauernder Kampf mit wechselseitigen 

Körperverletzungen entwickelte. Die Kämpfenden schlugen und 

traten einander; auch wurde mit Bierflaschen geworfen. Personen, 

die kampfunfähig am Boden lagen, wurden weiter angegriffen. Ein 

Mitglied der S-Gruppe wurde durch einen heftigen Schlag gegen den 

Kopf schwer verletzt und musste notfallmedizinisch behandelt werden. 

Der Fahrzeugverkehr kam wegen des Kampfes der zahlreichen Personen 

auf der Straßenkreuzung zum Erliegen. Passanten ergriffen die Flucht. 

2.2 Tatmodalitäten

§ 125 I Alt. 1 StGB setzt Gewalttätigkeiten gegen Menschen 
oder Sachen voraus. Der Begriff der Gewalttätigkeit ist 
in Abgrenzung zum allgemeinen kriminalstrafrechtlichen 
Gewaltbegriff9 als aggressives, gegen die körperliche Unver-
sehrtheit von Menschen oder fremden Sachen gerichtetes 
Tun von einiger Erheblichkeit unter Einsatz physischer Kraft 
zu verstehen.10 Die Auslegung erfolgt mithin i.S.e. fina-
len Tätigkeitswortes11, sodass ein Verletzungserfolg für die 
Verwirklichung des Merkmals nicht erforderlich ist. In der 

Tatbestandsvariante der Begehung von Gewalttätigkeiten han-
delt es sich insofern um ein unechtes Unternehmensdelikt.12 
Teilweise wird eine objektive Erfolgseignung i.S.e. Körperver-
letzungs- (§ 223 StGB) oder Sachbeschädigungserfolgs (§ 303 
StGB) vorausgesetzt.13 Ein bloß passives Verhalten reicht für 
die Tatbestandsverwirklichung nicht aus.14 Nach der h.M. ist 
ausreichend, dass die Gewalttätigkeiten gegen nur einen ein-
zigen Menschen oder eine einzelne Sache verübt werden.15 

§ 125 I Alt. 2 StGB setzt eine Bedrohung von Menschen mit 
Gewalttätigkeiten voraus. Die Bedrohung ist als ausdrückliche 
oder konkludente Ankündigung einer Gewalttätigkeit zu 
verstehen, die der Drohende als von seinem Willen abhängig 
darstellt.16 Nach h.M. muss sich die Gewalttätigkeit wie bei § 
125 I Nr. 1 StGB auf Menschen oder Sachen beziehen.17

 

Die Kämpfenden schlugen und traten einander, es wurde mit Bierflaschen 

geworfen. Ein Mitglied der S-Gruppe wurde durch einen heftigen Schlag 

gegen den Kopf schwer verletzt und musste notfallmedizinisch behandelt 

werden. Bei den Schlägen und Tritten handelt es sich um aggressives, 

gegen den Körper der anderen Gruppenmitglieder gerichtetes Tun von 

einiger Erheblichkeit und physischer Kraftentfaltung. Somit wurden 

Gewalttätigkeiten i.S.d. Norm verübt.18

2.3 Sonstige Tatbestandsvoraussetzungen

Die Tatmodalitäten erfolgen aus einer Menschenmenge, wenn 
sie von Mitgliedern der Menschenmenge gegen außenstehende 
Personen oder nicht der Menge zuzuordnende Sachen began-
gen werden.19

Eine Menschenmenge besteht aus einer räumlich vereinig-
ten Vielfalt von Personen, die nicht sofort überschaubar und 
deshalb das Hinzukommen oder Weggehen Einzelner für den 
äußeren Eindruck unwesentlich ist.20 In der Literatur21 wird 
eine Mindestanzahl von 15 Personen vorgeschlagen.22 Mit 
vereinten Kräften werden die Gewalttätigkeiten oder Bedro-
hungen begangen, wenn die Handelnden ihre Kräfte fak-
tisch zu den oben beschriebenen Tathandlungen vereinen;23 
Handlungen Einzelner ohne inneren oder äußeren Bezug zu 
den übrigen Mitgliedern der Menschenmenge werden somit 
nicht von § 125 I Var. 1 u. 2 StGB erfasst24. Umstritten ist 
dabei, ob der Täter bei der Begehung der beschriebenen Tat-
handlungen jeweils Rückhalt in der Menschenmenge finden 
muss.25 Ein solcher Rückhalt soll nach den insoweit restrikti-
ven Interpretationen bestehen, wenn die Menschenansamm-
lung – oder zumindest ein wesentlicher Teil von dieser – die 
Basis für die Ausschreitungen bildet und das Handeln der 
Mitglieder der Menschenmenge die Schwelle zur Teilnahme 

Gewalttätige Störergruppe bei einer Versammlungslage.
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i.S.d. §§  26, 27 StGB überschreitet, bspw. indem sie die 
Gewalttäter durch Sprechchöre oder Beifall anfeuern, ein-
zelne Gewalttäter von der Polizei abschirmen oder Waffen 
und Wurfgeschosse bereithalten.26

Gewalttätigkeiten und Bedrohungen erfolgen in einer die 
öffentliche Sicherheit gefährdenden Weise, wenn durch sie für 
eine unbestimmte Vielzahl von Personen oder Sachen die Gefahr 
eines Schadens besteht, bspw. wenn die Gefahr der Ausbreitung 
oder Begehung weiterer ähnlicher Taten besteht, oder durch die 
Tat das Sicherheitsgefühl unbestimmt vieler Menschen beein-
trächtigt wird.27

 

Die Gruppe des D bestand aus 60 - 100 jungen Männern; eine Gruppe 

dieser Größe ist nicht sofort überschaubar, das Hinzukommen oder Weg-

gehen Einzelner ist für den äußeren Eindruck unwesentlich. Zumin-

dest zwischen den vorderen Reihen entwickelte sich ein Gefecht. 

Die jeweils handelnden drei Personen pro Reihe der KD-Gruppe bün-

delten dabei ihre Kräfte. Zum Rückhalt in der Menge vgl. unten; die 

Gewalttätigkeiten erfolgten aus der Menschenmenge mit vereinten 

Kräften. Aufgrund der gewaltsamen Auseinandersetzungen kam der 

Fahrzeugverkehr zum Erliegen, Passanten ergriffen die Flucht. Hier-

durch wurde das Sicherheitsgefühl der Allgemeinheit beeinträchtigt. 

2.4 Tathandlung „Sichbeteiligen“

2.4.1 Allgemeines

Als Tathandlung nennt § 125 StGB das „Sichbeteiligen“ an 
Gewalttätigkeiten oder Bedrohungen. Entgegen der Systematik 
der §§ 25 ff. StGB reicht es dem § 125 StGB zugrundeliegenden 
Einheitstätergriff entsprechend aus, dass die Tathandlung gem. 
§ 25 StGB als täterschaftliche Handlung oder als Teilnahme-
handlung i.S.d. §§ 26, 27 StGB zu bewerten ist.28 

Die eigenhändige Durchführung der Gewalttätigkeiten im 
oben beschriebenen Sinne bspw. durch das Einschlagen auf 
andere Personen mit einer Eisenstange oder das Benutzen 
von mitgeführten Knüppeln, Latten oder Steinen etc. exem-
plifiziert eine täterschaftliche Begehung i.S.d. § 25 I Alt. 1 
StGB.29 Als mittäterschaftliche Begehung i.S.d. § 25 II StGB 
kommen Tätigkeiten in Betracht, die der Vorbereitung von 
Ausschreitungen dienen.30 Hingegen vermag der Aufruf zu 
einer friedlichen Demonstration angesichts der zu beachten-
den Ausstrahlungswirkung der „Demokratie-Grundrechte“ aus 
Art. 5 sowie Art. 8 GG nicht bereits dann als täterschaftliche 
Begehung dem § 125 StGB zu unterfallen, wenn der Auf-
rufende damit rechnet, dass sich der Veranstaltung gewalt-
tätige Gruppen anschließen, er aber die Veranstaltung um 
deren von der Rechtsordnung gedeckten Ziele willen auf 
jeden Fall, also auch unter Hinnahme von Ausschreitungen, 
durchführen wollte.31 Als tatbestandsverwirklichende Anstif-
tung i.S.d. § 26 StGB kommt das Hervorrufen des Entschlus-
ses eines Anderen zur Begehung der Gewalttätigkeiten in 
Frage.32 Bereits infolge physischer Beihilfe i.S.v. § 27 StGB 
macht sich der Täter wegen Landfriedensbruchs gem. § 125 
StGB strafbar, wenn er die Gewalttäter vor dem Zugriff der 
Polizei abschirmt, um dadurch weitere Aktionen zu ermög-
lichen.33 Gleiches gilt für das Mitvollziehen der räumlichen 
Bewegungen von Steine werfenden Akteuren zur Verschlei-
erung sowie für die Vornahme von Ablenkungsmanövern, 
das Bilden einheitlich gekleideter oder vermummter Pulks 
um die eigentlichen Gewalttäter herum und das Versorgen 
der Gewalttäter mit Tatmitteln, bspw. durch Herausreißen 

und Weiterreichen von Pflastersteinen oder Bereitstellen von 
Brandsätzen.34

In der Literatur ist zudem umstritten, ob täterschaftliche 
oder zumindest teilnehmerschaftliche Begehung dabei die 
Zugehörigkeit zur Menschenmenge voraussetzen.35 Aus der 
ratio legis des § 125 StGB solle sich ergeben, dass sich nur 
dann eine der Menschenmenge innewohnende Eskalationsge-
fahr bei gleichzeitigem Anonymitätsschutz des Täters verwirk-
liche, die eine derartige Vorverlagerung der Strafbarkeit recht-
fertigen kann, wenn dieser (a fortiori auch der Teilnehmer) 
Mitglied der Menschenmenge ist.36 § 125 StGB a.F.37 setzte 
tatbestandlich in Gestalt des Merkmals des „Zusammenrot-
tens“ explizit die Mitgliedschaft des (Einheits-)Täters in der 
Menschenmenge voraus. Aus der fehlenden Einbeziehung eben 
dieses Merkmals lässt sich durchaus ein gegen das Erforder-
nis eines Beiwohnens der Menschenmenge votierendes „bered-
tes Schweigen“ des Gesetzgebers ableiten.38 Vielmehr ist Vor-
aussetzung der Strafbarkeit de lege lata die Beteiligung an 
den Gewalttätigkeiten und Drohungen, welche sich mangels 
expliziter Regelung nach den allgemeinen Grundsätzen der §§ 
25ff. StGB richtet. Diese Extension ist insofern konsequent, 
als dass die spezifische Eskalationsgefahr sich freilich auch 
durch einen Beitrag eines Außenstehenden verwirklichen 
kann, wenn dieser zu den Gewalttätigkeiten oder zu den aus 
der Menge begangenen Bedrohungen von außen beiträgt.39 
Wenngleich die Rechtslage de lege lata aufgrund der äußerst 
niedrigen Strafbarkeitsschwelle infolge der Anerkennung 
einer psychischen Beihilfe i.S.d. § 27 StGB für §125 StGB kri-
minalpolitisch als verfehlt zu bezeichnen sein mag, ist die 
aktuelle Gesetzesfassung allerdings als geltendes Recht zu 
respektieren.40

2.4.2 „Ostentatives Sichanschließen“ als Fall der 
voluntativen Beihilfe

In ständiger, allerdings umstrittener41 Rspr.42 sowie von der 
h.L.43 wird auch die Bestärkung des Tatentschlusses i.S.d. § 27 
StGB als taugliche (voluntative) Beihilfe qualifiziert. Eine sol-
che Bestärkung soll bspw. dann vorliegen, wenn der Handelnde 
durch sein „ostentatives Sichanschließen“ die Gewalttäter in 
ihrem Vorhaben bestärkt und somit das situative Eskalati-
onspotential erhöht.44 Bei der strafrechtlichen Bewertung des 
„ostentativen Mitmarschierens“ ist jedoch eine Differenzierung 
geboten, die auch der BGH zumindest andeutet, wenn es heißt: 
„Dadurch [durch den gemeinsamen Zweck einzig geschlossen 
Gewalttätigkeiten zu begehen] unterscheidet sich dieser Fall der 
‚Dritt-Ort-Auseinandersetzung‘ gewalttätiger Fußallfans von der 
des ‚Demonstrationsstrafrechts‘, bei denen aus einer Ansamm-
lung einer Vielzahl von Menschen heraus Gewalttätigkeiten 
begangen werden, aber nicht alle Personen Gewalt anwenden 
oder die Gewaltanwendung unterstützen wollen“.45 Vielmehr soll 
es auf das Vorliegen eines „manifestierten Solidarisierungsbe-
zugs“ ankommen, also ob über die bloße Anwesenheit hinaus 
objektiv aussagekräftige Verhaltensumstände vorliegen, die 
eine Solidarisierung mit den Gewalttätern erkennbar zum Aus-
druck bringen und von diesen als Unterstützung ihrer unfried-
lichen Aktionen wahrgenommen werden.46 Es ist also zu unter-
suchen, ob das „Sichanschließen/Mitmarschieren“ im konkreten 
Fall den objektiven Erklärungswert der Solidarisierung mit den 
Gewalttätern aufweist. Versammelt sich die Menschenmenge 
einzig zu dem Zweck, Gewalttätigkeiten zu begehen, kann dem 
sich der Menge Anschließen ein diesbezüglicher Erklärungswert 
beigemessen werden. Gleiches kann wohl bei einer Ansamm-
lung gelten, die zwar einen nicht gewalttätigen Zweck verfolgt, 
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die äußeren Umstände aber darauf schließen lassen, dass eine 
Gewaltanwendung zur Zweckerreichung als notwendig erachtet 
wird. Verfolgt die Menschenmenge einen nicht gewalttätigen 
Zweck, bspw. bei einer politischen Demonstration, bei der es 
nur zu vereinzelten Ausschreitungen kommt, die Versammlung 
hingegen keinen insgesamt aufrührerischen Verlauf nimmt, hat 
das bloße Mitmarschieren keinen entsprechenden Erklärungs-
wert gegenüber den Gewalttätern, ihm fehlt bereits objektiv 
die den Tatentschluss der Gewalttäter bestärkende Wirkung.47 
Für das Erfordernis eines manifestierten Solidarisierungsbezugs 
kann eine historische Gesetzesauslegung angeführt werden, 
wonach im Gegensatz zu § 125a StGB a.F. die bloße Anwesen-
heit in der Menge eine Strafbarkeit nach aktueller Gesetzesfas-
sung nicht mehr begründen soll.48 Zudem wird die Notwendig-
keit des Solidarisierungsbezugs durch eine verfassungskonforme 
Auslegung gem. Art. 8 GG zumindest im Demonstrationskon-
text bestätigt, dessen Schutzbereich bei der Teilnahme an einer 
friedlichen Versammlung eröffnet ist und bei dem ein so inten-
siver Eingriff wie die Pönalisierung der bloßen Anwesenheit bei 
eben dieser, und hierauf liefe die Annahme einer psychischen 
Beihilfe durch „ostentatives Mitmarschieren“ ohne vorgenannte 
Einschränkung letztlich hinaus, im Hinblick auf den Wesens-
gehalt des Art. 8 GG und den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
verfassungswidrig erscheint.49 Der Schutzbereich der Versamm-
lungsfreiheit als „für die freiheitlich-demokratische Grund- und 
Werteordnung schlechthin konstituierend[es]“ Grundrecht ist 
im Lichte des höchstrangigen Schutzgutes äußerst weit zu 
verstehen: Eine Versammlung nimmt erst dann einen in einer 
nicht mehr vom Schutzbereich des Art. 8 GG gedeckten Weise 
unfriedlichen Verlauf, wenn sie als solche in Gewalttätigkei-
ten und Aufruhr mündet und damit kollektive Unfriedlichkeit 
gegeben ist.50 Das Mitmarschieren bei einer Versammlung kann 
infolge des gebotenen Schutzes der Teilhabe am öffentlichen 
Meinungsbildungsprozess ein strafbares Sichbeteiligen nach 
verfassungskonformer Auslegung mithin erst dann begründen, 
wenn der Anschluss nach dem Eintritt eines im Ganzen unfried-
lichen Versammlungsgepräges erfolgt oder wenn über die bloße 
Anwesenheit hinaus weitere, einen manifestierten Solidari-
sierungsbezug tragende Umstände hinzutreten.51 Ebenfalls als 
psychische Beihilfe einzustufen ist beispielsweise das Aufhe-
ben von Wurfgegenständen, durch das konkludent die Verbun-
denheit mit den Gewalttätern zum Ausdruck gebracht wird.52 

 

Fraglich ist, ob D sich als Teilnehmer i.S.d. § 125 StGB durch „osten-

tatives Sichanschließen“ beteiligt hat. Durch die Eingliederung in die 

Formation hat er erkennbar seine Solidarität mit den gewaltbereiten 

Gruppenmitgliedern zum Ausdruck gebracht; alle Teilnehmer der Men-

schenmenge strebten dabei eine gewaltsame Auseinandersetzung an; 

durch die Geschlossenheit der Formation und die hierdurch vermittelte 

Solidarität wurden die Beteiligten in ihrem Tatentschluss bestärkt, 

die gegnerische Gruppe eingeschüchtert.53 Eine Förderung i.S.e. 

psychischen Beihilfe gem. § 27 StGB liegt also vor. Gleiches gilt für die 

nicht aktiv an den Gewalttätigkeiten beteiligten Mitglieder der Men-

schenmenge, so dass auch die oben geschilderten Restriktionsanforde-

rungen erfüllt sind. Da die auch durch die Beteiligung des D bewirkte 

Solidarisierung fortwirkte, steht diesem Ergebnis nicht entgegen, dass 

D sich vor den Ausschreitungen aus der Formation entfernt hat.54 

2.5 Subjektive Tatbestandsvoraussetzungen

§ 125 StGB setzt zudem gem. § 15 StGB vorsätzliches Handeln 
voraus. Dabei müssen die Ausschreitungen den Beteiligten in 
ihren wesentlichen Merkmalen und Grundzügen bekannt sein, 
ohne dass es auf dessen Kenntnis von allen Einzelheiten der 
Gewalttätigkeiten ankäme.55

 

Die äußeren Umstände des Geschehensablaufes ermöglichen einen 

Schluss auf das für möglich halten und billigend in Kauf neh-

men der Gewalttätigkeiten und der Förderungswirkung des eige-

nen Beitrags. Zumindest dolus eventualis liegt demnach vor. 

3 Fazit

Der Tatbestand des § 125 I Nr. 1 u. 2 StGB in der von der 
h.M. vorgenommenen Auslegung ist bereits denkbar weit; er 
erfasst als psychische Beihilfe i.S.d. „ostentativen Mitmar-
schierens“ auch geringste, bzgl. des Geschehens lediglich 
psychisch fördernd wirkende Tatbeitrage, an deren Straf-
würdigkeit man im Einzelnen durchaus zweifeln kann. Zu 
konstatieren ist jedoch, dass das in der „Berliner Erklärung“ 
genannte Schutzbieten in der Menge zur Ermöglichung wei-
terer Gewalttätigkeiten bereits de lege lata als physische Bei-
hilfe i.S.d. § 27 StGB nach §  125 StGB strafbar ist.56 Die 
vorstehend aufgezeigten Grenzen der Strafbarkeit im Kon-
text der Versammlungsfreiheit gehen zwar auf die aktuelle 
Gesetzesfassung zurück, sind darüber hinaus aber, zumin-
dest i.R.d. Schutzbereichs von Art. 8 GG, verfassungsrecht-
lich determiniert und somit einer einfachgesetzlichen Aus-
weitung der Strafbarkeit nicht zugänglich. Eine Verschärfung 
des § 125 StGB erscheint aufgrund der aufgezeigten Weite 
des Tatbestandes auch außerhalb des Anwendungsbereichs 
von Art. 8 GG entgegen der im Rahmen der „Berliner Erklä-
rung“ geforderten Verschärfung rechtspolitisch nicht ange-
bracht, da der Gesetzgeber sich hierdurch der Gefahr aus-
setzte, durch eine legislative Überkompensation die Sphäre 
strafwürdigen Unrechts zu verlassen.
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Die Neukonzeption 
der Polizeiaus-
bildung in Nord-
rhein-Westfalen:

Qualitätssteigerung 
im Bereich der Kriminalitätsbekämpfung

Von KD Christoph Frings und PD Jürgen Zeitner, Duisburg1

1 Kurze Darstellung der Ausgangssituation

Die Anforderungen an den Polizeiberuf verändern sich ste-
tig. Beispielhaft kann man neue Kriminalitätsphänomene im 
Bereich Cybercrime, die zunehmende Digitalisierung und damit 
verbundene Auswirkungen auf die Polizeiarbeit sowie rechtli-
che Entwicklungen i.Z.m. der Terrorismusbekämpfung und das 
damit verbundene komplexere eingriffsrechtliche Instrumenta-
rium für die Sicherheitsbehörden heranziehen. 

In Nordrhein-Westfalen wird bereits seit dem Jahr 2002 nur 
noch für den gehobenen Polizeivollzugsdienst eingestellt, weil die 
Begutachtung der polizeilichen Anforderungen durch die Unter-
nehmensberatung Kienbaum zu dem Ergebnis führte, dass bereits 
die Aufgabenwahrnehmung im Wach- und Wechseldienst grund-
sätzlich dem gehobenen Polizeivollzugsdienst zuzurechnen ist.2 
 Seit über 40 Jahren wird in unserem Bundesland der gehobene 
Polizeivollzugdienst an der Fachhochschule für öffentliche Ver-
waltung ausgebildet. Die Ausbildung erfolgte vor der Einfüh-
rung der zweigeteilten Laufbahn noch getrennt in sog. S- und 
K-Studiengängen (Ziel war die spätere Verwendung ausschließ-
lich bei der Schutzpolizei oder der Kriminalpolizei). Zu Beginn 
des Jahrtausends mündeten die Reformen auch aufgrund der vor-
genannten statusrechtlichen Entwicklungen in einem einheitli-
chen Diplomstudiengang mit Verwendungsmöglichkeiten sowohl 
in schutz- als auch kriminalpolizeilichen Funktionen. Dieser 
Studiengang qualifizierte jedoch nicht mehr für die Wahrneh-
mung von Führungsfunktionen. Für die Wahrnehmung von Füh-
rungsfunktionen wurde eine zusätzliche Fortbildung eingeführt, 
gleichfalls für die Wahrnehmung kriminalpolizeilicher Aufgaben.

2008 wurde die Ausbildung dann im Zuge des Bologna-Pro-
zesses nach mehrjährigen Vorbereitungen auf einen Bachelor-
studiengang umgestellt. Dieser Studiengang wurde für 5 Jahre 
akkreditiert. Bereits nach den Erfahrungen im ersten Studien-
jahr wurde der Studiengang für den nächsten Einstellungsjahr-
gang 2010 nochmals in einigen Punkten überarbeitet. 

Der Studiengang wird unter der Gesamtverantwortung der 
Fachhochschule von den drei Ausbildungsträgern Landesamt 
für Ausbildung, Fortbildung und Personal (LAFP), Einstellungs- 
und Ausbildungsbehörden (EuA-Behörden) und Fachhochschule 
für öffentliche Verwaltung NRW (FHöV NRW) organisiert und 
durchgeführt.

Für die 2013 anstehende Reakkreditierung wurde der Bache-
lorstudiengang umfassend überarbeitet. Dieser reformierte Stu-
diengang war Grundlage für eine erneute, nachfolgend themati-
sierte Überarbeitung in den Jahren 2015/16. 

2 �Gründe für die Überarbeitung des Studiengangs

Die Erfahrungen der Ausbildungsträger mit dem reformierten Studi-
engang waren weitgehend positiv. Diese Einschätzung wurde auch 
durch die studiengangsbezogenen Evaluationen bestätigt. Bei der 
ersten Überarbeitung des Studiengangs ging man von einer jährli-
chen Einstellungszahl von ca. 1100 – 1400 Studierenden jährlich aus.3 
 Wie in anderen Bundesländern auch veränderte sich die politische 
Haltung zu den erforderlichen Einstellungszahlen auch in Nord-
rhein-Westfalen. Für die Aufgaben der Polizei und in Anbetracht 
der mit der Altersstruktur der Polizei NRW verbundenen Pensio-
nierungszahlen von zukünftig fast 2000 Beamten pro Jahr, war 
und ist eine deutliche Erhöhung der jährlichen Einstellungszah-
len erforderlich. Ab dem Einstellungsjahr 2016 wurden ca. 1850 
Einstellungen jährlich planerisch in Erwägung gezogen. Für Ein-
stellungszahlen in dieser Höhe zeigten sich unter den gegebenen 
organisatorischen Bedingungen jedoch im bestehenden Studien-
gang deutliche Kapazitätsengpässe insbesondere beim LAFP NRW 
und in den Praxisbehörden. Problematisch war u.a., dass der kom-
plette Jahrgang im Studienverlauf jeweils geschlossen dem LAFP, 
den Praxisbehörden oder der FHÖV NRW zugewiesen wurde. Die 
erforderlichen Trainingskapazitäten mussten das ganze Jahr vorge-
halten werden, auch wenn sie nur in 31 Wochen durch das Training 
der Studierenden abzurufen waren.

3 Auftragslage durch Erlass des Ministeriums

Durch das damalige Ministerium für Inneres und Kommunales 
NRW (MIK) wurde eine Projektgruppe unter Federführung der 
FHöV NRW eingesetzt. Auftrag der Projektgruppe war, die struk-
turellen Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass unter

ff Beibehaltung der Qualität der Ausbildung
ff bei optimaler Auslastung der Trainingskapazitäten des LAFP 
ff unter Vermeidung von Investitionen in Neu- oder Umbauten
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ein Studiengang entwickelt wird, mit dem flexibel, ohne wei-
tere Anpassung der Studienordnung oder des Studienverlaufs, 
Erhöhungen oder Verringerungen von Einstellungsermächtigun-
gen aufgefangen werden können. Planungsgrundlage war die 
potenzielle Einstellung von jährlich 1850 Studierenden. Hierbei 
sollten auch Varianten mit zwei möglichen Einstellungstermi-
nen im Studienjahr geprüft werden. Wegen der Eilbedürftigkeit 
wurde ein Projektgruppenergebnis innerhalb von weniger als 
einem halben Jahr erwartet. 

Weiterhin war zu prüfen, inwieweit (ohne Qualitätsverluste im 
Bereich der übrigen Ausbildungsinhalte) die Qualität von Stu-
dium und Ausbildung im Bereich der Kriminalitätsbekämpfung 
optimierbar ist. Vorgegeben war hierbei durch das MIK, dass es 
bei einer einheitlichen Ausbildung für die Polizei bleiben sollte. 
Überlegungen zu einem getrennten S- und K-Studiengang (z.B. 
im Rahmen einer sogenannten Y-Ausbildung) waren daher durch 
die Projektgruppe nicht anzustellen. Der Gesamtauftrag schien 
zunächst (fast) der Quadratur des Kreises zu entsprechen.

4 �Erarbeitung eines Plans über die Zuordnungs-
zeiten der Studierenden zu den Ausbildungs-
trägern durch die PG des MIK 

Innerhalb von ca. fünf Monaten wurde durch diese Projekt-
gruppe ein „Plan über die Zuordnungszeiten der Studierenden 
zu den jeweiligen Ausbildungsträgern im Studienverlauf“ als 
Grundlage für die Entwicklung eines Studienverlaufes vorge-
legt. Hierin wurde zunächst festgelegt, wann die Studieren-
den jeweils bei welchem Ausbildungsträger ihre Studien- und 
Ausbildungsphasen durchlaufen. Dieser Plan war Grundlage der 
nachfolgenden curricularen Reformarbeit durch den Fachbe-
reich Polizei. Die Gremien der Fachhochschule (Fachbereichs-
rat Polizei und Senat) haben den daraus resultierenden Stu-
dienverlaufsplan im Frühjahr 2016 beschlossen und das MIK 
genehmigte diesen schließlich als Bestandteil des reformier-
ten Studiengangs. Hierbei wurde bereits berücksichtigt, dass 
die bisherigen vier Praktikumswochen im Bereich der Sachbe-
arbeitung (Kriminalkommissariat oder Verkehrskommissariat) 
für einen sachgerechten Theorie-Praxis-Transfer im Bereich der 
Kriminalitätssachbearbeitung als nicht ausreichend angesehen 
wurden. Weiter wurde planerisch berücksichtigt, dass zukünftig 
alle Praktika ausschließlich in der Kriminalitätssachbearbeitung 
abzuleisten waren (und nicht bei Engpässen auch in Verkehrs-
kommissariaten). Alle weiteren Arbeiten und Planungen bauten 
auf den o.g. Zuordnungszeiten zu den Ausbildungsträgern im 
Studienverlauf auf.

5 �Vorstellung ausgewählter Ergebnisse zur 
Steigerung der Qualität der Ausbildung im 
Bereich der Kriminalitätsbekämpfung

Zur Prüfung der Optimierungsmöglichkeiten im Bereich der Kri-
minalitätsbekämpfung wurde ein Teilprojekt im Rahmen der 
Überarbeitung des Studiengangs eingerichtet, das in die Unter-
projekte K-Theorie, K-Training, K-Praxis und K-Gesamtkonzep-
tion gegliedert wurde. 

In der Teilprojektgruppe als auch den Unterprojektgruppen 
wirkten jeweils Vertreter aller drei Ausbildungsträger mit. So 
konnten vorgeschlagene Änderungen oder Optimierungen 
direkt auf ihre Auswirkungen für jeden Ausbildungsträger 
geprüft werden. Es wurde folgende Vorgehensweise gewählt:

ff Analyse von Lehr- und Ausbildungsinhalten sowie Struktur 
und Aufbau des bisherigen Bachelorstudiengangs.

ff Überprüfung der Prüfungsstruktur der kriminalwissenschaft-
lichen Inhalte der Ausbildung sowohl für die Fachtheorie als 
auch das Training und die Praxis.
ff Auswertung vorliegender Evaluationsergebnisse zu den bis-
herigen Studiengängen.
ff Auswertung der Inhalte anderer Studiengänge im Bereich der 
kriminalwissenschaftlichen und rechtlichen Aspekte.
ff Auswertung der Lehr- und Ausbildungsinhalte und der 
Struktur der Einführungsfortbildung K im Land NRW (EFB-
K), die durch das LAFP angeboten wird.
ff Analyse der strategischen Handlungsfelder in der Kriminali-
tätsbekämpfung sowie des Kriminalitätslagebildes für NRW.
ff Erhebung der möglichen Ausbildungskapazitäten in den Kri-
minalkommissariaten des Landes NRW und Überprüfung der 
Ausstattung der Kriminalkommissariate.
ff Erarbeitung von Optimierungsmöglichkeiten.

Eine sehr enge Anlehnung der Auswertung erfolgte an die Ein-
führungsfortbildung für kriminalpolizeiliche Sachbearbeiter 
(EFB-K)4, da diese mit dem MIK bezüglich der zu vermittelnden 
Inhalte durch das LAFP abgestimmt war. Intensiv wurden die 
fachtheoretischen Inhalte der Fächer Kriminalistik, Kriminolo-
gie, Kriminaltechnik, Eingriffsrecht, Strafrecht und Psycholo-
gie ausgewertet. Dabei wurde festgestellt, dass in den Fächern 
Strafrecht, Eingriffsrecht, Kriminologie und Psychologie ledig-
lich einige wenige, ausgewählte Inhalte in der EFB-K vertre-
ten waren. Hier baut die EFB-K fast vollständig auf den in der 
Fachhochschulausbildung bereits vermittelten Inhalten auf. In 
der Fachhochschulausbildung haben diese Fächer bereits im frü-
heren Studiengang einen breiten Raum eingenommen. Bei der 
Überarbeitung des Studiengangs erfolgten in diesen Fächern, 
bis auf das Fach Strafrecht, keine größeren Veränderungen. Im 
Fach Strafrecht wurde der Stundenansatz erhöht, da zusätzliche 
Inhalte vermittelt werden mussten. Im Fach Eingriffsrecht war 
eine deutliche Stärkung ausländer- und aufenthaltsrechtlicher 
Lehrinhalte erforderlich. 

Die Fächer Kriminalistik/Kriminaltechnik bilden in beiden 
Ausbildungsgängen einen Schwerpunkt. Inhaltlich ergeben 
sich lediglich kleinere Abweichungen. Eine wünschenswerte 
Optimierung der Lerngruppengröße (FHÖV 27 – 33 Studieren-
den pro Kurs gegenüber 20 als Lerngruppengröße in der EFB-K) 
ist ohne deutliche Erhöhung der Ressourcen in der FHöV NRW 
nicht möglich. Dies hätte den finanziellen Handlungsrahmen 
sicherlich gesprengt.

Eine Verlängerung der Ausbildung über die bisherigen drei 
Jahre hinaus kam nicht in Betracht, gleichfalls keine Auswei-
tung der Ressourcen. Daher war wie im bisherigen Studiengang 
für die Vermittlung der theoretischen Grundlagen an der FHÖV 
mit ca. 1800 Lehrveranstaltungsstunden (LVS) zu planen. D.h. 
jede Stundensteigerung in einem Bereich musste durch Stun-
denkürzungen in anderen Bereichen wieder aufgefangen wer-
den. Da es sich bei Bachelorstudiengängen um kompetenzori-
entierte Studiengänge handelt, ist eine Vermittlung jeder Ein-
zelproblematik im Studiengang nicht zielführend. Auch nach 
der Überarbeitung des Studiengangs sollte die Qualität in den 
übrigen polizeilichen Tätigkeitsfeldern (Gefahrenabwehr-Ein-
satz und Verkehr) auf dem gleichen Niveau gewährleistet sein 
wie bisher. Unter dem Grundsatz der didaktischen Reduktion ist 
für den Bereich der Kriminalitätsbekämpfung die Vermittlung 
grundlegender Kompetenzen für die Handlungsfelder

ff Sicherungsangriff
ff Auswertungsangriff 
ff Haftsachen- und allgemeinen Kriminalitätssachbearbeitung 

wesentlich. Die Überprüfung ergab, dass die Kompetenzen 
in den Bereichen Sicherungsangriff und Auswertungsangriff 
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hierbei hinreichend ausgeprägt waren. Zu ergänzen ist dieses 
Wissen um Spezifika ausgewählter besonderer Deliktsfelder 
bzw. kriminalistischer Aufgabenfelder (z.B. Politisch motivierte 
Kriminalität, Cybercrime, Vermisste, etc.). Da sich die Krimina-
lität stetig verändert, sind gerade im Bereich der besonderen 
Deliktsfelder immer wieder Anpassungen und Aktualisierungen 
in Studiengängen notwendig.

5.1 Auswirkungen auf die fachtheoretischen 
Inhalte an der FHöV NRW

Im Abgleich mit dem derzeitigen Kriminalitätslagebild und 
nach Auswertung der Evaluationsergebnisse des bisherigen Stu-
diengangs erfolgten daher Optimierungen im Bereich der fach-
theoretischen kriminalistischen Ausbildung u.a. durch:

ff Moderate Kürzung des zeitlichen Ansatzes für die Vermitt-
lung der kriminalistischen Inhalte des Grundstudiums im 
Modul 5 unter Beibehaltung der bisherigen Inhalte (von 63 
LVS auf 54 LVS). 
ff Deutliche Ausweitung der Zeitanteile für den Bereich der Haft-
sachenbearbeitung/Sachbearbeitung und polizeiliches Daten-
management im Hauptstudium 1 und 2 (von 26 LVS auf 36 LVS).

ff Erhöhung der Stundenanteile für den Bereich der Politisch moti-
vierten Kriminalität im Fach Kriminalistik (von 3 LVS auf 8 LVS).
ff Ausweitung der Stundenanteile für den Bereich Cybercrime 
(von 6 LVS auf 10 LVS, zuzüglich zu den Stunden Kriminal-
technik im Bereich Digitale Spuren).
ff Zusätzliche Möglichkeit, in einem ca. 30-stündigen Vertie-
fungsbereich im Modul HS 3.2 ausgewählte Kriminalitätsbe-
reiche oder aktuelle Kriminalitätsphänomene (z.B. Taschen-
diebstahl oder Sprengung von Geldautomaten) zu behandeln.
ff Verlagerung der Inhaltes Todesermittlungen und Vermisste 
aus dem Hauptstudium 3 in das Hauptstudium 2, um die 
Studierenden in der Fachtheorie auch für ein Praktikum in 
den KK 11 und 12 (dort werden u.a. Todesermittlungen und 
Vermisstensachen bearbeitet) vorzubereiten.5

Nach der Überarbeitung des Studiengangs ergab sich im Haupt-
studium 2 ein Anstieg der Kriminalistikstunden von 51 auf 80. 
Mit Blick auf die Gewinnung nebenamtlich Lehrender (die ca. 
40 % der Lehrenden an der FHÖV ausmachen) schon fast ein 
grenzwertiger Stundenansatz. 

Nach der Änderung der Lehrinhalte und der deutlichen Erhö-
hung des Stundenansatzes war die Prüfungsform „Referat“ im 
Hauptstudium 2 nicht mehr als sachgerecht anzusehen und 
wurde durch die Prüfungsform „Aktenbearbeitung“, „Klausur“ 
oder „Fachgespräch“ ersetzt. Welcher Leistungsnachweis aus den 
drei möglichen ausgewählt wird, entscheidet der Fachbereichs-
rat für jeden Jahrgang neu. Erfahrungsgemäß führen schriftliche 
Leistungsnachweise oder Fachgespräche, im Gegensatz zu Refe-
raten, stets dazu, dass sich Studierende deutlich intensiver im 
Rahmen der Klausur- oder Fachgesprächsvorbereitung mit dem 
Vorlesungsstoff auseinander setzen.

5.2 Auswirkungen auf die Trainingsinhalte beim 
LAFP NRW

Es war ein wesentliches Ziel der Überarbeitung des Studien-
gangs, dass 1850 oder mehr Polizeianwärter ausbildet werden 
können. Dabei sollte vermieden werden, dass es zur Investition 
erheblicher Ressourcen für neue Trainingsstätten kommt. Das 
LAFP war baulich für das Training von 1100 Studierenden aus-
gelegt und konzipiert, die Ausbildung von 1400 Studierenden 

war mit einem Notprogramm möglich. Während der Überarbei-
tung des Studiengangs wurden bereits über 1600 Studierende 
eingestellt. Diese Studierendenzahlen konnten beim LAFP nur 
durch die Verletzung von Trainingsstandards bewältigt werden, 
dies ist gleichbedeutend mit Qualitätseinbußen im Training 
(u.a. durch Vergrößerung der Trainingsgruppen).

Das Ziel der Auslastungsoptimierung wurde durch eine gleich-
mäßige Auslastung des LAFP über 50 Wochen im Jahr erreicht. 
Dies führte jedoch an einer Kürzung des Trainingszeitraumes 
von 31 Wochen auf 25 nicht vorbei. Ohne die Berücksichti-
gung von Feiertagen hatte dies eine Reduktion der Trainings-
stunden von 1270 Stunden auf 1025 Stunden zur Folge. Die 
entsprechende Kürzung führt zu Stundenreduzierungen in 
nahezu allen Trainingsbereichen. Im K-Bereich wurden bislang 
216 Stunden trainiert, zukünftig sind hier noch 206 Stunden 
geplant. Verglichen mit anderen Trainingsbereichen war die 
Kürzung im K-Bereich sehr gering. Ergänzend zu den K-Trai-
nings findet zusätzlich noch eine komplexe Ermittlungsübung 
bei einem schweren Verkehrsunfall mit 48 Stunden statt. In 
dieser Übung sind umfangreiche K-Trainingsinhalte enthalten. 
Wesentliche Trainingsinhalte im K-Bereich sollen sein

ff Sicherungsangriff
ff Auswertungsangriff
ff Strukturierte Zeugenvernehmung
ff Haftsachenbearbeitung
ff Beschuldigtenvernehmung
ff Aspekte des Opferschutzes

Die erforderlichen geringen Stundeneinsparungen waren ohne 
Qualitätseinbußen erreichbar, da im früheren Studiengang der 
Sicherungsangriff in unterschiedlichen Studienabschnitten 
dreimal trainiert wurde. Diese redundanten Mehrfachtrainings 
wurden zugunsten einer Trainingsintensivierung im Bereich der 
Haftsachenbearbeitung abgebaut.

Fast alle Trainingsinhalte wurden für den neuen Studiengang 
zudem so positioniert, dass sie innerhalb der ersten beiden 
Ausbildungsjahre erfolgen. Somit haben die Studierenden diese 
Trainings absolviert bevor sie im dritten Ausbildungsjahr ihre 
Praktika in den Direktionen K antreten.

5.3 Neukonzeption im Bereich des Praktikums  
in den Direktionen Kriminalität der Kreispolizei‑ 
behörden

Im „Altstudiengang“ wurde die Länge des K-Praktikums mit vier 
Wochen als zu kurz angesehen. Gleichfalls wurde bemängelt, dass 
bei Engpässen Studierende ihre Praktika in den Verkehrskom-
missariaten ableisten mussten. Bei einem derartig kurzen Prak-
tikum ist es den Studierenden häufig verwehrt, Ermittlungsvor-
gänge komplett bis zum Ende zu bearbeiten und ggf. auch noch 
Rückläufe der Staatsanwaltschaft bei defizitären Ermittlungen 
zu „erleben“. Weiterhin erfolgte im K-Praktikum lediglich eine 
Bewertung der persönlich-sozialen Kompetenz und der fachli-
chen Kompetenz der Studierenden, jedoch keine Abnahme einer 
Einzelprüfung, wie im Praktikum im Wachdienst.

Zukünftig wird jeweils ein Viertel der Studierenden ihr Prakti-
kum zeitgleich in den Direktionen K ableisten. Bei der derzeiti-
gen Einstellungszahl im Land NRW von 2300 Studierenden jähr-
lich sind das bis zu 575 Studierende zeitgleich. Der Praktikums-
zeitraum wird dabei von vier auf sieben Wochen ausgeweitet. 
Insgesamt werden somit über 28 Wochen im Jahr Studierende 
ihr Praktikum in den Direktionen K absolvieren. Erwartet wer-
den kann davon ein deutlich besserer Theorie-Praxis-Transfer. 
Das Praktikum soll, im Gegensatz zum bisherigen Studiengang, 
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dann ausschließlich in den Direktionen K erfolgen. Da für 
einen Teil der Studierenden die Möglichkeit besteht, auch ihr 
Abschlusspraktikum (netto drei Wochen) in den Direktionen K 
zu absolvieren, werden die Kriminalkommissariate zukünftig 
über 31 Wochen Studierende aufnehmen und Lernort sein.

Ein gelungener Theorie-Praxis-Transfer setzt eine ausrei-
chende Anzahl von Büroarbeitsplätzen und PC voraus, da die 
Studierenden in der Sachbearbeitung nur dann etwas lernen 
können, wenn sie selber auch Ermittlungsvorgänge bearbeiten. 
Zu diesem Zweck werden jährlich durch die Geschäftsführung 
der Ausbildungsleitungen die entsprechenden Kapazitäten in 
den Behörden erhoben und bei der Zuweisung von Studieren-
den berücksichtigt. 

Auch das Praktikum in den Direktionen K wird zukünftig 
im Rahmen einer Einzelprüfung geprüft. Dies erfolgt in Form 
eines Aktenvortrages, der die entsprechenden Prüfer zeitlich 
nicht über Gebühr beansprucht. Die Prüfung ist an einem Tag 
zu absolvieren und besteht aus einem ca. 15 minütigen münd-
lichen Prüfungsteil und einem zu fertigenden schriftlichen 
Prüfungsteil (z.B. Vorführbericht o.ä.). Als Prüfungsgrundlage 
kann beispielsweise eine Strafanzeige oder Ermittlungsakte aus 
dem Geschäftseingang, die dem Studierenden zur Sachbearbei-
tung übertragen wird, dienen. Die Prüfungsabnahme erfolgt 

durch den Kommissariatsleiter oder Ermittlungsgruppenleiter. 
Der Tutor fungiert hierbei als Beisitzer. Für diese Prüfung gibt 
es wie bei allen Praxisprüfungen eine Wiederholungsmöglich-
keit. Sollte eine Wiederholungsprüfung erforderlich werden, so 
ist zur Rechtssicherheit, diese Prüfung durch zwei Prüfer (also 
zwei KK/L oder EG/L) abzunehmen.

6 �Weitere Ergebnisse der Reformarbeit im 
Überblick

Ersichtlich wurden erhebliche Eingriffe in den Studienverlauf 
sowie in die Organisation der kriminalpolizeilichen Theorie-, 
Trainings- und Praxisanteile vorgenommen. Die Projektgruppe 
beschloss frühzeitig, die sich bietende Chance auch für weitere 
Entwicklungsfelder zu nutzen, von denen hier einige kurz skiz-
ziert werden.

ff Die Kompetenzorientierung in Lehre und Prüfungen wurde 
fortentwickelt. Die Einführung neuer Prüfungsformen ist ein 
Ergebnis der dazu geleisteten Reformarbeit. Allen Lehrenden 
steht ein Manual „Lehren, Lernen und Prüfen“ mit einem 
Pool von Lehrmethoden zur Verfügung, aus dem sie sich in 
der Vorlesungsvorbereitung bedienen können.6

ff Hohen Stellenwert in Studium und Ausbildung genießt die 
Herausbildung und Förderung der persönlichen und sozialen 
Kompetenzen der Studierenden. Es wurden insbesondere ablau-
forganisatorische Veränderungen vorgenommen, die sicherstel-
len, dass die relevanten Fächer, speziellen Lehrangebote (z.B. 
Training sozialer Kompetenzen, Interkulturelle Kompetenzen, 
Berufsrollenreflexion) und Aktivitäten der jeweiligen Ausbil-
dungsträger aufeinander abgestimmt sind und so den Kompe-
tenzerwerb der Studierenden optimal fördern.7

ff Hinterfragt wurde ebenso, ob das Thema Menschenrechtsbil-
dung im Studiengang hinreichend sichtbar ist. Die Beschäf-
tigung mit diesem Thema führte u.a. dazu, dass Empfehlun-
gen des NSU-Untersuchungsausschusses8 des Bundestages im 
Studiengang verankert wurden.9

ff Das Thema Internationalisierung ist in dem „jungen“ Stu-
diengang ein Entwicklungsfeld, auf dem noch praktische 
Erfahrungen zu sammeln sind. In der Reform ist es gelun-
gen, im dritten Studienjahr einen Modulabschnitt zu instal-
lieren, der einen Studierendenaustausch im Rahmen der För-
derungsmöglichkeiten des „Erasmus+-Programms“ zulässt.10

Die Projektgruppe beansprucht demgemäß für sich, die Chance 
zu einer ganzheitlichen Novellierung genutzt zu haben.

7 �Resümee und Ausblick

Absolventen früherer Diplomstudiengänge für Aufstiegsbeamte 
hatten ein mehrwöchiges Auswahlverfahren bestanden, das 
Studium selbst dauerte drei Jahre. Die Teilnehmer hatten zuvor 
noch die Ausbildung für den mittleren Polizeivollzugsdienst 
von 18 Monaten bis zu 30 Monaten absolviert. Lediglich für 
die sog. „Seiteneinsteiger in die Kriminalpolizei“ gab es in den 
1980-er Jahren einen dreijährigen Diplomstudiengang. 

Innerhalb von drei Jahren müssen die Studierenden heute alle 
notwendigen Kompetenzen für den Polizeiberuf erwerben. Erst 
zum Ende dieser Ausbildung erfolgt die Verteilung auf die Kreis-
polizeibehörden. In den Behörden erfolgt sodann die Entschei-
dung, in welcher Direktion (Gefahrenabwehr/Einsatz, Kriminali-
tätsbekämpfung oder Verkehr) die Studierenden nach dem Ende 
der Ausbildung verwendet werden. Besondere Herausforderun-
gen wie die Flüchtlingskrise im Sommer 2015 oder die Gefahren 

Polizeispezifisches Fachhochschulstudium.

˘˘˘  Die Neukonzeption der Polizeiausbildung in Nordrhein-Westfalen
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Sicherheit in einer offenen 
und digitalen Gesellschaft
Lage – Herausforderungen – mit 
einem Bericht zur 64. Herbstta-
gung des Bundeskriminalamtes

Von LKD a.D. Ralph Berthel, Frankenberg/Sa.1

Die 64. Herbsttagung des Bun-
deskriminalamtes (BKA) kehrte 
nach vier Jahren des Auswei-
chens nach Mainz bzw. Ingel-
heim am 21. und 22. Novem-
ber 2018 an altbekannte Stätte 
nach Wiesbaden zurück.2 Das 
BKA hatte die Veranstaltung 
unter das Leitthema „Sicherheit 

in einer offenen und digitalen Gesellschaft“ gestellt. Neben 
den Vorträgen renommierten Rednerinnen und Redner aus 
Politik, Polizei, Wissenschaft und Wirtschaft war die Veran-
staltung auch im vergangenen Jahr Treffpunkt für den Aus-
tausch von Praktikern aus dem Feld der inneren Sicherheit. 
Der Beitrag will eine Auswahl der wichtigsten Themen der 
Tagung widerspiegeln und dem Leser gleichzeitig Anregung 
sein, sich noch tiefgründiger mit den Dokumenten der Veran-
staltung zu befassen.3

1 Vorbemerkungen

1.1 Sicherheit in der digitalen Welt

Das erste Element der BKA-Tagung bildete die sicherheitsrelevan-
ten gesellschaftlichen Herausforderungen in der digitalen Welt ab. 
Im Bericht zur Lage in der IT-Sicherheit in Deutschland für das 
Jahr 20184 analysiert das Bundesamt für Sicherheit in der Infor-
mationstechnik (BSI) die Bedrohungen Deutschlands, seiner Bür-
gerinnen und Bürger, sog. Kritischer Infrastrukturen5 und seiner 
Wirtschaft im Cyber-Raum. Das BSI hebt dabei hervor, dass das 
Funktionieren empfindlicher Informationstechnologien und Kom-
munikationssysteme von einer leistungsfähigen Infrastruktur 
sowie von einer sicheren Energieversorgung abhängt. Diese Sys-
teme seien die Basis für technischen Fortschritt und wirtschaftli-
che Entwicklung in der Bundesrepublik. Mit wachsender Komplexi-
tät der Systeme und fortschreitender Vernetzung aller Bereiche der 
Informationsgesellschaft nähmen allerdings auch die Risiken von 
Störungen und Angriffen sowohl von innen als auch außen zu.6

durch islamistische Anschläge kündigen sich nicht mit langen 
Vorlaufzeiten an. Das weitgehend in der Autonomie der Behör-
den liegende Verteilungsverfahren gestattet dem Dienstherrn 
eine möglichst problemorientierte Verwendung der Absolventen 
in Bereichen, in denen der größte Personalbedarf besteht.

Im Bereich der Kriminalitätssachbearbeitung sind die Ansprü-
che an die Mitarbeiter zunehmend gestiegen, z.B. werden Taten 
zunehmend unter Nutzung des Internets und grenzüberschrei-
tend begangen. Die Vorstellung, dass man einen jungen Stu-
dierenden einmal zum Kriminalbeamten ausbildet und er dann 

alles „drauf hat“, was er für seine restlichen Dienstjahre an 
Fachwissen benötigt, ist illusorisch. Es besteht heute vielmehr 
die Notwendigkeit, Kriminalbeamte regelmäßiger und aktueller 
fortzubilden als dies früher der Fall gewesen ist. Gestufte Studi-
engänge und eine optimierte Abstimmung von Studiengängen 
sowie Weiter- und Fortbildungen sind zukunftsorientiert in den 
Blick zu nehmen.

Bildrechte bei der Redaktion.
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Das BSI kommt in seiner Analyse der IT-Sicherheitslage zu dem 
Schluss, dass die Gefährdungen im Berichtszeitraum im Vergleich 
zum Vorjahr vielfältiger geworden seien. Ein Beispiel dafür seien 
die Hardware-Sicherheitslücken wie Spectre/Meltdown und Spectre 
NG, die zu Beginn 2018 bekannt geworden waren. Im Jahr 2018 
seien neue große Ransomware-Wellen ausgeblieben. Gleichwohl 
müsse Ransomware weiterhin als massive Gefährdung eingestuft 
werden. Dies zeigten die Angriffe in der zweiten Jahreshälfte 2017 
mit der Ransomware Petya/NotPetya: Sie verursachten allein in 
der deutschen Wirtschaft Schäden in Millionenhöhe. Auch würden 
immer neue Ransomware-Familien bekannt wie z.B. Bad Rabbit. 
In diesem Bereich bestehe also kein Anlass für eine Entwarnung.

Insgesamt sei die Anzahl an Schadprogrammen weiter auf mitt-
lerweile ca. 800 Millionen gestiegen. Pro Tag kämen rund 390.000 
neue Varianten hinzu. Im Mobil-Umfeld existierten bereits mehr 
als 27 Millionen Schadprogramme allein für Google Android. Weiter 
heißt es im IT-Sicherheitslagebild, dass nach wie vor eine hohe 
Dynamik der Angreifer bei der Weiterentwicklung von Schadpro-
grammen und Angriffswegen zu verzeichnen sei, was hohe Auf-
merksamkeit und Flexibilität zur Gewährleistung der Informa-
tionssicherheit erfordere. Und man habe eine neue Qualität von 
Schwachstellen in Hardware festgestellt, die ohne einen Austausch 
der Hardware nicht vollständig geschlossen werden könnten. 
Gleichzeitig, so das BSI weiter, befände man sich erst am Anfang 
einer Ära der Digitalisierung, die den Alltag der Menschen und der 
Gesellschaft insgesamt umfassend beeinflussen werde.7

1.2 Attacken auf deutsche Industrie verursach-
ten 43 Milliarden Euro Schaden

In einer Studie kommt der Digitalverband Bitkom zu dem Ergebnis, 
dass Industrieunternehmen von IT-Attacken besonders stark betrof-
fen seien. Durch Sabotage, Datendiebstahl oder Spionage sei der 
deutschen Industrie in den vergangenen beiden Jahren ein Gesamt-
schaden von insgesamt 43,4 Milliarden Euro entstanden. Sieben von 
zehn Industrieunternehmen (68 Prozent) seien in diesem Zeitraum 
Opfer entsprechender Angriffe geworden. „Mit ihren Weltmarktfüh-
rern ist die deutsche Industrie besonders interessant für Kriminelle“, 
erklärte Bitkom-Präsident Achim Berg bei der Vorstellung dieser Stu-
die in Berlin. „Wer nicht in IT-Sicherheit investiert, handelt fahrlässig 
und gefährdet sein Unternehmen.“ So wurden in den vergangenen 
zwei Jahren bei einem Drittel der Unternehmen (32%) IT- oder Tele-
kommunikationsgeräte gestohlen, bei fast einem Viertel (23%) seien 
sensible digitale Daten abgeflossen. „Illegaler Wissens- und Techno-
logietransfer, Social Engineering und auch Wirtschaftssabotage seien 
keine seltenen Einzelfälle, sondern ein Massenphänomen“, betonte 
der damalige Vizepräsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
(BfV), Thomas Haldenwang.8 Fragen der IT-Sicherheit und der Vor-
beugung und Bekämpfung entsprechender Angriffe auf die IT-Inf-
rastruktur haben daher seit geraumer Zeit den Charakter einer Her-
ausforderung von gesellschaftlichem Rang erlangt, die einerseits die 
Sicherheit in der Wirtschaft und deren internationale Konkurrenzfä-
higkeit unmittelbar betreffen und andererseits die innere Stabilität 
der Bundesrepublik nicht unmaßgeblich betrifft, denkt man nur auf 
IT-Angriffe auf kritische Infrastrukturen.

1.3 Sicherheit und offene Gesellschaften

Das zweite Element der Tagung bildeten, die bereits 1945 von dem 
Philosophen Karl Popper in seinem Buch „Die offene Gesellschaft 
und ihre Feinde“ (Original: „The Open Society and Its Enemies“) 
beschriebenen sog. offenen Gesellschaften. Diese hatte Popper als 
Gegenentwurf zu geschlossenen Gesellschaften, die ideologisch 

festgelegt seien und einen für alle verbindlichen Heilsplan ver-
folgten, entworfen. Sie seien nach seiner Überzeugung dadurch 
gekennzeichnet, dass willensfreie Individuen, den Lauf der eige-
nen Geschichte in einem pluralistischen und fortwährenden Pro-
zess von Verbesserungsversuchen und Irrtumskorrekturen selbst 
bestimmen würden. Ohne an dieser Stelle einen philosophischen 
Exkurs anstrengen zu wollen, sei allerdings angemerkt, dass das 
Konstrukt des „selbst bestimmt agierenden Menschen“ gerade im 
digitalen Zeitalter, dem wir u.a. Begriffe wie „Fake News“ und 
„postfaktische Politik“ verdanken und die handlungsleitend für 
Massen von Menschen wurden, wohl mehr denn je hinterfragt wer-
den kann und muss. Wie manipulativ gerade soziale Medien wir-
ken und wie „selbstbestimmt“ wir Menschen noch sind, wurde an 
verschiedener Stelle der Tagung deutlich.9 Die Verknüpfung beider 
gedanklichen Säulen der Tagung erfolgte allerdings nur bedingt; 
wäre vielleicht auch nicht zielgruppenadäquat gewesen.

2 �Die digitale Welt und wie (panisch) die Men-
schen reagieren

Yvonne Hofstetter, Geschäftsführerin der Teramark Technolo-
gies GmbH, griff in ihren Ausführungen zu Beginn der Tagung 
genau den Teil der Digitalisierung auf, der die Manipulierbarkeit 
der Menschen und die Wirkzusammenhänge zwischen sozialen 
Medien und menschlichen Verhaltensmustern betrifft. Sie bezog 
sich dabei auf eine Amoklage vom 22. Juli 2016 in einem Münch-
ner Einkaufszentrum und die sich daran anschließende Auswer-
tung der Münchner Polizei zu den Reaktionen der Menschen in 
den sog. sozialen Medien. Dabei wurde konstatiert, dass 4.310 
Notrufe eingegangen waren, davon waren 310 Mitteilungen über 
Terroranschläge an 71 verschiedenen Tatorten, an Phantomtator-
ten. Der Begriff „Phantomtatort“ sei eine Wortschöpfung der 
Münchner Polizei. Er bezeichne Angaben und Hinweise zu Tat- 
bzw. Ereignisorten, an denen tatsächlich keine Tathandlungen 
stattgefunden hatten, über die die Mitteilenden gleichwohl mehr 
oder weniger detailliert und glaubwürdig berichtet hatten. Diese 
Mitteilungen waren zumindest geeignet, polizeiliche Maßnahmen 
nach sich zu ziehen. Schwarmverhalten und Massendynamik hät-
ten, so Frau Hofstetter, damals in München zu einer Massenpa-
nik geführt. Einen ganz wesentlichen Anteil daran hätten die 
sozialen Netzwerke gehabt, betonte die Rednerin. Und eigentlich 
hätte es dafür weder aus der konkreten Lage noch aus der Sicher-
heitssituation in Deutschland insgesamt einen Grund für derarti-
ges Verhalten gegeben. In der Folge ging die Rednerin der Frage 
nach, was mit unserer Gesellschaft geschehen sei, dass Menschen 
so emotional geworden seien und sich immer unsicherer fühlten. 

2.1 Verunsicherung als Ursache jeglicher 
Sicherheitsdebatten?

Diese Verunsicherungen seien letztlich dafür verantwortlich, dass 
es überhaupt Auseinandersetzungen mit dem Thema Sicherheit in 
einer Gesellschaft gebe. Die Verunsicherungsthese von Frau Hofstet-
ter darf bei nüchterner Betrachtung aktueller Forschungsergebnisse 
nicht unwidersprochen bleiben, wenngleich sicher der eine oder 
andere Besucher der Tagung und vielleicht auch Leser ihr beipflich-
ten würde; aber da wären wir schon wieder beim Postfaktischen und 
nicht beim Bewiesenen.10 Neben wissenschaftlichen Erkenntnissen 
zum Sicherheitsgefühl in Deutschland widerlegt auch der Umstand, 
dass da die Lageeinschätzungen der deutschen Sicherheitsbehör-
den natürlich auch und insbesondere die objektive Kriminalitäts-
lage und nicht vordergründig das Sicherheitsgefühl der Bürger 
abbilden, gleichwohl jedoch zu dem Ergebnis gelangen, dass die 
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Sicherheitslage angespannter als noch vor Jahren sei. Auch wenn 
man der Problemdarstellung der Rednerin nicht uneingeschränkt 
folgen muss, waren ihre Erklärungsansätze für Verunsicherungen 
und Ängste der Menschen durchaus bemerkenswert.

Mit dem Internet of Everything steige, so Hofstetter, nicht nur 
die Zahl der Interaktionen zwischen den vernetzten Teilchen 
exponentiell an. Menschen interagierten mit noch mehr Men-
schen und mit Sachen. Und mittlerweile kommunizierten Sachen 
zudem mit anderen Sachen. Diese Wechselbeziehungen machten 
eine Gesellschaft hochkomplex. Als Merkmale solcher komplexer 
dynamischer Systeme führte die Rednerin folgende auf:

ff Das Verhalten der Systeme sei nicht vorhersehbar und des-
halb auch unsicher in Bezug auf die Zukunft. Der menschli-
che Wunsch nach Planbarkeit werde durch eine digitalisierte 
Gesellschaft also nicht erfüllt; vielmehr käme es zur Verviel-
fachung von Verunsicherungen.
ff Komplexe dynamische Systeme tendierten gegen das Chaos. 
Chaos sei ein Systemzustand, in dem keine Ordnung, keine 
Strukturen und keine Verlässlichkeit herrschten. Je stär-
ker eine Gesellschaft vernetzt sei, desto mehr systemische 
Unsicherheit entstünde und desto näher bewege sie sich in 
Grenzbereichen zum Chaos.

2.2 Demokratie braucht in der digitalen Welt 
Vertrauen 

Frau Hofstetter schloss ihre Ausführungen mit der These, dass 
Sicherheit nicht im Gegensatz zur Freiheit stehe, Sicherheit nicht 
zu denken sei, ohne das Gefühl von Angst und sein Pendant Ver-
trauen. Kritisch äußerte sich die Rednerin zum Einsatz Künstlicher 
Intelligenz und/oder Big Data Analytics für die Polizeiarbeit. Sinn-
voller sei es hingegen, auf gut ausgebildete und gut bezahlte poli-
zeiliche Fachkräfte zu setzen. Die Erklärung, warum das eine nur 
alternativ zum anderen zu denken sei, blieb die Rednerin aller-
dings schuldig. 

3 �Lageerkenntnisse und Herausforderungen aus 
der Perspektive des BKA

Der Präsident der BKA, Holger Münch, thematisierte im Rah-
men seiner Ausführungen sowohl phänomenologische Entwick-
lungen und Herausforderungen, aber eben auch Handlungsop-
tionen für die Polizeien im Zeitalter von Big Data, Algorith-
men und autonomen Systemen. Dabei bezog sich der Redner 
auch auf die durch den Bundesminister des Innern, für Bau 
und Heimat Horst Seehofer im Rahmen der Tagung erhobenen 
Forderung, dass den Polizeien in der digitalen Welt die gleichen 
Befugnisse zustehen müssten, wie in der analogen.

An den Beginn seiner Ausführungen stellte der BKA-Präsident 
die Darstellung eines Sachverhaltes, bei dem Täter durch arbeits-
teiliges Agieren mittels einer sog. DDos-Attacke ein konkurrie-
rendes Unternehmen schädigen wollten. Beim Versuch, weltweit 
Router illegal in ein Botnetz zu integrieren, wurden auch Router 
in Deutschland angegriffen. Hier gelang der Angriff allerdings 
nicht, da die Router der Deutschen Telekom den Angriff abweh-
ren konnten. Allerdings schalteten sie sich aufgrund der Attacke 
in einen sog. „undefinierten Zustand“ und damit aus.

Die Folge war, dass ca. eine Millionen Router ausgefallen 
waren und zahlreiche Privatpersonen, Firmen und öffentliche 
Einrichtungen keinen Internet- und Telefonzugang hatten. 
Neben der Verletzlichkeit von IT-Infrastrukturen machten die 
Ausführungen des BKA-Präsidenten auch deutlich, dass weder 
die Bundesrepublik als Staat noch einzelnen Unternehmen 

wehrlos gegen derartige Angriffe sind. 

3.1 Drei Dimensionen digitaler Straftaten 

Durch rasches, abgestimmtes Handeln des BKA, des BSI und 
des angegriffenen Unternehmens sei, so Münch, die Identifizie-
rung des Täters innerhalb weniger Wochen und kurze Zeit spä-
ter dessen Festnahme in Großbritannien möglich gewesen. Der 
Fall verdeutliche, dass digitale Straftaten von drei Dimensionen 
charakterisiert würden:

ff Räumliche Dimension: Die Grenzen von Staaten spielten 
hier, wie in vielen anderen Fällen, für den Täter keine Rolle. 
Entsprechend waren die Ermittlungen auch international.
ff Digitale Dimension: Im vorliegenden Fall verfügte der Täter 
selbst über die für die Begehung der Taten erforderlichen 
IT-Kenntnisse. Doch um Cyberangriffe begehen zu können, 
müsse man kein Experte mehr sein; vielmehr könne man sol-
che „Dienstleistungen“ auch in der Underground Economy 
des Word Wide Web einkaufen, betonte der BKA-Präsident.
ff Gesellschaftliche Dimension: Der Cyberangriff hatte Aus-
wirkungen auf Millionen deutscher Haushalte, die zeitweilig 
ohne Internetzugang waren. Der Schaden betrug rund 2 Milli-
onen Euro. Und zu den gesellschaftlichen Dimensionen gehört 
sicher auch die rechtspolitische Frage, ob die verhängte 
Strafe von einem Jahr und acht Monaten auf Bewährung den 
Unwertgehalt der Tat widerspiegelt und welches Signal die 
Verhängung einer solchen Strafe in die Gesellschaft sendet.

3.2 Kooperationen und Zukunftsfähigkeit der 
deutschen Polizeien

Formen der Zusammenarbeit, wie sie Münch zu Beginn seiner 
Ausführungen im Zusammenhand mit der Aufklärung des Angrif-
fes mittels einer DDos-Attacke beschrieben hatte, stellte er in den 
Mittelpunkt seiner weiteren Darlegungen. Dabei bezog er sich 
sowohl auf die Erfordernisse der Kooperation zwischen den Poli-
zeien als auch die Ausprägung spezieller Fähigkeiten einzelner 
Organisationen zum Nutzen der gesamten Polizeiorganisation.

Wenn von Zukunftsfähigkeit der Polizeien in Deutschland die 
Rede sei, müsse man den Blick nicht nur auf die Bekämpfung von 
Cybercrime richten. Vielmehr sollten auch die Formen der Zusam-
menarbeit der Polizeien im föderalen Rechtsstaat neu gedacht wer-
den. Um einen modernen, intelligenten und damit auch erfolgrei-
chen Föderalismus in der Polizei zu leben, müsse zu einer sinnvollen 
Arbeitsteilung und effektiveren Zusammenarbeit gefunden werden. 
Die tradierte föderale Arbeitsweise der Polizei, sei noch zu häufig 
geprägt vom obersten Verwaltungsgrundsatz „§1: Jeder macht seins“ 
und stoße bei der Dynamik der Veränderung schnell an Grenzen.

3.3 BKA will Kompetenzen im Bereich Cyber-
Gefahrenabwehr übernehmen

Globalen, digital vernetzen Gefahren könne man nicht mit loka-
len Maßnahmen der Gefahrenabwehr begegnen. Münch forderte 
daher, dass Cyberabwehrbefugnisse nicht nur bei den Polizeien 
der Länder, sondern künftig auch beim Bund liegen müssten. Das 
BKA sei bereit und in der Lage, Verantwortung für die Gefah-
renabwehr im Cyberraum zu übernehmen. Dabei könnten sich 
präventive Zuständigkeiten des BKA am Erfolgsmodell „Präven-
tivbefugnisse zur Abwehr von Gefahren des internationalen Terro-
rismus“ und an den schon bestehenden Strafverfolgungskompe-
tenzen des BKA im Bereich Cybercrime orientieren.
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Münch sah daher eventuelle Zuständigkeiten BKA dann gege-
ben, wenn

ff eine Bundeseinrichtung oder Kritische Infrastrukturen 
betroffen seien,
ff eine länderübergreifende Gefahr bestehe
ff oder wenn die Zuständigkeit einer Landespolizei nicht 
erkennbar sei bzw. ein Land das BKA um Übernahme des 
Falls ersuche.

3.4 Cyberkompetenzen des BKA werden ausgebaut

Unabhängig von der etwaigen Zuweisung von Gefahrenabwehr-
kompetenzen habe das BKA Weichen gestellt, um den dynami-
schen Entwicklungen im Cyberraum entsprechen zu können. 
Aufbauend auf den bereits vorhandenen Kompetenzen beabsich-
tige das BKA noch stärker in eigene Fähigkeiten, die technische 
Infrastruktur, Methodenkompetenz und das Personal zu investie-
ren. Dazu stelle man sich organisatorisch neu auf. Im BKA werde 
eine eigene Abteilung zur Bekämpfung und – unter Vorbehalt 
der zu schaffenden rechtlichen Befugnisse – Abwehr von Cyber-
crime einrichten. In dieser Abteilung sollten künftig Ermitt-
lungsverfahren der Cybercrime im engeren Sinne geführt werden, 
so Münch. Das war mehr als nur die Ankündigung einer neuen 
Organisationseinheit. Es war die Unterlegung der Forderung nach 
Kompetenzen im Gefahrenabwehrbereich mit Ressourcen, was 
den Ländern eine Teilaufgabe ihrer alleinigen Gefahrenabwehr-
zuständigkeiten in diesem Bereich schmackhaft machen sollte.

Abschließend erhob der BKA-Präsident die Forderung nach einer 
grundsätzlichen Neugestaltung der föderalen Polizei-Strukturen in 
der Bundesrepublik. Erforderlich seien in diesem Kontext, 

ff die Entwicklung einer gemeinsamen digitalen Plattform der 
deutschen Polizeien,
ff eine neue Form von Arbeitsteilung bei der Entwicklung von 
Fähigkeiten sowie
ff eine Bund-Länder-Zusammenarbeit, die Themenführerschaf-
ten festlege und damit schneller und agiler agieren könne.

4 �Straf- und Strafprozessrecht müssen Schritt 
halten!

Der Frage, wie das deutsche Straf- und Strafprozessrecht weiter-
entwickelt werden muss, um mit den Entwicklungen im Cyber-
raum Schritt halten zu können, widmete sich der Stellvertre-
tende Leiter der Strafrechtsabteilung beim Hessischen Ministe-
rium der Justiz, Rainer Franosch. Aus seiner Sicht seien insbe-
sondere die folgenden vier Merkmale des digitalen Wandels für 
das Straf- und Strafprozessrecht von Bedeutung:

ff Unkörperlichkeit,
ff Allgegenwärtigkeit,
ff Vernetzung und
ff Grenzenlosigkeit.

Im Rahmen seines prononcierten Redebeitrages stellte er sowohl den 
Ist-Stand und damit eine Reihe von Regelungslücken als auch Hand-
lungsoptionen des Gesetzgerbers dar. Beispielhaft seien seine Aus-
führungen zu aktuellen Cybercrime-Erscheinungsformen und den 
lückenhaften Schutz vor diesen im Kernstrafrecht kurz dargestellt:

Zunächst bezog sich Franosch auf eine Entscheidung des BVerfG 
aus dem Jahr 200811. Darin heißt es: „Der Einzelne kann […] 
Zugriffe zum Teil gar nicht wahrnehmen, jedenfalls aber nur begrenzt 
abwehren. Informationstechnische Systeme haben mittlerweile einen 
derart hohen Komplexitätsgrad erreicht, dass ein wirkungsvoller sozia-
ler oder technischer Selbstschutz erhebliche Schwierigkeiten aufwerfen 

und zumindest den durchschnittlichen Nutzer überfordern kann. Ein 
technischer Selbstschutz kann zudem mit einem hohen Aufwand oder 
mit Funktionseinbußen des geschützten Systems verbunden sein. 
Viele Selbstschutz-möglichkeiten – etwa die Verschlüsselung oder die 
Verschleierung sensibler Daten – werden überdies weitgehend wir-
kungslos, wenn Dritten die Infiltration des Systems, auf dem die 
Daten abgelegt worden sind, einmal gelungen ist. Schließlich kann 
angesichts der Geschwindigkeit der informationstechnischen Entwick-
lung nicht zuverlässig prognostiziert werden, welche Möglichkeiten 
dem Nutzer in Zukunft verbleiben, sich technisch selbst zu schützen.“ 
Fransoch leitete daraus die Forderung ab, dass das Strafrecht den 
lückenlosen Schutz auf Gewährleistung der Vertraulichkeit und Inte-
grität informationstechnischer Systeme sicherzustellen habe. Dieser 
Schutz werde im Kernstrafrecht derzeit im Wesentlichen durch die 
§§ 202a (Ausspähen von Daten), 303a (Datenveränderung) und 
303b (Computersabotage) StGB gewährt: Das geschehe allerdings 
nur lückenhaft. So betreffe § 202a StGB nur das Ausspähen solcher 
Daten, die durch eine besondere Zugangssicherung geschützt sind. 
Zudem greife diese Norm nur dann, wenn der Täter unter Überwin-
dung der Zugangssicherung handele. Datenausleitung über vorein-
gebaute Hardwarebauteile sei von § 202a StGB jedoch nicht erfasst, 
da von Anfang an keine Zugangssicherung gegeben sei. Aktuelle 
Modi Operandi von Cybercrime-Delikten wie z.B. der Einsatz von 
Hardwaretrojanern oder von vorinstallierter Malware sowie die unbe-
fugte Benutzung von Computern mittels Java-Script zum Erzeu-
gen von Kryptowährungseinheiten würden durch die bestehenden 
Strafnormen nur unvollständig erfasst. 

Auch mit aus seiner Sicht dringend gebotenen Gesetzesände-
rungen im Bereich des Strafprozessrechts setzte sich der Redner 
auseinander. Dabei forderte er insbesondere, den Straftatenka-
talog des § 100a Abs. 2 StPO um – überwiegend noch zu schaf-
fende – qualifizierte Begehungsweisen der §§ 202a, 202b, 202c, 
202d und 303a, 303b StGB zu erweitern. 

Nicht zuletzt verwies Franosch darauf, dass im Zusammen-
hang mit der Problematik der Flüchtigkeit von Daten die Vor-
gaben von Art. 16 (Umgehende Sicherung gespeicherter Com-
puterdaten) und 17 (Umgehende Sicherung und teilweise Wei-
tergabe von Verkehrsdaten) der Cybercrime Convention12 zur 
umgehenden Sicherung von Computerdaten umzusetzen sei 
und das Instrument einer Sicherungsanordnung in der Strafpro-
zessordnung verankert werden müsse.

5 �Perspektiven unterschiedlicher Akteure auf das 
Themenfeld IT-Sicherheit in einer Gesellschaft

Diese Perspektiven beleuchteten auch weitere Referenten. Zu ihnen 
gehörten die Exekutivdirektorin von EUROPOL, Catherine De Bolle, 
der Leiter der Abteilung Zentrales Informationsmanagement des 
BKA, Jürgen Ebner sowie für externe Partner der Vorstand für Daten-
schutz, Recht und Compliance bei der Deutschen Telekom AG, Dr. 
Thomas Kremer, Stephan Micklitz, Director of Enginieering Google 
Germany gmbH und der Präsident des BSI, Arne Schönbohm. 

6 �Der Mensch wird auch im digitalen Zeitalter 
die Basis für den Erfolg bleiben“13 

6.1 Die VUCA-Welt

Digitalisierung bedeutet Veränderung; Veränderung in einem 
bisher nicht gekannten Ausmaß und mit rasanter Geschwindig-
keit. Die Redner im letzten Teil der Tagungsabfolge setzten sich 
insbesondere mit dem Managen von Veränderungsprozessen 
und dem Faktor Mensch14 auseinander. 
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Der Organisations- und Managementberater Dr. Klaus Dopp-
ler kennzeichnete zu Beginn seiner Ausführungen die aktu-
elle Entwicklung mit dem Begriff der sog. VUCA-Welt. Diese sei 
geprägt durch die Faktoren

ff volatility (Volatilität), d.h. Instabilität, Flüchtigkeit, 
ff uncertainty (Unsicherheit), 
ff complexity (Komplexität) und 
ff ambiguity (Ambiguität), also Mehr- bzw. Doppeldeutigkeit. 

Alle Menschen seien mit nicht kalkulierbaren Entwicklungen, 
ob technologischer, wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und/
oder politischer Natur, konfrontiert. Das Gelingen von Verän-
derungsprozessen sei von erfolgskritischen Faktoren abhängig, 
die Absolventen polizeilicher Studiengänge aus der Befassung 
mit Projektmanagement durchaus bekannt sein dürften:

ff Abklären bzw. Festlegen der Ziele
ff Ganzheitliche Projektarchitektur
ff Beteiligung der Betroffenen 
ff Widerstands- und Konfliktmanagement
ff Von der einseitigen Information zur echten Kommunikation 
im Dialog
ff Emotionale Wetterkarte parallel zur sachlichen Entwicklung.

6.2 Lebzeitverbeamtung vs. modernes 
Personalmanagement?

Prof. Dr. Jürgen Weibler, Professor für Betriebswirtschaftslehre an 
der Fernuniversität Hagen, hob hervor, dass erfolgreiche Unter-
nehmen und Institutionen nicht nur die eigene Organisation 
digital „aufstellten“. Die erfolgreichen wüssten auch, dass sie auf 
eine jüngere Generationen träfen, deren Zuspruch sie benötigten 
und deren Erwartungen sie gleichzeitig zu berücksichtigen hät-
ten. Diese hätten also erkannt, dass sie attraktive Arbeits- und 

Lebensbedingungen schaffen müssten. Hier hätte sich nicht nur 
der Verfasser gewünscht, dass der Saal mit Leitern von Personal-
bereichen in den Polizeien gefüllt gewesen wäre. Wenn in einigen 
Amtsstuben die Innovationsbereitschaft beim Verweis auf die her-
gebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums endet und die Leb-
zeitverbeamtung als das „Non plus ultra“ der Motivation postuliert 
wird, fällt der optimistische Blick in die Zukunft bisweilen schwer.

Elmar Vaher, Leiter der estnischen Polizei- und Grenzschutz-
behörde, stellte in seinem Vortrag die Herausforderungen und 
Chancen des Technikeinsatzes bei der Polizeiarbeit und die 
dabei in Bezug auf das Management gesammelten Erfahrungen 
der estnischen Polizei und des Grenzschutzes dar.

Fast zum Abschluss der Tagung stellte Thomas Model, Lei-
ter der Akademie der Polizei Hamburg, tradierten Mustern der 
Personalgewinnung erfrischend neue Ideen gegenüber. Er kriti-
sierte, dass es den Polizeien gegenwärtig an validen Anforde-
rungs- und Kompetenzprofilen fehle. Hier müsse schnell nach-
gearbeitet werden, um diese in die Auswahlverfahren einzu-
bringen. In diesen wiederum müsse, so Model, neben der fach-
lichen und persönlichen Eignung der angehenden Nachwuchs-
kraft vor allem die Frage beantwortet werden, wie die Passung 
der Person zum Unternehmen festzustellen sei.

7 Fazit

Auch die 2018-er Ausgabe der BKA-Herbsttagung griff wieder 
hochaktuelle Themen der gesellschaftlichen Entwicklung und 
deren Konsequenzen für die innere Sicherheit auf. Erneut gelang 
es dem BKA, renommierte Rednerinnen und Redner aus Politik, 
Polizei, Wissenschaft und Wirtschaft zu gewinnen, die eine Viel-
zahl von Perspektiven auf das Leitthema einbrachten und neben 
den Diskussionsbeiträgen und Fragen aus dem Auditorium für zwei 
interessante und sehr lebendige Tage in Wiesbaden sorgten.
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Sexuelle Gewalt gegen 
Jungen und Männner –  
Epidemiologie, Spätfolgen,  
Opfer-Täter-Transition

Von Prof. Dr. Herbert Csef, Würzburg1

1 Missbrauch-Skandale im Jahr 2010

Im Jahr 2010 wurde Deutschland durch eine ganze Welle von Miss-
brauch-Skandalen an Jungen überschwemmt. Fast täglich tauchten 
skandalöse Berichte in den Medien darüber auf. Die Tatorte waren 
kirchliche Internate und die Odenwald-Schule. Berichte über sexuel-
len Missbrauch an Jungen im Jesuitenkolleg Canisius in Berlin lös-
ten die Lawine aus. Es folgten Berichte über vergleichbare Vorfälle 
in St. Blasien im Schwarzwald, im Aloisius-Kolleg in Bonn und Werl. 
Dann stand das große und bekannte Kloster Ettal mit Missbrauchs-
berichten im Rampenlicht. Es folgten Enthüllungen über Missbrauch 
in kirchennahen Knabenchören, insbesondere bei den Regensbur-
ger Domspatzen. Nachdem lange Zeit katholische Internate als 
Brutstätte sexuellen Missbrauchs im Mittelpunkt standen, kam 
mit der Odenwald-Schule eine Einrichtung der modernen Reform-
pädagogik als Tatort ins Gespräch. Von Monat zu Monat stieg die 
Zahl der missbrauchten Opfer ebenso wie die als Zahl verdächtigten 
Lehrer. Schließlich wurden die beiden Juristinnen Claudia Burgs-
müller und Brigitte Tilmann mit einer Untersuchung beauftragt. 
In ihrem Abschlussbericht ist von mindestens 132 missbrauchten 
Schülern die Rede. Der sexuelle Missbrauch soll zwischen 1965 und 
1998 stattgefunden haben.2 Strafrechtlich waren mittlerweile die 
Missbrauchsfälle alle verjährt und die Haupttäter Gerold Becker und 
Wolfgang Held verstorben. Die Missbrauchsopfer aus den genann-
ten Missbrauchs-Skandalen waren überwiegend männlich. Der sexu-
elle Missbrauch ist meist im Alter zwischen zehn und zwölf Jahren 
erfolgt. Fast alle aufgedeckten Fälle waren strafrechtlich verjährt. 
Sie lagen teilweise dreißig bis vierzig Jahre zurück. Die Flut der Ent-
hüllungen im Jahr 2010 und die damit verbundenen Missbrauch-
Skandale haben einige bislang verbreitete Legenden und Mythen 
schonungslos revidiert: Die Legende, dass es sich bei Missbrauch von 
Jungen um Einzelfälle handelt, wurde drastisch widerlegt. Der lange 
verbreitete Mythos, dass beim sexuellen Missbrauch der Täter männ-
lich und das Opfer weiblich ist, wurde ebenfalls massiv relativiert. 
Neuere Forschungsergebnisse zur Epidemiologie des sexuellen Miss-
brauchs bestätigen diese neue Sichtweise.

2 �Das bittere Lehrstück aus Staufen: Der jahre-
lange sexuelle Missbrauch eines Jungen

Im Jahr 2018 beschäftigte ein sehr außergewöhnlicher und spek-
takulärer Missbrauchsfall die Öffentlichkeit, bei dem auch die kri-
minalpolizeilichen Ermittlungen eine wesentliche Rolle spielten. 
Es handelt sich um den Missbrauchsfall aus Staufen. Anfang 2015 
lernten sich die 56 Jahre alte alleinerziehende Mutter Berrin T. und 
der 37-jährige Christian L. kennen. Christian L. ist vorbestrafter 

Sexualtäter. Er wurde im Jahr 2010 vom Landgericht Freiburg wegen 
sexuellen Missbrauchs einer 13-jährigen in 23 Fällen zu vier Jahren 
und drei Monaten Haft verurteilt. Bereits fünf Jahre zuvor hatte 
er eine Bewährungsstrafe wegen des Besitzes von Kinderpornogra-
phie. Kurz nach der Entlassung aus dem Gefängnis lernte er Ber-
rin T. kennen, die Mutter eines damals siebenjährigen Sohnes. Bei 
der Entlassung aus der Haft wurde Christian L. für fünf Jahre einer 
Bewährungsaufsicht beim Landgericht Freiburg unterstellt. Er hatte 
verschiedene Weisungen und Verbote einzuhalten, insbesondere das 
Verbot, zu Personen unter achtzehn Jahren Kontakt aufzunehmen, 
mit ihnen zu verkehren, sie zu beherbergen, zu beschäftigen oder 
auszubilden. Nur in Anwesenheit des jeweiligen Sorgeberechtigten 
des Kindes oder Jugendlichen sei Kontakt erlaubt. Für die Überwa-
chung dieser Verbote und Weisungen hatten die Führungsaufsicht 
am Landgericht, die Polizei, die Bewährungshilfe und eine foren-
sische Ambulanz zu sorgen. Christian L. verstieß gegen alle Wei-
sungen und Verbote. Mitte 2015 zog er in die Wohnung von Berrin 
T. ein. Schon bald begann der sexuelle Missbrauch des damals sie-
benjährigen Jungen. Der Junge wurde von der Mutter selbst, ihrem 
Lebensgefährten Christian L. und von vielen anderen Männern 
sexuell missbraucht, vergewaltigt, verkauft, erniedrigt, geschlagen, 
gefilmt und gedemütigt. Einer der führenden deutschen Experten 
für sexuellen Missbrauch, Prof. Jörg Fegert von der Universität Ulm, 
sagte in einem Interview: „Dieser Fall ist in seiner kriminellen Grau-
samkeit einmalig“.3 Was besonders bitter ist, ist die Tatsache, dass 
die zuständige Bewährungshelferin bereits 2016 dem Landgericht 
Freiburg, das für die Führungsaufsicht zuständig war, mitteilte, 
dass Christian L. den Auflagen und Verboten zuwiderhandelte. 
Nach einem Bericht in der Badischen Zeitung (Wulf Rüskamp vom 
28.2.2018) hat die Bewährungshelferin am 27. September 2016, am 
9. Januar 2017 und am 8. Februar 2017 entsprechende Hinweise dem 
Landgericht gegeben.4 Eine adäquate Reaktion blieb aus. Verhaftet 
wurde Christian L. schließlich am 16. September 2017, also etwa ein 
Jahr nach den ersten Hinweisen der Bewährungshelferin. In dem 
derzeit laufenden Strafverfahren wurden 58 Einzeltaten festgestellt, 
die vorzulesen, mehr als 100 Minuten dauerte. Allein ein Täter aus 
Spanien hat den Junge fünfzehnmal schwer missbraucht und dafür 
insgesamt etwa 60.000 Euro bezahlt.5 Im Bericht von Ralf Wiegand 
zu dem Staufener Fall taucht viermal der Begriff „blinder Fleck“ 
auf.6 Wiederholt ist von Behördenversagen und Versäumnissen der 
Ämter die Rede. Hätte das für die Führungsaufsicht zuständige 
Landgericht bereits bei den ersten Hinweisen der Bewährungshel-
ferin adäquat reagiert, wären dem damals achtjährigen Jungen ein 
Jahr lang qualvolle Missetaten erspart geblieben. Wer übernimmt 
hierfür die Verantwortung? Im bereits erwähnten Interview sagt der 
Missbrauchsexperte Jörg Fegert: „Bei repräsentativen Befragungen 
gibt ein Drittel an, in der Kindheit vernachlässigt, missbraucht oder 
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misshandelt worden zu sein. Darauf sind weder Krankenhäuser, noch 
Schulen oder die Jugendhilfe eingestellt; die Familiengerichte schon 
gar nicht.“7 Fegert fordert vor allem verpflichtende Fortbildungen 
für Richter an Familiengerichten. Die Rettung des mittlerweile neun 
Jahre alten missbrauchten Jungen ist schließlich den Kriminalbe-
amten des Landeskriminalamtes zu verdanken. Sie verfolgten die 
Aktivitäten von Christian L. im Internet und haben ihn schließlich 
im September 2017 verhaftet.

Ein wesentlicher „blinder Fleck“ bestand sicherlich darin, dass 
wohl viele verantwortliche und beteiligte Akteure bei Gericht, 
Jugendamt und Polizei „nicht am Schirm hatten“, dass die Mut-
ter selbst Mittäterin sein könnte. Sie haben lange Zeit der Mut-
ter geglaubt, obwohl diese Täterin war, aus den schrecklichen 
Missbrauchstaten Vorteile hatte und an der Fortsetzung des Miss-
brauchs interessiert war. Alle Berufe und professionelle Helfer, 
die potenziell mit sexuell missbrauchten Kindern und Jugend-
lichen zu tun haben, müssen besser ausgebildet und fortgebil-
det werden, damit diese „blinde Flecken“ nicht solch verhee-
rende Folgen haben. Der bekannte Trauma-Experte Peter Riedes-
ser sprach in diesem Zusammenhang von einer „professionellen 
Trauma-Blindheit“. Der außergewöhnliche Missbrauchsfall von 
Staufen hat eine weitere Besonderheit: Der mutmaßliche Täter 
Christian L. ist nach seinen Angaben selbst sexuell missbraucht 
worden. Er sei selbst bei einer Vergewaltigung gezeugt worden 
und später als Kind sexuell missbraucht worden. Aus forensischer 
Perspektive liegt eine Opfer-Täter-Transition vor: aus dem kind-
lichen Missbrauchsopfer wurde ein erwachsener Sexualstraftäter. 

3 Epidemiologie des sexuellen Missbrauchs

Da es sich beim sexuellen Missbrauch um eine Straftat handelt, 
sind verlässliche Daten zur Epidemiologie schwer zu gewinnen. 
Dunkelfeld – und Hellfeld – Analysen aus kriminologischer Sicht 
liefern andere Zahlen als direkte Befragungen bei der Allgemein-
bevölkerung oder bei bestimmten Risikogruppen. Umfragen in 
Internaten oder Schulen bringen wiederum andere Ergebnisse. Die 
Auswertung einer Vielzahl methodisch guter Studien, sorgfältige 
Metaanalysen und internationale Vergleiche ergeben jedoch durch-
aus aussagekräftige Werte. Lange Zeit galt für Deutschland eine 
Untersuchung des kriminologischen Forschungsinstitut Nieder-
sachsen aus dem Jahre 1992 richtungsweisend. Befragt wurde eine 
repräsentative Stichprobe von 1 661 Frauen und 1580 Männern. 
Sexueller Missbrauch lag bei 18,1 Prozent der Frauen und bei 7,3 
Prozent der Männer vor.8 Fast zwanzig Jahre später beauftragte 
die Weltgesundheitsorganisation WHO eine europäische Forscher-
gruppe zu einem „European Report“ über Häufigkeits- und Präven-
tionsstrategien bei sexuellem Missbrauch. In dieser Untersuchung 
ergab sich für europäische Frauen eine Prävalenzrate von 13,4 Pro-
zent und für europäische Männer von 5,7 Prozent.9 Um die welt-
weite Prävalenz von sexuellem Kindesmissbrauch und einen inter-
nationalen Vergleich zu ermöglichen, hat die Arbeitsgruppe um 
Stoltenborgh eine aufwendige Metaanalyse hierzu angefertigt. Sie 
wertete mehr als 300 Studien zur Häufigkeit von sexuellem Miss-
brauch weltweit aus. Die Durchschnittswerte sind etwas höher als 
jene vom European Report der WHO: Die Prävalenzrate für Frauen 
betrug 18 Prozent, für Männer 7,6 Prozent.10

Nach den zahlreichen Missbrauchsskandalen in der Bundesre-
publik Deutschland im Jahr 2010 beschloss die Bundesregierung, 
einen „Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kin-
desmissbrauchs“ (UBSKM) zu ernennen. Hierfür wurde im Auftrag 
der Bundesregierung ab März 2010 die ehemalige Familienministe-
rin Christine Bergmann beauftragt. In dieser Funktion folgte ihr im 
Oktober 2011 der Jurist Johannes-Wilhelm Röhrig, der am 26. März 
2014 für weitere fünf Jahre berufen wurde. Dem „Unabhängigen 

Beauftragten“ sind 32 Expertinnen und Experten zum sexuellen 
Kindesmissbrauch beigeordnet. Der „UBSKM“ gab eine Untersuchung 
zu „Häufigkeitsangaben zum sexuellen Missbrauch“ in Auftrag. Diese 
wurde von einer Expertengruppe im Jahr 201611 veröffentlicht und 
brachte vergleichbare Ergebnisse wie die European Report von Sethi 
et al 2013. Eine alters- und geschlechtsadaptierte Hochrechnung auf 
die Gesamtbevölkerung ergibt für Deutschland etwa 2,5 Millionen 
Männer mit erlebtem sexuellem Missbrauch in der Kindheit.

4 �Neuere Forschungsergebnisse zu den 
Spätfolgen

Eine weitere wichtige Frage für die vorliegende Untersuchung 
ist jene nach den Spätfolgen von sexuellem Missbrauch bei Jun-
gen und Jugendlichen im Erwachsenenalter sowie die Frage, ob 
beim männlichen Geschlecht andere Verarbeitungsmuster und 
Spätfolgen auftreten als beim weiblichen Geschlecht. Beim 
sexuellen Missbrauch – ähnlich wie bei anderen Traumata – 
sind folgende Spätfolgen in Betracht zu ziehen:12

ff Entwicklung des Vollbildes einer „Posttraumatischen Belas-
tungsstörung“	
ff Entwicklung einer meist langdauernden „komplexen Trauma-
folgestörung“	
ff Manifestation von anderen psychischen Erkrankungen, ins-
besondere Depressionen, Angststörungen, Essstörungen, 
Suchterkrankungen und Persönlichkeitsstörungen
ff Ein geringer Prozentsatz bleibt symptomfrei oder erlebt 
durch günstige protektive und resiliente Faktoren eine 
Spontanremission

Die Arbeitsgruppe von Prof. Jörg M. Fegert, einem der führen-
den Experten für sexuellen Missbrauch in Deutschland, hat kürz-
lich eine Untersuchung zu den Spätfolgen oder Auswirkungen von 
sexuellem Missbrauch vorgelegt.13 Bei der Auswertung der aktuel-
len Forschungsliteratur ergab sich, dass bei 95,1 Prozent der Opfer 
von sexuellem Missbrauch irgendeine Form einer psychischen 
Erkrankung nachweisbar sind.14 Norman et al werteten 124 Stu-
dien zu Spätfolgen von sexuellem Missbrauch aus. In ihrer Meta-
analyse kamen sie zu dem Ergebnis, dass eine „robuste Evidenz“ 
für Depressionen, Angststörungen, Suizidversuche, Drogenkonsum, 
sexuell übertragbare Krankheiten und riskantes Sexualverhalten als 
Folge von sexuellem Missbrauch besteht. In dieser Untersuchung 
wurde die Posttraumatische Belastungsstörung den Angststörungen 
zugeordnet.15 In einer neueren Arbeit von Drobetz und Schellong 
wird postuliert, dass es „geschlechtsspezifische Viktimisierungs-, Ver-
arbeitungs- und Verdrängungsmechanismen gibt“. Danach würden 
weibliche Opfer von sexuellem Missbrauch verstärkt zu Depressio-
nen, Ängsten, Selbstverletzungen und Reviktimisierungen neigen. 
„Jungen zeigen hingegen tendenziell eher externalisierende Verhal-
tensmuster wie aggressives Verhalten, Delinquenz, riskantes Verhal-
ten, Ausübung von Gewalt gegenüber Schwächeren. Ferner kann es zu 
einer Identifikation mit dem Täter kommen und Opfer werden später 
oft selbst zu Tätern“.16 

5 �Aus Opfern werden oft Täter – hohes Risiko 
der Opfer-Täter-Transition

In der Forensischen Psychiatrie ist seit Jahrzehnten bekannt, 
dass Straftäter mit Gewalt- und Sexualdelikten oft selbst in der 
Kindheit Opfer von Gewalt oder sexuellem Missbrauch waren. In 
Strafverfahren vor Gericht kommt es meist zu einer ausführlichen 
Begutachtung durch einen erfahrenen forensischen Psychiater. 
Hier wird das Thema sexueller Missbrauch offensichtlich deutlich 
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häufiger angesprochen als im alltäglichen klinischen Kontext der 
Psychotherapie und Psychiatrie. Der forensische Gutachter nimmt 
sich viel mehr Zeit für die Begutachtung und führt meist eine test-
psychologische Untersuchung durch. Zudem sind die Gutachter 
für dieses Thema besonders geschult. Die forensische Psychiaterin 
Manuela Dudeck von der Universität Ulm hat sich diesem Thema 
besonders gewidmet. Sie kam in mehreren Untersuchungen zu dem 
Ergebnis, dass etwa 4 bis 12 % der als Kind missbrauchten Männer 
später selbst Sexualstraftaten begehen. Umgekehrt sind 12 bis 35 
% der Sexualstraftäter als Kinder selbst sexuell missbraucht wor-
den.17 Der Entwicklungsprozess vom Missbrauchsopfer zum Straf-
täter wird in der Forensischen Psychiatrie und Kriminologie unter 
dem Fachterminus „Opfer-Täter-Transition“ diskutiert.

6 ��Andreas Marquardt – vom sexuellen Miss-
brauch in den Teufelskreis der Gewalt

Andreas Marquardt (geb. 1956) ist ein besonders eindrucksvolles 
Beispiel für einen Mann, der als Kind sexuell missbraucht wurde, 
in den Teufelskreis der Gewalt geriet und schließlich eine lange 
Gefängnisstrafe abbüßen musste. Er ist in desolaten sozialen Ver-
hältnissen aufgewachsen. Sein Vater war gewalttätig und hat früh 
die Familie verlassen. Bereits vom siebten Lebensjahr an wurde er 
von der Mutter sexuell missbraucht. Die sexuellen Übergriffe prä-
sentierte sie ihm quasi als „Unterricht“ und sagte zu ihm: „Ich zeige 
dir alles. Du wirst besser sein als Papa. Die Frauen werden sich nach 
dir verzehren, weil du ein ganz Lieber bist.“ In den ersten Jahren des 
Missbrauchs musste er die Mutter oral und mit Gegenständen befrie-
digen. Vom zwölften Lebensjahr an drängte ihn die Mutter fast täg-
lich zum Geschlechtsverkehr. In seinem Buch18 kommentierte Mar-
quardt dies wie folgt: „Sie hat mich in jede Technik eingeweiht, die 
es überhaupt gibt. Leider.“ Der inzestuöse Beischlaf mit der Mutter 
wurde von dem jungen Andreas als ekelhaft erlebt: „Ich habe mich 
danach fast jedes Mal erbrochen.“ Selbst die Großeltern, die wuss-
ten, dass der Jugendliche jede Nacht im Ehebett der Mutter schläft, 
tolerierten dieses Verhalten. Mit fünfzehn Jahren kam Andreas 
Marquardt zum Kampfsport. Er wurde später preisgekrönter Karate-
kämpfer. Nach acht Jahren sexuellem Missbrauchs durch die Mutter 
verließ er mit sechzehn Jahren die gemeinsame Wohnung. Das psy-
chische Erbe, das er aus dieser beschädigten Kindheit mitgenommen 
hat, war eine grenzenlose Wut auf alle Frauen und ein Frauenhass. 
Insofern ist es nicht verwunderlich, dass Marquardt bald im Berliner 
Rotlicht-Milieu landete. Aufgrund seiner Kampfsportausbildung und 
seiner Gewaltbereitschaft wurde er von Zuhältern als Geldeintreiber 
eingesetzt. Mit fünfundzwanzig Jahren wurde er selbst zum Zuhäl-
ter. Mit seinen Huren ging er sehr brutal, skrupellos und gewalt-
tätig um. Mit achtunddreißig Jahren wurde er wegen wiederholter 
schwerer Körperverletzung zu einer Gefängnisstrafe von acht Jahren 
verurteilt. Im Gefängnis führte er Gespräche mit mehreren Psycholo-
gen, die scheiterten. Schließlich traf er auf den Psychologen Jürgen 
Lemke, mit dem er eine gute Vertrauens- und Gesprächsbasis hatte. 

Mit ihm zusammen schrieb er auch im Jahre 2007 sein Buch19, quasi 
seine Autobiographie. Die Psychotherapie mit Jürgen Lemke führte 
zu einem Wendepunkt im Leben von Andreas Marquardt. Er konnte 
sich dauerhaft vom Rotlicht-Milieu und der Gewaltszene distan-
zieren. Bislang ist er fünfzehn Jahre ohne Rückfall geblieben. Er 
betreibt heute in Berlin ein Fitness-Studio. In diesem unterrichtet 
er unter anderem als Karatemeister Kinder in dieser Sportart. Er will 
sie stark machen, dass sie sich im Ernstfall auch wehren können und 
nicht ein Schicksal erleiden wie er selbst. Andreas Marquardt ist ein 
eindrucksvolles Beispiel, wie ein kindliches Missbrauchsopfer zum 
Gewalttäter werden kann. Ihm ist nach einem langen Gefängnis-
aufenthalt eine Wandlung zur Gewaltfreiheit hin gelungen. Andreas 
Marquardt hat bewiesen, dass dies möglich ist – und dies ist eine 
Hoffnung für alle Straftäter, die sich für eine psychotherapeutische 
Behandlung öffnen und einlassen. 

7 �Herausforderungen für die Kriminalpolizei: 
Verbesserung der Aufdeckungsprozesse und 
der Prävention

Die Polizei erfüllt im Umgang mit dem Straftatbestand des sexu-
ellen Missbrauchs zahlreiche Aufgaben. Die Verhaftung des mut-
maßlichen Straftäters bei vorliegendem Haftbefehl ist eine Aufgabe. 
Kriminalpolizeiliche Ermittlungen zum Aufspüren von Sexualstraf-
tätern ist eine weitere sehr wichtige Funktion. Die Kriminalbeam-
ten des zuständigen Landeskriminalamtes waren im Missbrauchsfall 
von Staufen quasi die Retter des missbrauchten Jungen. Sie über-
führten über Internet-Recherchen und eine dem Täter gestellte Falle 
den Sexualstraftäter und verhafteten ihn. Gerade beim sexuellen 
Missbrauch an dem Jungen sind kriminalpolizeiliche Ermittlungen 
besonders wichtig, da hier etwa 60 % der Missbrauchsfälle im sozi-
alen Nahraum verübt werden, während bei weiblichen Missbrauchs-
opfern der Großteil in der Familie geschieht. Tatorte für den sexu-
ellen Missbrauch an Jungen sind oft Internate, Schulen, Sportver-
eine und andere Freizeitaktivitäten, in den Jungen ohne ihre Eltern 
mit irgendwelchen „Betreuern“ unterwegs sind. Da die betroffenen 
Jungen meist schweigen, sind Verdachtshinweise anderer Personen 
wichtig. Die Anforderung an die kriminalpolizeiliche Ermittlungs-
arbeit ist hier schwierig und erfordert viel Feingefühl und Sorgfalt. 
Im Forschungsprojekt „Aufdeckung und Prävention von sexualisierter 
Gewalt gegen männliche Kinder und Jugendliche“.20 wurden zahlrei-
che wertvolle Handlungsempfehlungen zur Optimierung der Aufde-
ckungsprozesse vorgelegt. Ein Anliegen des vorliegenden Beitrags ist 
sicherlich die Betonung der Tatsache, dass sexueller Missbrauch von 
männlichen Kindern und Jugendlichen viel häufiger ist als gemein-
hin geglaubt wird und dass vor allem in zehn bis 20 % der Fälle 
Mütter oder andere Frauen als Täterinnen in Frage kommen. Gerade 
die geschilderten Fälle von Andreas Marquardt und der Staufener 
Missbrauchsfall sind drastische Beispiele dafür, welch schreckliche 
Grausamkeiten fortbestehen, wenn hier etwas „übersehen“ wird.
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Schusswaffengebrauch 
unter strafverfolgender 
Zielsetzung (Teil 1)

Von Prof. Michael Knape, Berlin1

1 �Vorbemerkungen

Setzt man sich mit der Problematik des Schusswaffengebrauchs 
zum Zwecke der Strafverfolgung auseinander, stößt der sachkun-
dige Rechtsanwender zugleich auf zwei zentrale Fragen, die es vorab 
zu klären gilt. Zum einen ist zu prüfen, ob diejenigen Vorschriften 
der Länderpolizeigesetze, welche den Schusswaffengebrauch gegen 
Personen unter repressiver Zielsetzung regeln, gesetzessystematisch 
mit der Verfassung in Einklang stehen, zum anderen stellt sich die 
Frage, ob die einschlägigen Länderregelungen den unmittelbaren 
Zwang durch Schusswaffengebrauch, dessen gesetzliche Regelung 

seit jeher Teil des allgemeinen Polizei- und Ordnungsrechts ist, in 
Hinblick auf Maßnahmen nach der StPO – strafprozessuale Handlun-
gen wie z.B. die Identitätsfeststellung, vorläufige Festnahme oder 
Vollstreckung von Haft- bzw. Vorführungsbefehlen – rechtsdogma-
tisch überhaupt ergänzen dürfen. Letzterer Aspekt mündet einmal 
mehr in der rechtlich so wichtigen wie diffizilen Problematik, ob 
Landesrecht Bundesrecht ergänzen, d.h. ob Landespolizeirecht straf-
prozessuale Materie aufgreifen und normieren darf, berücksichtigt 
man, dass die bundesrechtliche Regelungssystematik der StPO mit 
Blick auf § 6 EGStPO nach herrschender Meinung abschließender 
Natur ist. Die Problematik wird noch deutlicher, wenn man an die 

REZENSION
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Stelle des Begriffs „Polizeigesetz“ den des „allgemeinen Polizei- und 
Ordnungsrechts“ setzt. Letzterer indiziert deutlicher denn je klas-
sisches Gefahrenabwehrrecht, das – berücksichtigt man die jewei-
ligen Zweckbindungen – zur Strafverfolgung eindeutig im Wider-
spruch steht. Des Weiteren stellt sich aber auch die Frage, wie es mit 
dem verfassungsmäßigen Bestimmtheitsgebot und dem Zitiergebot, 
beides sog. Schranken-Schranken2 und zugleich wichtige Ausprä-
gungen des Rechtsstaatsprinzips, im Rahmen der StPO bestellt ist. 
Damit ist sowohl die Diskussion um Art. 20 Abs. 3 als auch um Art. 
72, 74 Abs. 1 Nr. 1 GG eröffnet. Eine Reihe von Ländern orientierten 
sich strikt am „Musterentwurf eines einheitlichen Polizeigesetzes des 
Bundes und der Länder“ (MEPolG)3, indem sie Bestimmungen, die 
den Schusswaffengebrauch zum Zwecke der Strafverfolgung regeln, 
unmittelbar – wortgleich – in ihren Polizei- bzw. Gefahrenabwehr-
gesetzen aufgenommen haben; beispielhaft sollen hier die gesetzli-
chen Varianten der Länder Brandenburgs und Nordrhein-Westfalens 
dienen. Diese Länder haben quasi „aus einem Guss“ in ihren Polizei-
gesetzen4 den Schusswaffengebrauch gegen Personen in einer Norm, 
so wie es der MEPolG 1977 mit präventiver und repressiver Zielrich-
tung vorsieht, geregelt. Es handelt sich hierbei um Vorschriften, die 
zum Regelungsbereich der Anwendung unmittelbaren Zwanges im 
gleichnamigen Abschnitt bzw. Unterabschnitt der jeweiligen Poli-
zeigesetze beider Länder zählen. Berlin hat – ähnlich wie der Bund 
– für die Anwendung unmittelbaren Zwanges ein eigenes Gesetz 
geschaffen. Hier gelten neben dem Allgemeinen Polizei- und Ord-
nungsrecht für Berlin, dem ASOG Bln,5 das Berliner Verwaltungs-
Vollstreckungsgesetz6 mit besonderen Vollzugsermächtigungen 
für Verwaltungsmaßnahmen als vorausgegangenen Grund-Verwal-
tungsakt – diesbezüglich ist auch von Maßnahmen in der Verwal-
tungsvollstreckung die Rede7 –, dem, soweit das Zwangsmittel des 
unmittelbaren Zwanges als schärfstes Zwangsmittel der Polizei zur 
Anwendung kommt, das Gesetz über die Anwendung unmittelba-
ren Zwanges bei der Ausübung öffentlicher Gewalt durch Vollzugs-
beamte des Landes Berlin (UZwG Bln) angefügt ist. In Form einer 
kasuistischen Gesetzesstruktur hat der Berliner Gesetzgeber für 
diese Form polizeilichen Eingriffshandelns, der Anwendung unmit-
telbaren Zwanges durch hoheitlichen Schusswaffengebrauch, im 
UZwG Bln sechs Vorschriften für den Schusswaffengebrauch gegen 
Personen geschaffen: § 11: Schusswaffengebrauch zur Verhinderung 
rechtswidriger Taten, § 12: Schusswaffengebrauch zum Anhalten 
flüchtender Verdächtiger, § 13: Schusswaffengebrauch zum Anhal-
ten flüchtender Straftäter, § 14: Schusswaffengebrauch gegen Aus-
brecher, § 15: Schusswaffengebrauch bei Befreiungsversuchen und 
§ 16: Schusswaffengebrauch gegen eine Menschenmenge.8 Während 
§ 11 UZwG Bln ausschließlich gefahrenabwehrende Ziele verfolgt, 
die Regelungen der §§ 12 und 13 UZwG Bln klassischer Weise der 
Strafverfolgung dienen, kann bei den §§ 14, 15 und 16 UZwG Bln 
typischerweise von einem doppelfunktionalen Handeln in Gemen-
gelage ausgegangen werden, d.h., dass hier sowohl präventive als 
auch repressive Zweckbindungen eine Rolle spielen. Die Struktur der 
Berliner Gesetzeslage – der Weg vom ASOG Bln bis zum UZwG Bln 
– ähnelt in etwa der des BPolG mit Verwaltungs-Vollstreckungsge-
setz und dem Gesetz über den unmittelbaren Zwang (UZwG Bund).9 
Soweit reines polizei- und ordnungsrechtliches Handeln vorliegt, ist 
diese Normkette rechtlich völlig unproblematisch. Fragen und Prob-
leme treten immer dann auf, wenn eine Polizeivollzugsbeamtin oder 
ein Polizeivollzugsbeamter unter repressiver Aufgabenstellung bzw. 
Zweckbindung10 von der Schusswaffe Gebrauch macht. Dann stellt 
sich sofort die Frage: Aus welcher Norm ergibt sich die Ermächti-
gung, Zwang im Wege der Anwendung unmittelbaren Zwanges durch 
Schusswaffengebrauch anwenden zu dürfen? Angemerkt sei: Abge-
sehen von der Sondervorschrift des Schusswaffengebrauchs gegen 
Personen in einer Menschenmenge, der in jedem Länderpolizei-/
Gefahrenabwehrgesetz speziell geregelt ist, finden sich entspre-
chende Bestimmungen zu den §§ 11, 12, 13, 14 und 15 UZwG Bln 

auch in denjenigen Ländergesetzen, die den Schusswaffengebrauch 
gegen Personen nur in einer Vorschrift geregelt haben,11 und zwar 
in vergleichbarer Regelungssystematik, d.h. jeweils getrennt nach 
präventiver und repressiver Zielrichtung. Sprachliche Abweichun-
gen im Rahmen der gesetzlichen Regelungen zwischen dem UZwG 
Bln einerseits und dem MEPolG 1977, PolG NRW, BbgPolG und dem 
UZwG Bund andererseits sind zwar unverkennbar, führen jedoch im 
Ergebnis keinesfalls zu unterschiedlichen Folgerungen hinsichtlich 
der problematischen Frage nach dem Recht zur Zwangsanwendung 
beim Schusswaffengebrauch mit strafprozessualer Zielsetzung. An 
diesem rechtlichen Befund ändert weder § 12 noch § 13 UZwG Bln 
etwas, die speziell den Schusswaffengebrauch gegen einen flüchten-
den Verdächtigen (§ 12) bzw. flüchtenden Straftäter (§ 13) regeln. 
Beide Vorschriften sollen nach dem Willen des Gesetzgebers lediglich 
das „Wann“ und „Wie“, nicht aber des „Ob“ des Schusswaffenge-
brauchs bestimmen. Den Vorschriften des unmittelbaren Zwanges 
aller sechzehn Länder einschließlich des Bundes ist daher eigen, 
dass sie lediglich die Art und Weise der Anwendung unmittelbaren 
Zwanges regulieren wollen, insoweit reine Verfahrensgesetze sind, 
die unter keinen rechtlichen Gesichtspunkten Befugnisnormen im 
materiellen Sinne darstellen sollen, mag auch der Gesetzestext z.B. 
des § 13 UZwG Bln, der die repressive Stoßrichtung des Schusswaf-
fengebrauchs am deutlichsten widerspiegelt, womöglich etwas ande-
res suggerieren. Die Vorschrift bestimmt, dass „ein Vollzugsbeamter 
auf einzelne Personen schießen darf, die zu Freiheitsstrafe verurteilt 
sind oder deren Sicherungsverwahrung angeordnet ist und gegen die 
ein Vorführungs- oder Haftbefehl oder ein Steckbrief zur Vollstreckung 
der verhängten Freiheitsstrafe oder zum Vollzug der Sicherungsver-
wahrung erlassen worden ist, wenn sie sich ihrer Festnahme durch 
die Flucht zu entziehen versuchen“. Diese Bestimmung ist im Übrigen 
eine Berliner Besonderheit, die so in dieser Form in den genann-
ten Polizeigesetzen der Länder Brandenburg und Nordrhein-West-
falen sowie im UZwG Bund nicht existiert. Ein vergleichbarer Fall 
wird in den o.a. Ländergesetzen jeweils durch die Regelung der Nr. 4 
der genannten Vorschriften aufgefangen, die sich – im Unterschied 
zum UZwG Bln – strikt am Wortlaut des § 42 Nr. 4 MEPolG 1977 
orientieren.12 

Anmerkung: Ist das UZwG Bln tatsächlich ein reines Verfahrens-
gesetz, das nur die Art und Weise der Anwendung unmittelbaren 
Zwanges regelt,13 mit der Folge, dass seine Regelungen insoweit 
lediglich besondere Ausprägungen des Grundsatzes der Verhältnis-
mäßigkeit im engeren Sinne darstellen, fragt sich der geschulte 
Rechtsanwender, warum sich Politiker in Berlin seit Jahrzehnten 
der Normierung des „Finalen Rettungsschusses“ mit dem Argu-
ment verschließen, der Polizei keine Befugnis in die Hände legen 
zu wollen, um zu verhindern, dass die Polizei – ermächtigt durch 
den hoheitlich-rechtlichen Schusswaffengebrauch (!) – einen Täter 
womöglich tötet.14 Diese Auffassung zeugt von einem hohen Maß 
an Rechtsunkenntnis und ist in Hochzeiten des internationalen 
Terrorismus äußerst nachlässig, weil die Polizei auf Grundlage 
eines Gesetzes von der Schusswaffe Gebrauch machen muss, das 
der Gefährdungslage in keiner Weise gerecht wird, berücksichtigt 
man, dass jeder hoheitliche Schusswaffengebrauch im Land Berlin 
der vorherigen Androhung bedarf.15

2 �Rechtsgrundlagen des polizeilichen 
Schusswaffengebrauchs

Wie in den Vorbemerkungen bereits angesprochen, sind für die 
Zulässigkeit des Schusswaffengebrauchs durch die Polizei rechtssys-
tematisch zwei Fallgruppen zu bilden: Jene, die den Schusswaffen-
gebrauch unter rein gefahrenabwehrenden Aspekten betreffen und 
solche, die den Schusswaffengebrauch unter strafverfolgender Ziel-
setzung regeln. Abgesehen davon wird eine weitere Rechtsgrundlage 
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– ein dritter Normenkanon – für den Schusswaffengebrauch in den 
sog. Notrechten gesehen.16 Hierbei handelt es sich um die im StGB 
und im BGB verankerten Rechte der Notwehr, Nothilfe und des Not-
standes. Deren Geltung als Rechtsfertigung war für Amtsträger lange 
Zeit umstritten. In Lehre und Schrifttum galt die Auffassung, dass 
Amtsträger, machen sie in Ausübung ihres Dienstes von der Schuss-
waffe Gebrauch, strikt an die öffentlich-rechtlichen Vorschriften 
gebunden sind, die den hoheitlichen Schusswaffengebrauch regeln. 
Erst Anfang der siebziger Jahre des letzten Millenniums verfestigte 
sich zunehmend stärker – gestützt durch straf- und zivilgerichtliche 
Entscheidungen17 – die Auffassung, dass ein Amtswalter, der in eine 
Notwehrsituation gerät, nicht schlechter gestellt sein kann, als jeder 
andere Bürger, auch wenn der mit hoheitlichen Befugnissen ausge-
stattete Amtsträger in Ausübung seines Dienstes von der Schuss-
waffe Gebrauch macht18 und infolgedessen besonderen Regelungen 
unterworfen ist, die sich aus dem öffentlichen Dienst- und Treue-
verhältnis mit den alt hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeam-
tentums ergeben.19 Die damals herrschende Meinung im Schrifttum 
ging davon aus, dass „Notrechtsvorschriften in einer Situation, welche 
das UZwG regelt, dem Amtswalter keine größeren Rechte einräumen 
können als diejenigen, die das UZwG gewährt“. Gobrecht begründete 
dies mit Rechtsmissbrauch, als welcher der Schusswaffengebrauch 
in solch einem Fall anzusehen sei.20 „Ein Polizeibeamter, der in Aus-
übung öffentlicher Gewalt in Nothilfe handele, dürfe den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit, der das allgemeine Polizei- und Ordnungs-
recht beherrscht, nicht außer Acht lassen.“ 

Anmerkung: Dazu gehört auch die Androhung des Schuss-
waffengebrauchs als allerletzte Warnung des Angreifers/Täters, 
bevor auf ihn gezielt geschossen wird. 

Götz vertrat ebenfalls die Meinung, dass die Zwecke des hoheitli-
chen Schusswaffengebrauchs gesetzlich begrenzt seien, so dass inso-
weit rechtlich wie praktisch ein bedeutsamer Unterschied zur Not-
hilfe bestünde.21 Deshalb konnte Nothilfe – so Götz – als Grundlage 
der Amtsausübung nicht in Betracht kommen, weil die Vorschriften 
des Schusswaffengebrauchs ansonsten weitgehend gegenstandslos 
seien. Heute findet sich in allen Regelungskomplexen des Bundes 
und der Länder, die den unmittelbaren Zwang zum Gegenstand 
haben, Vorschriften, dass das Recht zum Gebrauch von Schusswaffen 
durch einzelne Polizeivollzugsbeamte in den Fällen der Notwehr und 
des Notstandes unberührt bleibt.22 Dieser rechtliche Befund hat im 
Land Berlin allergrößte Bedeutung, sei es, dass eine Polizeivollzugs-
beamtin oder ein Polizeivollzugsbeamter auf der rechtlichen Basis 
der Gefahrenabwehr schießt, sei es, dass die Vollzugsbeamten unter 
strafverfolgender Zielrichtung von der Schusswaffe sofort – ohne 

vorherige Androhung – Gebrauch machen. Der Schusswaffenge-
brauch wäre in solch einem Fall im Land Berlin sowohl unter öffent-
lich-rechtlichen/gefahrenabwehrrechtlichen als auch unter strafver-
folgenden Aspekten in vollem Umfang rechtswidrig. Die Beamtin 
bzw. der Beamte würde jedoch in einer Notwehr- bzw. Nothilfesi-
tuation strafrechtlich exkulpiert, weil ein Rechtfertigungsgrund (§ 
32 StGB) tatbestandsmäßigem Handeln – Tötung eines Täters nach 
§ 212 StGB – entgegensteht.23 Auf die Frage rechtmäßiger Amtsaus-
übung, die seit jeher ein Rechtsfertigungsgrund außerhalb des Straf- 
und Zivilrechts ist, kommt es dann nicht mehr an. Zivil- bzw. haf-
tungsrechtliche Ansprüche der Hinterbliebenen des Getöteten gegen 
den Schützen würden insoweit in aller Regel ohne Erfolg bleiben.24 
In allen anderen fünfzehn Polizei- bzw. Gefahrenabwehr-/Verwal-
tungsgesetzen des allgemeinen Polizei- und Ordnungsrechts gibt 
es keine vergleichbare krude Rechtslage; lediglich das UZwG Bund 
schafft der rechtlich inakzeptablen Gesetzeslage Berlins vergleich-
bare Voraussetzungen für seine Vollzugsbeamtinnen und -beamten. 
Um im Bild zu bleiben: Aufgrund der in Art. 2 Abs. 2 EMRK nor-
mierten Ausnahmesituationen ist ein gegebenenfalls tödlich wir-
kender Schusswaffengebrauch mit strafverfolgender Zweckbindung 
grundsätzlich nicht konventionswidrig.25 Dass die StPO nach dem 
Wortlaut ihrer Vorschriften ohne Ausnahme vom lebenden Verdäch-
tigen oder Beschuldigten ausgeht, und dies auch nach einem mögli-
chen Schusswaffengebrauch im Rahmen des unmittelbaren Zwanges, 
steht dem nicht entgegen, erst recht dann nicht, wenn im jeweiligen 
Teil des Polizeigesetzes, der den unmittelbaren Zwang durch Schuss-
waffengebrauch regelt, das Grundrecht auf Leben als einschränk-
bares Grundrecht zitiert wird.26 Grundrechtseingriffe in die Rechte 
auf körperliche Unversehrtheit und Leben nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 
GG, die möglicherweise tödlich enden, wie der zum Tode führende 
Schuss eines Polizeivollzugsbeamten bei vorläufiger Festnahme nach 
einem Gewaltverbrechen infolge großen Blutverlustes des Täters,27 
steht auch nicht im Widerspruch zum Grundgesetz, weil Art. 2 Abs. 
2 Satz 3 GG erklärt, dass in die im Art. 2 Abs. 2 GG genannten 
Rechte auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden darf. Das kann 
im äußersten Fall auch die Tötung des Straftäters sein. Mit Gesetz 
ist ein Parlamentsgesetz gemeint.28 Art. 102 GG (Verbot der Todes-
strafe) steht einem womöglich tödlich wirkenden Schuss einer Poli-
zeivollzugsbeamtin bzw. eines Polizeivollzugsbeamten nicht entge-
gen, weil dem strafverfolgenden Schusswaffengebrauch der Sankti-
onscharakter fehlt, der dem Verbot der Todesstrafe i.S.d. Art. 102 GG 
typischer Weise eigen ist.

(Fortsetzung folgt)

Anmerkungen

1	 Der Autor war als Direktor beim Polizeipräsidenten Direktionsleiter und Polizeiführer 
Schwerstkriminalität in Berlin.

2	 Sog. Schranken-Schranken bedeuten „Schranken des Beschränkenden“, d.h. es wer-
den der Legislative bei der Gestaltung von Gesetzen und der Exekutive bei Ausfüh-
rung von Gesetzen kraft Verfassung Schranken gezogen; so auch Brenneisen/Blauhut, 
Zulässigkeit und Grenzen des Schusswaffengebrauchs zur Durchsetzung strafprozes-
sualer Maßnahmen – Teil I, DIE POLIZEI 2015, 185 (188).

3	 Vgl. § 42 ME PolG 1977.
4	 Vgl. § 64 PolG NRW und § 67 BbgPolG.
5	 Das ASOG Bln mit Anlage (ZustKat Ord) regelt die Aufgaben, Zuständigkeiten und 

Befugnisse der Ordnungsbehörden und Polizei.
6	 Vgl. § 8 Satz 1 BlnVwVfG i.V.m. VwVG (das VwVG des Bundes gilt insoweit in der 

jeweils geltenden Fassung als inkorporiertes Landesrecht).
7	 Das VwVG kennt nach § 9 Abs. 1 VwVG drei Vollstreckungsmittel, die Ersatzvornahme 

(§ 10 VwVG), das Zwangsgeld (§ 11 VwVG) und den unmittelbaren Zwang (§ 12 VwVG), 
wobei neben dem Grund-VA nach allg. POR (z.B. „Halt, Polizei, Stehen bleiben, keine Bewe-
gung, langsam die Waffe fallen lassen!“, gestützt auf die Befugnis-Generalklausel des 
allg. POR = § 17 Abs. 1 ASOG Bln) im Normalvollzug bzw. sog. gestreckten Verfahren 
des VwVG (§ 6 Abs. 1 VwVG) der Androhungs-VA gem. § 13 Abs. 1 Satz 1 VwVG und der 
Festsetzungs-VA gem. § 14 Satz 1 VwVG mit Übergang ins UZwG Bln („oder ich schieße!“) 
zu beachten sind. Die Anwendung des Zwangsmittels (Schusswaffengebrauch) nach § 15 
Abs. 1 VwVG stellt tatsächliches Handeln und somit einen Realakt dar. Der hoheitliche 
Schusswaffengebrauch hat im Land Berlin ausnahmslos im Normalvollzug zu erfolgen, 
darf weder im sofortiges Vollzug (§ 6 Abs. 2 VwVG) noch im abgekürzten/verkürzten 

Verfahren erfolgen, weil nach dem UZwG Bln ohne jegliche Ausnahme vor Schussabgabe 
eine mündliche Androhung oder ein Warnschuss (§ 10 UZwG Bln) erfolgen muss; insoweit 
ist § 10 UZwG Bln lex specialis ggü. § 13 Abs. 1 Satz 1 VwVG; vgl. dazu Knape/Schön-
rock, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht für Berlin mit Versammlungsrecht, 11. Aufl. 
(2016), Rdnrn. 11 ff. zu § 9 UZwG Bln (S. 1011 ff.); ferner Knape, Das UZwG Bln – ein 
taugliches Gesetz zur Bekämpfung terroristischer Gewalttäter?, DIE POLIZEI 2016, 93 ff.

8	 Um keinerlei Zweifel aufkommen zu lassen, handelt es sich bei § 16 UZwG Bln um 
eine Menschenmenge (ca. 15 bis 20 Personen [vgl. BGH, NStZ 1994, 483]), von der 
oder aus ihrer Mitte heraus Gewalttaten begangen werden, wobei unter Gewalttaten 
nach den Ausführungsvorschriften zum UZwG Bln (AV Pol UZwG Bln) „Gewalttätigkei-
ten“ i.S.d. § 124, 125 StGB gemeint sind, also die Anwendung allein mit physischer 
Kraft oder mit Hilfe von Gegenständen (z.B. Steinen, Latten, Brandflaschen [Waffen 
im nichttechnischen Sinne]), erst recht unter Verwendung von Waffen/Schusswaffen 
(Waffen im technischen Sinne) gegen Personen oder Sachen.

9	 Vgl. statt vieler Heesen/Hönle/Peilert/Martens, Bundespolizeigesetz/Verwaltungs-
Vollstreckungs-Gesetz und Gesetz über den unmittelbaren Zwang, 5. Aufl. (2012).

10	Vgl. §§ 152 Abs. 2 und 163 Abs. 1 Satz 1 StPO mit strafprozessualen Anfangsverdacht 
für eine konkret begangene Straftat und strafprozessualem Legalitätsprinzip.

11	Vgl. § 42 Abs. 1 Nrn. 3, 4 und 5 MEPolG 1977, § 64 Abs. 1 Nrn. 3, 4 und 5 PolG NRW, 
§ 67 Abs. 1 Nrn. 3, 4 und 5 BbgPolG und § 10 Abs. 1 Nrn. 2, 3 und 4 UZwG Bund.

12	Vgl. Schütte/Braun/Keller, Polizeigesetz Nordrhein-Westfalen (2012), Rdnr. 13 zu § 64 
PolG NRW mit dem Beispiel B: Die mit der Schusswaffe von der Polizei beschossene Per-
son ist wegen eines Verbrechens oder Vergehens verurteilt und soll nun erstmals in die 
JVA zum Zwecke des Strafvollzugs verbracht werden. Rechtsgrundlage der Zuführung 
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Eingriffsbefugnisse 
für eine Präventive 
Gewinnabschöpfung

Von KD a.D. Ernst Hunsicker, Bad Iburg1

Es sind viele verwaltungsge-
richtliche Entscheidungen der 

ersten und zweiten Instanz zur Präventiven Gewinnabschöp-
fung aus den Bundesländern2 und durch den Zollfahndungs-
dienst3 bekannt. Nunmehr wurde ein wohl erstes Verfahren 
der Bundespolizei nach dem BPolG rechtskräftig abgeschlossen. 
Auch nach dem BKAG ist die Präventive Gewinnabschöpfung 
möglich und besondere Bedeutung kommt in diesem Zusam-
menhang § 29a NPOG-E4 zu.

1 �Verwaltungsgerichtliches Verfahren der 
Bundespolizei

Nach meinem Informationsstand war die Bundespolizei zwar 
an einem Verfahren der Präventiven Gewinnabschöpfung betei-
ligt5, aber die gefahrenabwehrenden Maßnahmen erfolgten 
nicht nach dem BPolG, sondern nach dem Nds.SOG. Nunmehr zu 
einem Sachverhalt und zu einer verwaltungsgerichtlichen Ent-
scheidung6 nach dem BPolG.

1.1 Leitsätze des Autors zum Urteil des VG Stutt-
gart v. 17.8.20177

ff Der in Spanien lebende gambische Staatsangehörige ist ein-
schlägig vorbestraft.
ff Bei seiner Kontrolle durch die Bundespolizeiinspektion Kon-
stanz wurde am 13.7.2016 am Bahnhof Konstanz festge-
stellt, dass er von der StA Hamburg zur Aufenthaltsermitt-
lung wegen Verstoßes gegen das BtMG ausgeschrieben war.
ff In seinem Koffer befand sich ein in Alufolie verpacktes und 
mit einer Hose umwickeltes Paket, das Bargeld im Wert von 
17.640 € enthielt. Es handelte sich um Euronoten in szene-
typischer Stückelung.
ff Der Prozessbevollmächtigte beantragte die Freigabe des Geldes 
mit dem Hinweis, dass sich der Kläger von dem ersparten Geld 
in Deutschland einen gebrauchten Mercedes-Benz kaufen wolle.

ff Mit Bescheid vom 24.1.2017 wies das Bundespolizeipräsi-
dium den Widerspruch zurück und ordnete den sofortigen 
Vollzug der Sicherstellungsverfügung an.
ff Außerdem untersagte es das Bundespolizeipräsidium auf der 
Grundlage des § 14 BPolG i.V.m. §§ 135, 136 BGB, den sicher-
gestellten Bargeldbetrag zu veräußern, abzutreten oder in 
anderer Weise über den Betrag rechtsgeschäftlich zu verfügen.
ff Die Sicherstellung des Bargeldes war erforderlich, um die 
gegenwärtige Gefahr abzuwehren (§ 47 Nr. 1 BPolG).
ff Die durch die Bundespolizeiinspektion Konstanz am 
13.7.2016 verfügte Sicherstellung des Bargeldes ist gericht-
lich nicht zu beanstanden.
ff Für die Herkunft eines sichergestellten Bargeldbetrages aus 
dem Drogenhandel können folgende Gesichtspunkte spre-
chen: Hoher Geldbetrag, Versteckthalten oder zumindest 
Aufbewahrung an einem ungewöhnlichen Ort, szenetypische 
Stückelung der Geldscheine, nicht plausibel erklärte Her-
kunft der Mittel, Verdachtsmomente aus der organisierten 
Kriminalität, einschlägige strafrechtliche Ermittlungsverfah-
ren bzw. Verurteilungen.
ff Die Maßnahme ist verhältnismäßig, geeignet und erforder-
lich, um die aufgezeigte gegenwärtige Gefahr abzuwehren.
ff Somit hat der Kläger auch keinen Anspruch auf Herausgabe 
des Geldes nach § 50 BPolG.

2 �Rechtsgrundlage im BKAG

Gemäß § 60 Abs. 1 Nr. 1 BKAG (Sicherstellung) kann das Bundes-
kriminalamt eine Sache sicherstellen, um eine gegenwärtige Gefahr 
abzuwehren. Die §§ 48 bis 50 des BPolG8 gelten entsprechend. § 
60 BKAG entspricht wiederum § 32b ZFdG (Sicherstellung, Verwah-
rung und Verwertung) und ist mit den einschlägigen Vorschrif-
ten der allgemeinen Gefahrenabwehrgesetze der Bundesländer 
vergleichbar. Somit ist eine Präventive Gewinnabschöpfung auch 
durch das Bundeskriminalamt möglich, wobei mir nicht bekannt 
ist, ob diese Polizeibehörde bisher überhaupt entsprechende Ver-
fahren eingeleitet, durchgeführt bzw. abgeschlossen hat.

sind das rechtskräftige Strafurteil und der Haftbefehl der Vollstreckungsbehörde (vgl. 
§ 457 StPO) gegen den nicht freiwillig zum Straf-/Haftantritt erschienen Verurteilten.

13	Vgl. § 1 Abs. 2 UZwG Bln.
14	Vgl. Knape, Das UZwG Bln – ein taugliches Gesetz zur Bekämpfung terroristischer 

Gewalttäter?, DIE POLIZEI 2016, 93 (96).
15	Vgl. Knape, a.a.O.
16	Vgl. Neuwirth, Polizeilicher Schusswaffengebrauch gegen Personen, 2006, S. 24; dazu 

Krüger, Polizeilicher Schusswaffengebrauch, 1979, S. 12.
17	Vgl. Knape/Schönrock, a.a.O.
18	Vgl. Brenneisen/Blauhut, a.a.O., 185; ferner Knape/Schönrock, a.a.O.
19	Vgl. Art. 33 Abs. 5 GG.
20	Dazu Gobrecht, Polizeirecht des Landes Berlin, 6. Aufl. (1974), S. 150 ff. mit UZwG 

Bln v. 22.6.1970 (GVBl. S. 921).
21	Vgl. schon Götz, Allgemeines Polizei- und Ordnungsrecht, 3. Aufl. (1975).
22	Vgl. statt vieler §§ 8 Abs. 3 und 9 Abs. 4 Satz 1 UZwG Bln, dazu AV Pol UZwG Bln Nr. 

6a zu § 1 i.V. mit Nr. 34 lit. a UZwG Bln: Unberührt bleiben die Vorschriften über die 
Notwehr (§§ 32, 33 StGB, § 227 BGB), den Notstand (§§ 34, 35 StGB, §§ 228, 904 

BGB) und die Selbsthilfe (§ 229 BGB).
23	Tatbestandsmäßiges Handeln indiziert die Rechtswidrigkeit, es sei denn, dass ein 

Rechtfertigungsgrund dem entgegensteht.
24	Vgl. Knape/Schönrock, a.a.O.; dazu Brenneisen/Blauhut, a.a.O.
25	Vgl. Brenneisen/Blauhut, a.a.O., 186 mit Literaturhinweis auf Schädler/Jakobs in: 

Hannich, Karlsruher Kommentar zur Strafprozessordnung, 7. Aufl. (2013), S. 2934.
26	Vgl. z.B. § 113 SOG M-V und § 261 LVwG S-H; dazu Becker, Anmerkungen zu: >>Darf 

der Staat töten?<< von Dr. Tonio Gas, DIE POLIZEI 2007, 136.
27	Trotz Schussabgabe auf Arme oder Beine des flüchtenden Straftäters trifft die Polizei-

vollzugsbeamtin oder der Polizeivollzugsbeamte aus größerer Entfernung den Rumpf 
des Täters, so dass dieser verstirbt.

28	Vgl. Jarass/Pieroth, Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, 15. Aufl. 
(2018), Rdnr. 92 zu Art. 2 GG; vgl. statt vieler z.B. § 41 Abs. 2 Satz 1 ME PolG 1977, 
der in zwölf Vorschriften – „Polizeigesetzen“ der Länder – entsprechenden Nieder-
schlag erfahren hat. Dass diese Norm eindeutig präventive Zweckbindungen aufweist, 
steht dem in diesem Beitrag behandelten Thema nicht entgegen, man denke nur an 
doppelfunktionales Handeln in Gemengelage.
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3 �Sicherstellung von Forderungen und gefahren-
abwehrende Einziehung nach § 29a NPOG-E

Der ursprüngliche Gesetzentwurf (Gesetz zur Änderung des Nieder-
sächsischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ordnung)9 
enthielt noch eine eigenständige Rechtsgrundlage für die Sicher-
stellung von Buchgeld (§ 26a), um – laut Begründung – eine fest-
gestellte planwidrige Regelungslücke zu schließen.10 § 26a wurde 
aber inzwischen aus dem Gesetzentwurf gestrichen und durch § 
29a NPOG-E11 (Sicherstellung von Forderungen – insbesondere von 
Buchgeld) ersetzt, zusätzlich die gefahrenabwehrende Einziehung in 
diese geplante Rechtsnorm aufgenommen (§ 29a Abs. 3, 4 NPOG-E).

3.1 Sicherstellung von Forderungen als zukünf-
tige Norm (§ 29a NPOG-E)

1)	Unter den Voraussetzungen des § 26 Nr. 1 können die Ver-
waltungsbehörden und die Polizei eine Forderung oder 
andere Vermögensrechte, die nicht den Vorschriften über die 
Zwangsvollstreckung in das unbewegliche Vermögen unter-
liegen, sicherstellen. Die Sicherstellung hat in den Fällen des 
Satzes 1 die Rechtswirkungen einer Pfändung gemäß § 829 
Abs. 1 Satz 1 und 2 der Zivilprozessordnung. Sie bedarf der 
Schriftform. Ihr ist ein Hinweis auf die in Satz 2 bezeichne-
ten Rechtwirkungen beizufügen.

2)	Sobald die Voraussetzungen für die Sicherstellung wegge-
fallen sind, ist sie aufzuheben. Die Aufhebung bedarf der 
Schriftform. § 29 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 3 gilt entsprechend.

3)	Dauert die Sicherstellung ein Jahr an, ohne dass sie nach 
Absatz 2 aufzuheben ist, ist die Forderung oder das andere 
Vermögensrecht durch die Verwaltungsbehörde oder die Poli-
zei einzuziehen. § 28 Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend.

4)	Auf die Sicherstellung und die Einziehung finden die Vor-
schriften der Zivilprozessordnung über die Zwangsvollstre-
ckung in Forderungen und andere Vermögensrechte sinnge-
mäß Anwendung. An die Stelle des Vollstreckungsgerichts 
treten die Verwaltungsbehörden und die Polizei.

3.2 Begründung zu § 29a NPOG-E

§ 29a schafft eine neue Rechtsgrundlage für die Sicherstel-
lung von Forderungen. Diese Sicherstellung – insbesondere von 
Buchgeld – ist in Niedersachsen nach geltender Rechtsprechung 
in analoger Anwendung von § 26 nur dann zulässig, wenn 
sichergestelltes Bargeld zum Zweck der Verwahrung auf ein 
Konto eingezahlt worden ist.12 Diese Rechtsprechung soll in das 
geschriebene Recht überführt und auf alle Arten von Forderun-
gen und vergleichbaren Vermögensrechten ausgeweitet werden.

Die Sicherstellung von Forderungen und vergleichbaren Vermö-
genswerten dient der Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr. Diese 
liegt regelmäßig darin begründet, dass die Vermögenswerte zur 
Begehung von Straftaten eingesetzt werden sollen. Als Strafta-
ten kommen insbesondere Taten der organisierten Kriminalität – 
etwa Geldwäsche und Hehlerei – und Straftaten mit Bezug zum 
internationalen Terrorismus – etwa Terrorismusfinanzierung – in 
Betracht. Der Entzug der finanziellen Mittel schränkt gerade bei 
derartigen Straftaten die Handlungsmöglichkeiten der kriminellen 
Gruppierungen und Personen erheblich ein. Anders als die straf-
rechtlichen Regelungen zur Vermögensabschöpfung hat § 29a rein 
präventiven Charakter ohne eine repressive Zweckrichtung. Maß-
geblich ist allein, dass der Vermögenswert in allernächster Zeit mit 
einer an Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit zur Begehung 
von Straftaten verwendet werden wird.13 Die Arbeitsgemeinschaft 

der kommunalen Spitzenverbände Niedersachsens unterstützt die 
Schaffung dieser neuen Rechtsgrundlage.14

4 Gefahrenabwehrende Einziehung

Die gefahrenabwehrende Einziehung ist bereits Inhalt mehre-
rer Polizeigesetze der Bundesländer (§ 34 PolG BW, § 40 Abs. 4 
ASOG Bln, § 25 Abs. 4 BremPolG, § 14 Abs. 6 HmbSOG, § 64 Abs. 
4 SOG M-V, § 28 SächsPolG, § 213 Abs. 4 LVwG SH). Schon in 
früheren Veröffentlichungen habe ich die Aufnahme der gefah-
renabwehrenden Einziehung in die Polizeigesetze angeregt.15

4.1 Begründung zu dieser Eingriffsmaßnahme 
(z.B. § 40 Abs. 4 ASOG Bln)

Mit der Ergänzung von § 40 Abs. 4 ASOG durch die Möglichkeit 
der Einziehung zum Zwecke der Gefahrenabwehr wird eine Rege-
lungslücke geschlossen. In der praktischen Anwendung fehlt 
eine Rechtsgrundlage, sofern Gegenstände, die der Sicherstellung 
unterliegen, erstens nicht zurückgegeben werden können, ohne 
dass die Voraussetzungen der Sicherstellung erneut eintreten (§ 
40 Abs. 1 Nr. 4 ASOG) und zweitens die bestehenden Maßnah-
menalternativen in Form von Verwertung, Unbrauchbarmachung 
oder Vernichtung nicht auf den betroffenen Gegenstand zuge-
schnitten sind. Zweck der Regelung ist nicht vorrangig, dass die 
eingezogene Sache an den Fiskus fällt, sondern gestützt auf eine 
bereichsspezifische Rechtsgrundlage soll die Einziehung verhin-
dern, dass im Anschluss an Sicherstellungen infolge von rege-
lungslückenbedingten Rückgabepflichten erneut vorhersehbare 
Gefahrenlagen entstehen. Insbesondere soll verhindert werden, 
dass mit Hilfe von offensichtlich illegal erworbenen Werten neue 
Straftaten vorbereitet und begangen werden.

Beispielhaft aufgeführt werden kann als Gegenstand der Ein-
ziehung Bargeld, das bei einer betroffenen Person, der Handel 
mit Betäubungsmitteln vorgeworfen wird, aufgefundenen und 
beschlagnahmt wird. Im Anschluss an ein Strafverfahren gibt die 
Staatsanwaltschaft das Bargeld wieder frei. Nach polizeirechtlicher 
Betrachtung kann in diesem Fall weiterhin eine Gefahr bestehen, 
die ein Einschreiten zum Zwecke der Gefahrenabwehr erfordert. 
Denn strafverfahrensrechtliche und gefahrenabwehrrechtliche Vor-
schriften besitzen unterschiedliche Zielrichtungen. Der präventiv 
geprägte Zweck, z.B. der Sicherstellung nach § 38 ASOG, kann fort-
wirken, auch wenn eine auf die StPO gestützte Maßnahme abge-
schlossen ist.16 Die Gefahrenlage für eine Sicherstellung braucht 
nicht in einer Eigenschaft der sicherzustellenden Sache begründet 
zu sein, sondern kann sich aus dem Verhalten ihres Besitzers erge-
ben.17 Die Einziehung knüpft an in der Vergangenheit begründete 
Zustände an, ist in ihrer Zielrichtung aber zukunftsbezogen.

Aus polizeirechtlicher Perspektive kann bei Vorliegen hinreichen-
der Anhaltspunkte demnach der Rückgabe entgegenstehen, dass die 
gegenwärtige Gefahr besteht, die betroffene Person werde das Bar-
geld nach Rückgabe erneut für illegale Drogengeschäfte verwenden 
(vgl. § 40 Abs. 4 Nr. 1 i.V.m. § 38 Nr. 1 ASOG). Es fehlte jedoch bis-
her eine Rechtsgrundlage zur Gefahrenabwehr, um das vorherseh-
bare Wiederaufleben der Störung dauerhaft zu verhindern.

Bargeld ist zwar eine Sache und damit tauglicher Gegenstand 
einer Sicherstellung. Auf die Regelungen der Sicherstellung 
einschließlich der Anschlussmaßnahmen in bisheriger Fassung 
lässt sich jedoch eine dauerhafte Entziehung von Bargeld nicht 
stützen. Die Sicherstellung ist ihrer Natur nach lediglich eine 
vorübergehende Maßnahme18, die folglich nicht zu einem dau-
erhaften Einbehalten des Geldes ermächtigt. Mit der Einziehung 
wird die Eigentumsposition der betroffenen Person aufgelöst.
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Das im Bereich des Drogenhandels zugleich betroffene Eigen-
tumsrecht des beteiligten Drogenkäufers verdient keinen ver-
fassungsrechtlichen Schutz, da er seine Vermögensposition für 
deliktische Zwecke freiwillig aufgegeben hat.19

4.2 „Kritik an der Novelle des ASOG 2014 (§ 40 
Abs. 4 – Einziehung)“20

„Hier soll – soweit erkennbar – erstmals im Polizeirecht das 
Instrument der Einziehung sichergestellter Gegenstände, insbe-
sondere Bargeld, zugelassen werden“.21 Nicht selten wird diese 
Maßnahme als „präventive Gewinnabschöpfung“ bezeichnet. 
Verhindert werden soll insbesondere die Herausgabe von Bar-
geld im Kontext möglicher Straftaten durch den Handel mit 
illegalen Betäubungsmitteln.22

„Bemerkenswert ist hier, dass eine präventiv-polizeiliche Ein-
ziehung von Bargeld und anderen Sachen zulässig sein soll, 
obwohl ein Strafverfahren durchgeführt wurde und selbiges im 
Rahmen des repressiv-polizeilichen Rechts zurückgegeben werden 
musste.“ Es geht also darum, trotz des strafrechtlich „geschei-
terten“ Nachweises einer rechtswidrigen Erlangung einer Sache 
(Bargeld), diese dennoch sicherzustellen und einzuziehen, weil 
aus der Sicht der Polizei weiterhin von einer rechtswidrigen 
Erlangung ausgegangen wird. 

Ob eine präventiv-polizeiliche Sicherstellung von Bargeld aus 
möglichen Straftaten, für die ein Schuldnachweis qua Urteils-
spruch gerade nicht vorliegt, überhaupt zulässig ist, „beschäftigt 
die Rechtsprechung seit einigen Jahren“. Soweit die Maßnahme als 
zulässig erachtet wird, wird dafür das Vorliegen einer gegenwär-
tigen Gefahr der Begehung weiterer Straftaten mit diesem Bar-
geld gefordert.23 Die mit der Sicherstellung verbundenen verfas-
sungsrechtlichen Fragen sind indes bislang nicht geklärt24 und 

der Gesetzgeber bewegt sich auf recht „unsicherem Terrain“.
Die zitierte Judikatur bezieht sich zudem regelmäßig nur auf 

eine (vorübergehende) Sicherstellung, nicht aber die endgültige 
präventiv-polizeiliche Einziehung von Bargeld, die einen erheb-
lichen Eigentumseingriff darstellt. Es ist bedauerlich, dass hie-
rauf in der Gesetzesbegründung nicht näher eingegangen wird.

Wollte man die Maßnahme dennoch für erforderlich und ver-
fassungsrechtlich zulässig halten, müsste diese zumindest verfas-
sungskonform ausgestaltet und auf die Sicherstellung von Bargeld 
im Sinne von § 38 Nr. 1 ASOG zur Abwehr einer gegenwärtigen 
Gefahr beschränken. Eine Einziehung kommt hier grundsätzlich 
nicht in Betracht, weil die Voraussetzungen der Gefahrenprognose 
entfallen können und das Bargeld dann zu restituieren ist.25

Diese kritische Stellungnahme hat die Ergänzung um die 
gefahrenabwehrende (präventiv-polizeiliche) Einziehung in das 
ASOG nicht verhindert.

5 Bewertung

In den meisten Bundesländern wird die Präventive Gewinnab-
schöpfung bereits auf der Grundlage der Polizeigesetze seit vie-
len Jahren praktiziert. Nachgezogen haben der Zollfahndungs-
dienst auf der Grundlage des § 32b ZFdG und die Bundespolizei 
auf der Grundlage des § 47 Nr. 1 BPolG. Auch das Bundeskrimi-
nalamt hat gemäß § 60 BKAG die rechtlichen Voraussetzungen 
für diese gefahrenabwehrende Eingriffsmaßnahme.

Es bleibt zu hoffen, dass die Sicherstellung von Forderungen 
(analog § 29a NPOG-E) und die gefahrenabwehrende Einziehung 
in ein einheitliches Polizeigesetz (Musterpolizeigesetz) für den 
Bund und die Bundesländer, das nicht nur m. E. aus vielen 
Gründen dringend erforderlich ist, einfließen26. Auch entspre-
chende Normen im ZFdG und im BKAG würden Sinn machen.
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Strafrechtliche Recht-
sprechungsübersicht

Von PHK & Ass. jur. Dirk Weingarten, Wiesbaden

Wir bieten Ihnen einen Überblick über strafrechtliche Entschei-
dungen, welche überwiegend – jedoch nicht ausschließlich – für 
die kriminalpolizeiliche Arbeit von Bedeutung sind. Im Anschluss 
an eine Kurzdarstellung ist das Aktenzeichen zitiert, so dass eine 
Recherche möglich ist. 

I Materielles Strafrecht

§ 125 Abs. 1 StGB – Landfriedensbruch; hier: Räumliche 
Distanz von der Menschenmenge nach Erbringung von Bei-
hilfehandlungen vor Beginn der Gewalttätigkeiten – sog. 
Ostentatives Mitmarschieren. Vor dem Hintergrund eines Fuß-
ballspiels kam es zwischen Anhängern zu einer „Dritt-Ort-Ausei-
nandersetzung“. Unter anderen rüstete sich der Angeklagte (A) 
mit Quarzsandhandschuhen und einem Mundschutz aus. Dann 
formierten sich alle Gruppenmitglieder in Reihen von drei Per-
sonen nebeneinander, wobei die Reihen einen Abstand von einer 
Armlänge einhielten. Durch die Formation war die Gruppe in der 
Lage, Angriffe geschlossen abzuwehren, ein Ausbrechen einzelner 
Mitglieder aus der Formation zu erschweren und einen militäri-
schen Eindruck zu erwecken. Schließlich verfiel die Formation in 
Richtung des Gegners in einen Laufschritt. A ließ sich unbemerkt 
zurückfallen und beobachtete das nachfolgende Geschehen aus 
einer Entfernung von 50 bis 60 Metern. Sodann kam es auf einer 
Kreuzung zum Zusammentreffen der beiden Gruppen mit zahl-
reichen wechselseitigen Körperverletzungen. Es konnte nicht 
feststellen werden, ob A eigenhändig Gewalttätigkeiten began-
gen hat. Diese endeten abrupt, als Sirenen von Polizeifahrzeugen 
ertönten. Die Teilnehmer der Auseinandersetzung flüchteten.

Eine Strafbarkeit wegen Landfriedensbruchs setzt weder 
Täterschaft bei der Begehung von Gewalttätigkeiten noch die 
Zugehörigkeit des Beteiligten zur Menschenmenge zurzeit der 
Gewalttätigkeiten voraus. Eine räumliche Distanzierung von 
der Menschenmenge nach Erbringung von Beihilfehandlungen 
unmittelbar vor Beginn der Gewalttätigkeiten hebt die Straf-
barkeit wegen Landfriedensbruchs nicht auf. (BGH, Urt. v. 
24.5.2017 – 2 StR 414/16)

§§ 184i Abs. 1, 184h Nr.1 StGB – Sexuelle Belästigung; hier: 
Erheblichkeit sexueller Handlungen. Als erheblich im Sinne 
des § 184h Nr. 1 StGB sind solche sexualbezogenen Handlungen 
(hier: Entblößen des Geschlechtsteils vor einer Minderjährigen; 
unerwünschtes Anfassen der Brust einer Minderjährigen) zu wer-
ten, die nach Art, Intensität und Dauer eine sozial nicht mehr 
hinnehmbare Beeinträchtigung des im jeweiligen Tatbestand 
geschützten Rechtsguts besorgen lassen. Dazu bedarf es einer 
Gesamtbetrachtung aller Umstände im Hinblick auf die Gefähr-
lichkeit der Handlung für das jeweils betroffene Rechtsgut; unter 
diesem Gesichtspunkt belanglose Handlungen scheiden aus. 

Die Einführung eines Auffangtatbestands für belästigend wir-
kende körperliche Berührungen in sexuell bestimmter Weise 
in § 184i Abs. 1 StGB wirkt sich nicht auf die Auslegung des 
Begriffs der Erheblichkeit in § 184h Nr. 1 StGB aus. Ziel der 
Neuregelung war es, bisher strafrechtlich nicht erfasstes Ver-
halten auch unterhalb der Schwelle des § 184h Nr. 1 StGB zu 
pönalisieren. (BGH, Urt. v. 26.4.2017 – 2 StR 580/16)

§ 211 Abs. 2 StGB – Mord, Heimtücke; hier: Hinterrücks 
erschossenes Tatopfer bei vorausgegangenem Streit.  Der 
Angeklagte (A) zeigte während des Streits auf die im Hosenbund 
mitgebrachte Pistole (Halbautomatik, mit 15 Patronen geladen) 
und sagte, dass es sich um eine scharfe Waffe handele. Das spä-
tere Opfer (O) bezeichneten A als „Clown“ und kündigte an, er 
werde mit dessen Halbschwester wieder eine Partnerschaft ein-
gehen, was den A weiter aufbrachte. Um sich der bedrohlichen 
Situation zu entziehen stieg O auf ein Fahrrad und fuhr los, 
wobei er herablassend lachte. A entschloss sich nun, O zu töten. 
Er gab aus etwa fünf bis sieben Metern Entfernung in Tötungsab-
sicht zehn gezielte Schüsse ab, von denen sechs Oberkörper und 
Kopf des Opfers trafen und ihn tödliche verletzten.

Heimtückisch handelt, wer in feindlicher Willensrichtung 
bei Beginn des mit Tötungsvorsatz geführten Angriffs die Arg- 
und Wehrlosigkeit des Tatopfers bewusst zur Tötung ausnutzt. 
Wesentlich ist, dass der Mörder das sich keines erheblichen 
Angriffs versehende, mithin arglose Opfer in einer hilflosen 
Lage überrascht und es dadurch daran hindert, dem Anschlag 
auf sein Leben zu begegnen oder ihn wenigstens zu erschwe-
ren; mithin wegen der kurzen Zeitspanne zwischen Erkennen 
der Gefahr und unmittelbarem Angriff keine Möglichkeit der 
Abwehr verbleibt. Wendet das Opfer dem Täter im Anschluss 
an einen Streit den Rücken zu und radelt davon, ist darin ein 
wesentliches Indiz für die erhalten gebliebene Arglosigkeit zu 
sehen. (BGH, Urt. v. 15.11.2017 – 5 StR 338/17)

§§ 242, 243 Abs. 1 S. 1 StGB – Besonders schwerer Fall des 
Diebstahls; hier: Einsatz Störsender. Der Angeklagte (A) ent-
wendete Gegenstände aus Fahrzeugen, nachdem er in Parkhäu-
sern abgewartet hatte, bis Geschädigte nach dem Aussteigen 
aus ihrem Fahrzeug eine Funkfernbedienung betätigt hatten, 
um es zu verriegeln. Dem A gelang es jeweils mittels eines Stör-
senders, den Schließmechanismus des Fahrzeugs so zu stören 
bzw. manipulieren, dass es entweder nicht verschlossen oder 
– von dem Geschädigten unbemerkt – wieder geöffnet wurde.

Andere nicht zur ordnungsgemäßen Öffnung bestimmte 
Werkzeuge i.S.v. § 243 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 StGB sind solche, 
mit denen der Schließmechanismus ähnlich wie mit einem 
Schlüssel ordnungswidrig in Bewegung gesetzt wird. Bei Ver-
wendung eines Störsenders ist das nur dann der Fall, wenn 
die Verriegelung eines Fahrzeugs mit Hilfe des Störsenders 



˘˘˘  Strafrechtliche Rechtsprechungsübersicht
RE

CH
T 

UN
D 

JU
ST

IZ

34 Die Kriminalpolizei Nr. 1 | 2019

geöffnet wird, nicht hingegen, wenn durch den Störsender 
die Verriegelung des Fahrzeugs von Anfang an verhindert 
wird. Ein Fall, in dem die Verriegelung eines Fahrzeugs mit 
einem Störsender verhindert wird, ist seinem Unrechtsge-
halt nach mit dem Öffnen eines verschlossenen Fahrzeugs 
mit Hilfe eines Störsenders vergleichbar, sodass die Annahme 
eines unbenannten besonders schweren Falles i.S.v. § 243 
Abs. 1 S. 1 StGB nahe liegt. (BGH, Beschl. v. 17.10.2017 – 3 
StR 349/17)

§ 250 Abs. 1 Nr. 1b StGB – Schwerer Raub; hier: Mitge-
führter Schlüssel (Objektiv ungefährliches Drohmittel) als 
sonstiges Werkzeug zur Überwindung des Widerstands des 
Opfers. Der Angeklagte (A) klingelte spontan an der in einem 
Behindertenwohnzentrum gelegenen Wohnung der 74-jährigen, 
behinderten Zeugin H. Diese ließ ihn mittels eines automati-
schen Türöffners in die Wohnung, weil sie ihren Therapeuten 
erwartete. Der A ging ans Bett der H, hielt ihr einen spitzen 
metallischen Gegenstand mit einer Länge von ca. 6 cm vor, for-
derte sie auf, ihm Geld zu geben und drohte, sonst müsse er ihr 
weh tun. Dabei hielt er einen Schlüssel so in der Hand, dass 
sie ihn für ein Messer halten konnte und sollte. Die H, die den 
Schlüssel wie beabsichtigt für ein Messer hielt, wies angesichts 
dieser Bedrohung auf ihr Portemonnaie hin, das zehn Euro ent-
halte. Der A nahm 14 Euro und ging.

Es reicht zur Erfüllung von § 250 Abs. 1 Nr. 1b StGB nicht 
aus, irgendeinen Gegenstand zur Überwindung des Widerstands 
eines Dritten einzusetzen. Nach dem weiten Wortlaut der Norm 
ist es zwar nicht erforderlich, dass das mitgeführte Werkzeug 
oder Mittel seiner Beschaffenheit nach objektiv geeignet ist, 
das Opfer durch Gewalt oder Drohung mit Gewalt zu nötigen. 
Als tatbestandsqualifizierende Drohungsmittel scheiden aber 
solche Gegenstände aus, bei denen die Drohungswirkung nicht 
auf dem objektiven Erscheinungsbild des Gegenstands selbst, 
sondern (allein oder jedenfalls maßgeblich) auf täuschenden 
Erklärungen des Täters beruht. Liegt danach aus der Sicht eines 
objektiven Betrachters auf das äußere Erscheinungsbild die 
objektive Ungefährlichkeit des Gegenstands offenkundig auf 
der Hand (beispielsweise Plastikrohr oder Holzstück), liegt kein 
Fall des § 250 Abs. 1 Nr. 1b StGB vor. Ein Schlüssel ist ohne 
Weiteres geeignet, bei einer Verwendung als Schlag- oder Stoß-
werkzeug gegen empfindliche Körperstellen durchaus ernst-
hafte Verletzungen zu verursachen. (BGH, Urt. v. 12.7.2017 – 2 
StR 160/16)

§§ 253 Abs. 1, 2, 255 StGB – Räuberische Erpressung; hier: 
Abgenötigte „Geldüberlassung“ am Bankautomaten. Der 
Angeklagte (A) betrat gegen 5.45 Uhr eine Bankfiliale, wie 
auch der Zeuge B, der Geld abheben wollte. A verwickelte B 
in ein Gespräch. Nachdem B seine Bankkarte in den Automa-
ten eingeschoben und seine Geheimnummer eingegeben hatte, 
stieß ihn A vom Automaten weg, wählte einen Auszahlungsbe-
trag von 500 Euro und entnahm das vom Geldautomaten ausge-
gebene Bargeld. B forderte die Herausgabe des Geldes, worauf A 
ihm bedeutete, er solle sich ruhig verhalten und keinen Ärger 
machen. Er könne ihn aber auch boxen. Dies verstand B als 
Androhung von Schlägen. Nachdem beide die Bank verlassen 
hatten, entfernte sich A mit dem Geld.

Wird ein Geldautomat technisch ordnungsgemäß bedient, 
erfolgt die tatsächliche Ausgabe des Geldes mit dem Willen 
des Geldinstituts. Dessen Gewahrsam wird nicht gebrochen. 
Wer jemanden vom Automaten wegstößt, einen Auszahlungs-
betrag wählt und das vom Geldautomaten ausgegebene Bar-
geld entgegennimmt, um sich zu Unrecht zu bereichern, hat 

mangels Wegnahme keinen Raub i.S.d. § 249 Abs. 1 StGB, aber 
eine räuberische Erpressung nach den §§ 253 Abs. 1, 2, 255 
StGB begangen, da auch der Berechtigte noch keinen Gewahr-
sam begründet hat. (BGH, Urt. v. 16.11.2017 – 2 StR 154/17)

II Prozessuales Strafrecht

§§ 102, 103, 105 StPO – Durchsuchung eines Wohnraums; 
hier: Mehrere Berechtigte. Zu Unrecht sei von einer „freiwil-
ligen Zustimmung“ zur Wohnungsdurchsuchung ausgegangen 
worden, da nicht alle Grundrechtsträger in die Maßnahme ein-
gewilligt hätten, namentlich allein eine entsprechende Erklä-
rung des Angeklagten (A), jedoch nicht der Mieterin der Woh-
nung vorgelegen habe. Dass die Freundin des A Mieterin der 
verfahrensgegenständlichen Wohnung sei, habe sich für die 
Polizei auch eindeutig „aus dem Klingelschild“ ergeben.

Die Frage, wessen freiwillige Unterwerfung in eine Wohnungs-
durchsuchung erforderlich ist, damit eine andernfalls nach § 
105 StPO erforderliche richterliche bzw. in Eilkompetenz ergan-
gene Anordnung entbehrlich wird, ist im Kontext mit der nach 
den tatsächlichen Umständen des Einzelfalles einschlägigen 
Ermächtigungsgrundlage zu beantworten. Wird eine Wohnung 
neben dem Verdächtigen von einer oder mehreren weiteren Per-
sonen bewohnt, bedarf es hinsichtlich der Anforderungen an 
deren Durchsuchung – namentlich, ob diese allein nach § 102 
StPO oder auch nach § 103 StPO zu beurteilen ist – der Diffe-
renzierung. Auszugehen ist davon, dass Wohnungen und Räume 
im Sinne des § 102 StPO alle Räumlichkeiten sind, die der Ver-
dächtige tatsächlich innehat, gleichgültig ob er Allein- oder 
Mitinhaber ist. § 102 StPO verliert deshalb nicht seine Bedeu-
tung als Eingriffsgrundlage, wenn weitere Personen Mitinha-
ber der tatsächlichen Herrschaft über Räumlichkeiten sind, die 
der Verdächtige bewohnt. Dagegen sind jedenfalls dann, wenn 
allein einer unbeteiligten Person zuzuordnende Räumlichkei-
ten (ebenfalls) Gegenstand der Durchsuchung sind, die engeren 
Anforderungen des § 103 StPO maßgeblich. (OLG Köln, Beschl. 
v. 26.1.2018 – 1 RVs 3/18)

§§ 163a Abs. 4 S. 1, 136 Abs. 1 StPO – Belehrung des 
Beschuldigten; hier: Unzureichender Eröffnung des Tat-
vorwurfs bei polizeilicher Vernehmung. Es besteht die 
Möglichkeit, aus ermittlungstaktischen Gründen, nicht stets 
jedes schon bekannte Detail offen zu legen; der Vernehmende 
hat einen gewissen Beurteilungsspielraum. Es ist jedoch dem 
Beschuldigten der ihm vorgeworfene Sachverhalt zumindest in 
groben Zügen zu eröffnen. Diese Grenzen sind überschritten, 
wenn dem Täter eines Gewaltdelikts der Tod des Opfers nicht 
eröffnet wird; fehlt dies also, ist die Tat nicht einmal in gro-
ben Zügen eröffnet.

Belehrungsdefizite begründen (jedoch) dann kein Verwer-
tungsverbot, wenn sie das Aussageverhalten des Vernommenen 
nicht beeinflusst haben. Dieser Gesichtspunkt, der sich insbe-
sondere dann auswirkt, wenn der Vernommene das Recht, über 
das er nicht ordnungsgemäß belehrt wurde, trotzdem kannte. 

Der BGH stellte nochmals explizit heraus: Es gehört auch zu 
den Aufgaben der Staatsanwaltschaft, im Rahmen ihrer Verant-
wortung für die Gesetzmäßigkeit des Ermittlungsverfahrens, 
auch soweit es von der Polizei durchgeführt wird, auf die kor-
rekte Einhaltung der Belehrungsbestimmungen und erforderli-
chenfalls möglichst auf die Korrektur erkennbarer Mängel hin-
zuwirken. (BGH, Beschl. v. 6.3.2012 – 1 StR 623/11)
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Aktuelles aus dem Netz

Von EKHK Christian Zwick, Ludwigshafen

Spione im Haushalt – Wie Hacker das Smart 
Home kapern

In jedem vierten deutschen Haushalt gibt es bereits Smart-Home-
Geräte. Ein Experte zeigt, wie sich diese Netzwerke per Glühbirne 
ausspähen lassen. Mehr: https://amp.handelsblatt.com/unterneh-
men/it-medien/kongress-35c3-spione-im-haushalt-wie-hacker-das-
smart-home-kapern/23812820.html, Meldung vom 30.12.2018.

Asylbewerber: Auslesen von Handydaten über-
führt nur selten Täuscher 

Die Auswertung der Mobilgeräte und sonstigen Datenträger von 
Asylbewerbern leistet offenbar keinen großen Beitrag, um falsche 
Angaben zur Identität aufzudecken. […] Demnach konnten vom 
Januar bis Juli 2018 nur in zwei Prozent der Fälle, in denen Daten-
zugriff erfolgte, auch mutmaßliche Betrüger enttarnt werden. In 
konkreten Zahlen sind es 41 Fälle. Ausgelesen wurden Daten von 
rund 7.000 Asylsuchenden, eine Auswertung der Daten fand in 
rund 2000 Fällen statt. Mehr: https://www.heise.de/newsticker/
meldung/Asylbewerber-Auslesen-von-Handydaten-ueberfuehrt-
nur-selten-Taeuscher-4189028.html, Meldung vom 11.10.2018.

Internet: Domain-Registrare müssen für illegale 
Inhalte haften 

Laut einem Urteil des OLG Saarbrücken müssen Domain-Regist-
rare bei ihnen angemeldete Domains sperren, sobald eine offen-
sichtliche Rechtsverletzung bei der entsprechenden Website 
vorliegt. Dabei reicht bereits ein einzelner illegaler Inhalt als 
Grund für eine Sperrung aus. Mehr: http://www.pcgameshard-
ware.de/Internet-Thema-34041/News/Domain-Registrare-Haf-
tung-illegale-Inhalte-1272171/, Meldung vom 25.12.2018.

Mannheim testet verhaltensbasierte 
Videoüberwachung 

In Mannheim soll ein intelligentes Kamerasystem kriminelles 
Verhalten erkennen und die Polizei alarmieren. […] Die Kame-
ras fangen Bilder ein und schicken diese verschlüsselt zum Lage-
zentrum der Polizei. Dort werden die Bilderströme mithilfe eines 
Algorithmus automatisiert ausgewertet. Erkennt die Software 
hektische oder untypische Bewegungen, etwa ein Schlagen, Ren-
nen oder Fallen, blinkt eine Lampe auf, und ein Polizist schaut 
sich die Szene am Bildschirm an. Mehr: https://www.heise.de/
newsticker/meldung/Mannheim-testet-verhaltensbasierte-Vide-
oueberwachung-4239279.html, Meldung vom 3.12.2018.

Kampf gegen unerwünschte Drohnen: Das Wett-
rüsten hat begonnen

Drohnen können in den falschen Händen viel Schaden anrich-
ten. Die Abwehrmaßnahmen werden deshalb ausgefeilter. Droh-
nen können missbraucht werden, um Flugzeuge zu gefähr-
den, Waren zu schmuggeln oder Menschen zu überwachen 
oder anzugreifen. […] All diese Vorfälle führen dazu, dass 
auch das Angebot an technischen Abwehrmaßnahmen wächst. 
Mehr: https://futurezone.at/digital-life/kampf-gegen-unerwu-
enschte-drohnen-das-wettruesten-hat-begonnen/400145381, 
Meldung vom 14.10.2018.

Cybergrooming: Justizministerin will Strafver-
folgung verschärfen 

Besserer Schutz von Kindern vor Cybergrooming: Potenzielle 
Täter sollen auch dann bestraft werden können, wenn sie mit 
verdeckten Ermittlern kommunizieren. Mehr: https://www.
heise.de/newsticker/meldung/Cybergrooming-Justizministerin-
will-Strafverfolgung-verschaerfen-4218588.html, Meldung vom 
12.11.2018.

Britischer Provider testet Tor-SIM-Karte

Ein britischer Provider testet SIM-Karten, bei denen das mobile 
Internet komplett durch das Tor-Netzwerk getunnelt werden 
soll. […] Onion Routed 3G soll keine andere Verbindung zum 
mobilen Internet ermöglichen als über das Tor-Netzwerk. Mehr: 
https://futurezone.at/produkte/britischer-provider-testet-tor-
sim-karte/400155171, Meldung vom 24.10.2018.

iPhone-Daten: Apple-Chef will Schlüssel zu 
iCloud loswerden 

Auf richterliche Anordnung rückt Apple bislang iCloud-Daten 
heraus, darunter komplette iPhone-Backups. Dies solle künftig 
nicht mehr möglich sein. […] In Hinblick auf die Verschlüsse-
lung von Smartphone-Backups hat Google den von Cook erst in 
Aussicht gestellten Schritt bereits vollzogen: Ab Android 9 Pie 
können Geräte Cloud-Backups auf Basis eines Keys verschlüs-
seln, der per Zufallsfunktion auf dem jeweiligen Endgerät gene-
riert wird, wie der Android-Hersteller jüngst ankündigte. Mehr: 
https://www.heise.de/mac-and-i/meldung/iPhone-Daten-
Apple-Chef-will-Schluessel-zu-iCloud-loswerden-4204437.html, 
Meldung vom 25.10.2018.
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Gewerkschaftspolitische 
Nachrichten

Von Sascha Braun, GdP Bundesvorstand, Berlin

Der 26. Ordentliche Bundeskongress der Gewerkschaft der Poli-
zei (GdP) tagte vom 26. bis 29. November 2018 in Berlin. Unter 
dem Motto „Leben in Sicherheit“ diskutierten die 255 Delegier-
ten rund 300 Anträge und wählten einen neuen Geschäftsfüh-
renden Bundesvorstand (GBV). Im Folgenden werden einige kri-
minalpolitische Anträge und ihre Begründungen dargestellt.

Umfassende, frühzeitige und dauerhafte 
Drogenprävention

Antrag: Der Bundesvorstand wird beauftragt, sich dafür 
einzusetzen, dass die Aufklärung über den Konsum von 
Drogen an den Schulen umfassend, frühzeitig und dauer-
haft umgesetzt wird.

Begründung: Der Anteil der 12- bis 17-jährigen Jugend-
lichen, die in den letzten zwölf Monaten vor der letzten 
veröffentlichten Befragung im Jahr 2015 Cannabis konsu-
miert haben, ist nach einem Rückgang in den Jahren 2004 
bis 2011 zuletzt um etwa zwei Prozentpunkte angestiegen. 
In der Drogenaffinitätsstudie 2015 der BZgA gaben insge-
samt 7,3 % der 12- bis 17-jährigen Jugendlichen und 15,3 % 
der 18- bis 25-jährigen jungen Erwachsenen an, in den letz-
ten zwölf Monaten Cannabis konsumiert zu haben. Zwischen 
männlichen (8,1 %) und weiblichen Jugendlichen (6,3 %) 
gab es keinen statistisch signifikanten Unterschied. In der 
Altersgruppe der jungen Erwachsenen war die 12-Monats-
Prävalenz der jungen Männer (20,6 %) höher als die der jun-
gen Frauen (9,7 %).

Prävention und Repression sind zwei unerlässliche Aspekte 
gesellschaftlichen Umgangs mit legalen und illegalen Drogen. 
Die Erfahrung zeigt, dass Aufklärung über illegale Drogen 
möglichst vor dem ersten Konsum beginnen soll. Deshalb ist 
es wichtig, altersstufengerechte Prävention bereits möglichst 
frühzeitig vor dem 12. Lebensjahr zu betreiben.

Für eine intensive kriminalpolizeiliche 
Spezialisierung

Antrag: Der Bundesvorstand wird beauftragt, sich dafür ein-
zusetzen, dass die Ausbildung von Kolleginnen und Kolle-
gen, die kriminalpolizeiliche Aufgaben wahrnehmen wer-
den, vertieft und nachhaltig erfolgt. Darüber hinaus soll die 
Spezialisierung für die Dienstverrichtung in der Kriminal-
polizei möglichst zeitnah nach dem Ende der polizeilichen 

Ausbildung erfolgen und durch regelmäßige Fortbildung 
erhalten bleiben. Die GdP steht für eine gemeinsame Aus-
bildung aller Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten zu 
Beginn der Berufstätigkeit. Wer kriminalpolizeiliche Aufga-
ben wahrnehmen soll, muss frühzeitig spezialisiert werden. 
Eine länderübergreifende Kooperation ist dabei ausdrücklich 
anzustreben.

Begründung: Effektive Kriminalitätsbekämpfung erfordert 
das gekonnte Zusammenspiel kriminal- und schutzpolizeilicher 
Fall- und Sachbearbeitung, und zwar auf allen Ebenen polizeili-
cher Tätigkeit. Effektive und gute Polizeiarbeit kann nur erfol-
gen, wenn Kolleginnen und Kollegen nachhaltig und intensiv 
aus- und fortgebildet sind.

Schwarzfahren bleibt Straftat!

Antrag: Der Bundeskongress der GdP spricht sich gegen die 
politische Idee aus, das Erschleichen von Fahrleistungen 
in eine Ordnungswidrigkeit umzuwandeln. Stattdessen soll 
sich der Bundesvorstand der GdP gegenüber den zuständi-
gen Stellen dafür einsetzen, das Erschleichen von Fahrleis-
tungen durch mechanische Barrieren zu erschweren.

Begründung: Das sog. Schwarzfahren ist eine häufig vor-
kommende Kriminalitätsform. Mit unterschiedlicher Intensi-
tät wird immer wieder diskutiert, diesen Tatbestand in eine 
Ordnungswidrigkeit umzuwandeln. Vor allem die vermeintlich 
damit einhergehende Arbeitserleichterung wird als Hauptargu-
ment ins Feld geführt.

Die GdP vertritt jedoch die Auffassung, dass es wichtig ist, 
auch mit dem Mittel des Strafrechts normgemäßes Verhalten 
zu verdeutlichen. Die schwarzfahrende Person kann die Beför-
derung nur erlangen, weil viele andere Personen den regulären 
Fahrpreis entrichtet haben und gemeinsam mit Steuerzuschüs-
sen Leistung der ÖPNV-Betriebe erst möglich machen.

Darüber hinaus würde die Bewertung des Schwarzfahrens 
als Ordnungswidrigkeit die Arbeit der Kontrolleure zusätzlich 
erschweren, weil eine Kontrolle der Fahrausweise dann nicht 
mehr der Aufklärung einer Straftat diente. Es steht zu befürch-
ten, dass sich dann noch mehr Personen als heute weigern, ihre 
Identität preiszugeben und die Durchsetzung des Hausrechts 
noch schwieriger wird.

Das Aufstellen von mechanischen Barrieren und Betretungs-
kontrollen im Bahnhofsbereich zeigt in vielen Städten der Welt, 
dass gegen das Erschleichen von Fahrleistungen wirkungsvoll 
vorgegangen werden kann.


